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CASTOR: UNTERSU-
CHUNGSAUSSCHUSS? Am 4. Juni hat
die PDS im Bundestag einen Antrag
auf Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses eingebracht. Der
Ausschuß solle untersuchen, ob beim
Umgang mit Behältern zum Trans-

port von abgebrannten Brennelementen
oder wärmeentwickelnden Abfällen aus
der Wiederaufbereitung gegen Pflichten
verstoßen wurde und ob Behörden des
Bundes oder der Länder sich bei Geneh-
migungen, Zulassungen oder der Über-
wachung von Atomtransporten Pflicht-
verletzungen schuldig gemacht haben, so
der energiepolitische Sprecher,Rolf Köh-
ne. Es müsse geklärt werden, warum
Grenzwertüberschreitungen in Kreisen
der Techniker und Wissenschaftler seit
Jahren bekannt waren, aber von Politi-
kern und Behörden sowie der Atomindu-
strie keine Aktivitäten zur Lösung der
Probleme in Gang gesetzt wurden.

AKW-VERSICHERUNGEN TEURER: Die
Mehrheit des Bundesrates will eine An-
hebung der Deckungsvorsorge erreichen,
die die Betreiber von Kernkraftwerken
erbringen müssen. Bisher sind diese ver-
pflchtet, eine Deckungsvorsorge für evtl.
Schadensfälle in Höhe von 500 Millionen
DM zu erbringen. Die Mehrheit des Bun-
desrats will diese Summe auf 5 Mrd. DM
anheben (Ds. 13/10483). Die Bundesre-
gierung lehnt den Gesetzentwurf ab. Sie
will nach den Bundestagswahlen das ge-
samte Atomhaftungsrecht neu regeln.

AKW-EXPORT IN TÜRKEI: Die Bundes-
regierung unterstützt deutsche Firmen,
die sich um den Auftrag für das geplan-
te Atomkraftwerk Akkuyu in der Türkei
bewerben. Einzelheiten über Bürgschaf-
ten, Kredithilfen u.ä. will sie noch nicht
veröffentlichen, teilte die Regierung auf
Anfrage der Grünen mit (Ds. 13/10784).

MEHR BGS-KONTROLLEN: Der Bundes-
grenzschutz soll künftig nicht nur im
Grenzgebiet bis 30 km hinter der Gren-
ze, sondern auch auf Bahnhöfen, Bahn-
anlagen und während der Zugbegleitung
sowie auf allen von ihm betreuten Flug-
häfen Personenkontrollen ohne konkrete
Verdachtsmomente durchführen. Das
sieht ein Gesetzentwurf von CDU/CSU
und FDP vor (Ds. 13/10790). Mit dem
Wegfall der Grenzkontrollen durch das
Schengener Abkommen entfalle die „Fil-
terfunktion“ der Grenze, argumentieren
die Regierungsparteien, und wollen die
Polizeikontrollen ausweiten und zu-
gleich den BGS – verfassungswidrig –  zur
bundesweiten Polizei ausbauen.

ZUMUTBAR? Sozialhilfeempfängern ist
jede Arbeit zumutbar. Das jedenfalls
meint die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort auf eine Anfrage von CDU/CSU zur
„Hilfe zur Arbeit“ (Ds. 13/10759). Nur in
besonderen Fällen (körperlich oder gei-
stig nicht in der Lage, Kindererziehung
u.ä.) sei den Hilfeempfängern solche Ar-

beit nicht zumutbar. Studien des Ge-
sundheitsministeriums hätten ergeben,
daß ein Drittel der arbeitsfähigen Hilfe-
bezieher zwischen 25 und 34 Jahre alt sei-
en. In Ost- und Westdeutschland seien ca.
29 Prozent der Bezieher von Sozialhilfe
arbeitsfähig. Zugleich berichtet die Re-
gierung, daß die Zahl der Arbeitsplätze
für Sozialhilfebezieher stark steigt. 1993
hätten 178 Städte 24000 Arbeitsplätze im
Rahmen der „Hilfe zur Arbeit“ gehabt,
1998 seien in 186 Städten bereits 55000
Arbeitsplätze erfaßt worden. Insgesamt
gehe der Städtetag von bundesweit
150000 Arbeitsplätzen als „Hilfe zur Ar-
beit“ für Sozialhilfebezieher aus.

RECHTSEXTREME STRAFTATEN: Die Er-
mittlungsverfahren und rechtskräftigen
Verurteilungen wegen der Verbreitung
von rechtsextremistischer Propaganda
und des Verwendens von Kennzeichen
verfassungswidriger Organisationen ha-
ben in den zurückliegenden Jahren deut-
lich zugenommen. Das ergibt sich aus ei-
ner Antwort der Regierung auf eine SPD-
Anfrage (Ds.13/10760). So stieg der Zahl
der Ermittlungsverfahren wegen Verstoß
gegen die §§ 86 und 86a des Strafgesetz-
buches von 944 (1990) auf 6192 (1996),
die der Verurteilungen von 135 auf 630.

GROSSDEUTSCHES SÄBELRASSELN: Das
„großdeutsche Säbelrasseln der Vertrie-
benenverbände“ störe den Prozeß der eu-
ropäischen Einigung, hat die grüne Ab-
geordnete Buntenbach kritisiert.Wer wie
die sudetendeutsche Landsmannschaft
Eigentumsrückgabe, gar „Entschädi-
gung“ und Autonomierechte für rücksie-
delnde Deutsche in den ehemals ostdeut-
schen Gebieten fordere, „scheint immer
noch nicht begriffen zu haben, daß die
Grenzen von 1937 definitiv passé sind.“
Wenn dies von Stoiber und Waigel unter-
stützt und zur Bedingung bei den Bei-
trittsverhandlungen zur EU gemacht
werde, sei dies ein „übler Erpressungs-
versuch des wirtschaftlich Stärkeren ge-
genüber den Beitrittskandidaten“. Die
Deutschland-Vorstellungen der Vertrie-
benenverbände gingen „weit über die be-
stehenden Grenzen hinaus“.

WAS KOMMT DEMNÄCHST? Am 15./16.
Juni tagt der Europäische Rat in Cardiff.
Am 17. Juni bringt die Bundesregierung
ihren Antrag auf Verlängerung der deut-
schen SFOR-Beteiligung auf dem Balkan
in den Bundestag. Auf der TO steht au-
ßerdem der Agrarbericht ’98 und die
Menschenrechtspolitik. Am 18. Juni
geht’s um die Ergebnisse des EU-Rats,
den Abschlußbericht der Enquete-Kom-
mission „SED-Diktatur …“, die Situati-
on im Gesundheitswesen, Bio- und Gen-
technologie, Entwicklungspolitik, ein
Antrag der Grünen für kommunales
Wahlrecht für Ausländer und die Expo
2000. Am 19.6. soll die Verlängerung des
SFOR-Mandats beraten und Kürzungen
im Asylbewerberleistungsgesetz be-
schlossen werden.
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Von Renate Hennecke

Gespräch in der Nürnberger U-Bahn,auf
dem Weg zum Messezentrum am Pfingst-
sonntagmorgen: Ein älterer Herr und ei-
ne Dame empören sich, wie denn Tsche-
chen behaupten könnten, sie hätten un-
ter der Nazi-Besatzung gelitten. Gut sei
es denen doch gegangen, gefreut hätten
sie sich, weil sie endlich Arbeit gekriegt
hätten vom Hitler. Na ja, wirft die Frau
dann ein, wie das Attentat auf den Hey-
drich war, da gab’s schon was. Lidice und
so. Aber gleich sind sich beide wieder ei-
nig: Da waren die Tschechen selbst
schuld. Die Attentäter hätten sich ja nur
zu stellen brauchen, dann hätte es gar
nichts gegeben. Gar nichts. Aber so? Da
war das ganz normal. Tatsächlich, so sa-
gen sie es: „ganz normal“.

Die beiden sind auf dem Weg zum Su-
detendeutschen Tag 1998, so wie Tausen-
de andere auch. Gewiß hätten die nicht
alle dieses obszöne „ganz normal“ über
die Lippen gebracht. Aber ein Zufall ist
es sicher nicht, daß gerade hier so etwas
zu hören ist, und das nicht einmal hinter
vorgehaltener Hand.

Auch in dem geschichtlichen Abriß seit
1918/19, mit dem Franz Neubauer, der
Sprecher der Sudetendeutschen Lands-
mannschaft (SL), kurze Zeit später seine
Rede bei der Hauptkundgebung des Su-
detendeutschen Tages beginnt, sind die
Tschechen an allem selber schuld. „Zu
München 1938 wäre es nicht gekommen“,
sagt Neubauer, „wenn nicht die Sudeten-
deutschen 1918/19 gegen ihren Willen in
den neugegründeten Staat gezwungen
worden wären und wenn nicht zwischen
1918 und 1938 die durchaus maßvollen
Wünsche der Sudetendeutschen auf Au-

tonomie innerhalb des tschechoslowaki-
schen Staates versagt worden wären.“
Hitler und sein unabänderlicher Be-
schluß, die Tschechoslowakei zu zer-
schlagen und zu annektieren, spielte
demnach höchstens am Rande eine Rol-
le.Viel entscheidender war, daß „seit No-
vember 1918 das Sudetenland nach und
nach von tschechischen Truppen besetzt
worden“ war.

Die Negierung der Tatsache, daß 1945
aufgrund der unfaßbaren Verbrechen der
Hitlerfaschisten eine besondere histori-
sche Situation bestand,die nicht mit spä-
teren verglichen werden kann, ist not-
wendig,damit die abenteuerliche Gleich-
setzung erfolgen kann zwischen der Um-
siedelung der Deutschen damals und den
„ethnischen Säuberungen“ der letzten
Jahre, z.B. im ehemaligen Jugoslawien.
Und diese Parallele wiederum ist not-
wendig,um alle heutigen internationalen
Beschlüsse und Forderungen zugunsten
von Vertriebenen und Flüchtlingen um-
münzen zu können zugunsten der Sude-
tendeutschen. Neubauer: „Nachdem die
sogenannten ethnischen Säuberungen
auf dem Balkan nichts anderes waren als
eine Nachahmung der Vertreibung der
Deutschen von 1945/46, ist unverständ-
lich, warum der Außenminister die an die
Nachfolgestaaten Jugoslawiens gerichte-
ten Forderungen nicht auch gegenüber
der Tschechischen Republik erhebt.“ 

Immer wieder wird von Neubauer
ebenso wie von dem zweiten Redner der
Hauptkundgebung, dem bayerischen Mi-
nisterpräsidenten Edmund Stoiber, der
Vorwurf erhoben, Außenminister Kinkel
vertrete bei den EU-Beitrittsverhand-
lungen mit Tschechien nicht nachdrück-
lich genug nationale deutsche Interessen.
Es sei völlig unverständlich, wenn Kin-

kel den tschechischen Beitritt „ohne
Wenn und Aber“ unterstütze, er müsse
vielmehr zur Bedingung machen, daß
Tschechien die Benesch-Dekrete (gesetz-
liche Grundlage für die Enteignung und
Ausweisung der Deutschen aus der
Tschechoslowakei 1945/46) und das Am-
nestiegesetz von 1946 aufhebt und das
Heimatrecht der Sudetendeutschen in
Tschechien sowie ihr Recht auf Eigen-
tumsrückerstattung bzw. Entschädigung
anerkennt. Neubauer: „Wer Mitglied
werden will, muß die europäische Haus-
ordnung einhalten!“ 

Interessant im übrigen, wie sich Neu-
bauer das künftige Haus Europa vor-
stellt: das 1918 untergegangene Koloni-
alreich der Habsburger nennt er ein
„Kleineuropa mit vielen noch heute zu-
kunftsweisenden Ansätzen für das Zu-
sammenleben von Völkern und Volks-
gruppen“.

Die schrillen Töne, die auf dem Sude-
tendeutschen Tag 1998 zu hören waren,
wurden in der bürgerlichen Presse sehr
rasch als gewohntes Pfingstritual, ver-
stärkt durch Wahlkampfgetöse, abgetan.
Die CSU, so die veröffentlichte Meinung,
versuche, ihre Wählerklientel durch eini-
ge verbale Zugeständnisse zu binden und
am Abwandern nach noch weiter rechts
zu hindern. Das impliziert, das alles sei
zwar ärgerlich, wegen dem Schaden für
das Ansehen im Ausland, aber doch nicht
so ernst zu nehmen. Wahlversprechen
werden bekanntlich selten verwirklicht.

Gewiß war Stoibers Rede auch eine
Wahlkampfrede (und als solche von er-
heblicher demagogischer Qualität). Sie
darauf zu beschränken wäre jedoch eine
gefährliche Unterschätzung. Die Politik
der CSU wird nicht von der SL bestimmt,
sondern umgekehrt: die CSU benutzt die
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Sudetendeutscher Tag 1998

„Europäische Hausordnung“ à la Stoiber und Co.

Gemeinsame Plattform
zur Europawahl?

Vertreter von 20 linken Parteien in
der EU und der Linksfraktion des Eu-
ropaparlaments haben bei einem
Treffen in Berlin Ende letzter Woche
eine gemeinsame Plattform für die
Wahl zum Europaparlament im kom-
menden Jahr 1999 vereinbart. Das
teilte der PDS-Vorsitzende Bisky am
6. Juni auf einer Pressekonferenz
nach dem Treffen mit. An der Tagung
in Berlin hatten u.a. Robert Hue von
der Französischen KP, Julio Anguita
von der Vereinten Linken Spaniens
und Fausto Bertinotti von der Rifon-
dazione Comunista teilgenommen.
Außerdem wurde eine gemeinsame
Initiative zur Einführung der 35-

Stunden-Woche vereinbart. Das
nächste Treffen der europäischen
Linken soll im Januar 1999 in Paris
stattfinden. Bild: Besucherinnen und

Besucher bei der „ND-live“-Diskus-
sionsrunde auf dem Europafest der
PDS in Berlin am 6. Juni.

rül, Foto: ND
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SL als Schwungmasse für ihre chauvini-
stische Neben-Außenpolitik. Und bei der
handelt es sich keineswegs um eine wahl-
taktische Eintagsfliege. Ganz im Gegen-
teil: die CSU arbeitet seit Jahren sehr
zielstrebig darauf hin, auf europäischer
Ebene ihre völkischen Vorstellungen
durchzusetzen. Dafür hat sie wichtige
Politiker wie Otto von Habsburg und
Bernd Posselt abgestellt.

Neubauer: „Der nächste Schritt muß
die Verankerung des Volksgruppenrechts
auch in der Rechtsordnung der Europäi-
schen Union sein. Dafür hat sich auf In-
itiative des Südtiroler Europaabgeord-
neten Michael Ebner und unseres Lands-
mannes Bernd Posselt das Europaparla-
ment nach 20jähriger Blockade im letz-
ten Jahr ausgesprochen. Posselt hat zwei
Jahre lang die interfraktionelle Arbeits-
gruppe des Europaparlaments für Min-
derfragen geleitet, in der von Kareliern
bis hin zu Katalanen und Basken in Spa-
nien alle traditionell ansässigen Volks-
gruppen in der EU – immerhin Vertreter
von fast 50 Millionen Menschen – zu-
sammengeschlossen sind.“ 

Erwähnt sei in diesem Zusammenhang
auch die Erläuterung von Edmund Stoi-
ber zum Motto des Sudetendeutschen Ta-
ges „Wahrheit und Recht – Fundament
für Europa“. Das Motto, so Stoiber, „ver-
weist auf die europäische Dimension der
sudetendeutschen Fragen.

Dieses Motto steht damit ganz in der
politischen und geistesgeschichtlichen
Tradition der Sudetendeutschen und der
Heimatvertriebenen. Bereits in der
berühmten Eichstätter Erklärung von
1949 heißt es, daß ihre Anliegen ‚nur im
Rahmen einer föderalistischen Gesamt-
ordnung Europas gelöst werden‘ können.
Damals war eine solche Aussage Vision,
heute ist sie nahe Realität…“ Und was ist
das Anliegen dieser Eichstätter Er-
klärung, die seit Gründung der SL bis
heute als wegweisendes Dokument im-
mer wieder zitiert wird? Lapidar heißt es
darin: „Unsere unabdingbare Forderung
ist die Rückgabe der Heimat in den
Sprach- und Siedelungsverhältnissen
von 1937.“

Die Anerkennung ihres „Rechtes auf
Heimat“ in Tschechien und der Unrecht-
mäßigkeit ihrer Ausweisung gilt den
Funktionären der SL als Voraussetzung
für die Anerkennung ihrer Eigentums-
und Entschädigungsansprüche. Stoiber
kann gar nicht genug darauf hinweisen,
daß er einen „Schlußstrich“ in dieser Fra-
ge verhindert und dafür gesorgt habe,daß
die Ansprüche offen geblieben seien. Die
Pressemappe, die bei der Pressekonfe-
renz ausgeteilt wurde,enthält eine „Stel-
lungnahme der SL zur Eigentumsfrage“.
Darin wird die ungarische Lösung pro-
pagiert: „Ungarn hat – leider weitgehend
unbeachtet von der deutschen Öffent-
lichkeit – in den letzten Jahren den ver-
triebenen Ungarndeutschen gewisse
Entschädigungen zukommen lassen (z.B.
in Form von Beteiligungen an zu privati-
sierenden Unternehmen).“

Schröders Schattenkabinett

Wär’ was, wenn?
Walter Riester soll, falls die SPD die Bun-
destagswahlen gewinnt, Arbeits- und So-
zialminister in einem Kabinett Schröder wer-
den. Riester, Vorsitzender der IG Metall, per-
sonfiziert die Versprechen der SPD gegen-
über der Gewerkschaftsbewegung, Verspre-
chen, die bekanntlich unter dem Vorbehalt
eines nach der Wahl vorzunehmenden Kas-
sensturzes stehen. Sind gesellschaftliche
Reformen, die den ärmeren Teilen der Ge-
sellschaft was bringen, unter den Bedin-
gungen der „Euro-Kriterien“ überhaupt
möglich? Riester versucht in einem länge-
rem Interview der Süddeutschen Zeitung
(SZ) vom 16. Mai Antworten zu finden.

„Riester: Nehmen wir mal die
Bereiche Arbeitsmarktpolitik,
Arbeits- und Tarifrecht. Ich se-
he folgende zugespitzte Pro-
blemlage: Wir hatten in der Ver-
gangenheit anders als in wich-
tigen anderen Industrieländern
überwiegend eine Altersar-
beitslosigkeit. Der Grund war,
daß wir ein Vorruhestandssy-
stem entwickelt haben, durch
das wir die Jugendarbeitslosig-
keit relativ niedrig halten konn-
ten. Das kehrt sich im Moment
um,und zwar stärker,als die Öf-
fentlichkeit es wahrnimmt. Ich selbst bin
erschrocken, als ich vor zweieinhalb Wo-
chen von der Bundesanstalt für Arbeit
neueste Daten bekommen habe, wonach
der Anteil der 14- bis 24jährigen an der
Erwerbsarbeit radikal abnimmt. – SZ:
Vor allem sind junge Männer betroffen.
Deren Arbeitslosenquoten sind höher als
die der jungen Frauen. – Riester: Richtig.
Wir haben über eine Million junge Men-
schen, die größtenteils nicht in der Ar-
beitslosenstatistik erfaßt sind, mit zu-
nehmender Tendenz. Das ist ein riesiges
Problem, was auf uns zukommt, in dem
wir eigentlich schon stecken.“

Riester will also gegensteuern gegen
die von der konservativ-liberalen Politik
bewußt herbeigeführte Situation, daß ei-
ne große Zahl von Jugendlichen nicht in
„normale“ Erwerbsverhältnisse hinein-
wächst, sondern als eine an Armut von
Kindesbeinen an gewöhnte Gesell-
schaftsklasse zur Verfügung steht,z.B.als
Kanonenfutter, z.B. als Dienstboten. Rie-
ster wendet sich ausdrücklich gegen sol-
che Vorstellungen,die ansonsten der SPD
nicht mehr fremd sind (s. SPD-Wahlpro-
gramm, Politische Berichte Nr. 7/98).
„Riester: Es spricht aus meiner Sicht
nichts für einen Niedriglohnbereich. Das
deutsche Tarifsystem unterscheidet sich
von anderen dadurch zuerst einmal, daß
wir keinen gesetzlichen Mindestlohn ha-
ben. Daraus folgt, daß wir große Bereiche
haben, die völlig tariffrei sind. Unser Sy-
stem hindert also wenige daran, sich in

schlechtbezahlten Jobs zu verdingen. In
Frankreich zum Beispiel liegt der gesetz-
liche Mindestlohn bei 6664 Franc, das
sind rund 2 000 Mark. Unsere tariflichen
Mindeststandards in vielen Branchen lie-
gen darunter. Trotzdem entfaltet sich
kein zusätzlicher Arbeitsmarkt daraus.
Jetzt fragt man sich natürlich: Warum ist
das so? Ich bin überzeugt, daß wir bei uns
auch personenbezogene Dienstleistun-
gen schon gehörig durchrationalisiert
haben. Nehmen wir nur diese hierzulan-
de immer wieder angepriesenen Beispie-
le aus den USA: Koffer tragen, Schuhe
putzen, Einkaufstüten packen. Das

macht mich immer ganz nervös, wenn ich
das höre, weil ich weiß, daß solche Tätig-
keiten bei uns längst wegrationalisiert
wurden oder auf kulturelle Barrieren
stoßen. Und dann frage ich mich: Riester,
ist es eigentlich richtig, diesen Produkti-
vitätsfortschritt wieder zurückzudre-
hen?“

Wenn nicht Niedriglohn und Dienst-
boten, wie soll die hohe Erwerbslosigkeit
bei jungen Männern gesenkt werden oh-
ne eine „Belastung“ der Wirtschaft, wie
sie die klassischen Mittel nach sich zie-
hen (eine Verlängerung der Schulzeit
braucht mehr Lehrer, eine Senkung des
Rentenalters höhere Beiträge zu den Ver-
sicherungskassen)? Was also soll Abhilfe
schaffen, aber die Maastricht-Kriterien
über Geldwertstabilität und öffentliche
Verschuldung nicht gefährden?

Riester: „Mit der Heraufsetzung des
Rentenzugangsalters auf 65 für Frauen
und Männer ist der Arbeitsmarkt ver-
stopft. Eine vorstellbare Lösung wäre:
Wenn wir die Ansätze des Altersteilzeit-
gesetzes weiterentwickeln und mit einer
Offensive der Tarifvertragsparteien ver-
suchten, daß erheblich mehr ältere Ar-
beitnehmer von Altersteilzeit Gebrauch
machen könnten, dann hätten wir unten
eine große Entlastung des Arbeitsmark-
tes. Das wäre eine Form intelligenter Ar-
beitszeitverkürzung, die kaum diskutiert
wird. Man entließe die Menschen nicht
einfach auf die Parkbank zum Schwäne-
füttern und zum Enkelhüten,sondern bö-
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te ihnen Möglichkeiten, ihre immense Er-
fahrung und Qualifikation weiter einzu-
bringen. Das wäre für mich etwas mehr
Sozialstaatlichkeit jenseits rein monetä-
rer Verteilung und teurer Projekte.“

Und eine soziale Mindestsicherung
(Aufstockung von Niedrigrenten auf we-
nigstens Sozialhilfeniveau) soll dafür
sorgen, daß auch genügend Beschäftigte
von der Altersteilzeit Gebrauch machen:
„SZ: Die Mindestsicherung ist also eine
Art besserer Sozialhilfe für Alte? – Rie-
ster: Nein, es ist mehr.Weil ich jetzt nicht
nur den Gesichtspunkt der Sozialhilfe
sehe, sondern auch den des Arbeitsmark-
tes.Ich bin vollkommen überzeugt davon,
daß viele Ältere, von 45 oder 50 Jahren
an, ganz gerne in Teilzeit arbeiten wür-
den. Aber sie müssen ja immer mitden-
ken: Ach du lieber Himmel, nein, dann
sinkt ja später meine Rente.“

Und wer soll die soziale Mindestsiche-

rung bezahlen? „Riester: Eine solche an-
dere Denke könnte eine Menge dazu bei-
tragen, die Erwerbsarbeit qualitativ zu
entfalten und weiterzuentwickeln. Wir
haben günstige Standortbedingungen –
von der Qualifikation der Menschen über
die Industriestruktur bis zur Infrastruk-
tur. Aber das alles muß noch verbessert
und neu belebt werden.“

Riester spekuliert darauf, daß ein In-
novations- und Produktivitätsschub in-
folge einer nochmaligen Verjüngung der
Beschäftigten die Staatsfinanzen auf-
bessern würde, so daß eine Mindestsi-
cherung problemlos zu finanzieren wäre.
Was aber, wenn nicht, oder wenn die Ka-
pitalisten nicht wollen?

Die PDS hat recht: die SPD im näch-
sten Bundestag braucht Druck von links.
Sonst bringen am Ende die Ärmeren Vor-
leistungen und die Reichen kassieren.

alk

Am 28. Mai hat der Bundestag die Aufhe-
bung aller NS-Unrechtsurteile beschlossen
– 53 Jahre nach Kriegsende und nach jah-
relangem Druck der Öffentlichkeit. Mit der
Aufhebung der Urteile ist aber keine Ent-
schädigungsregelung verbunden. Das hat-
ten Regierungsparteien und SPD vor der Be-
schlußfassung im Rechtsausschuß schon
vereinbart. Wir dokumentieren die Rede des
PDS-Abgeordneten Gerhard Zwerenz bei der
Schlußberatung im Bundestag.

Gerhard Zwerenz (PDS): Herr Präsident!
Meine Damen und Herren! 
53 Jahre nach Kriegsende beschließt der
Deutsche Bundestag endlich die Aufhe-
bung aller NS-Unrechtsurteile.Wenn das
ein Akt historischer Gerechtigkeit sein
soll, so zeugt dies doch erstens von be-
schämender Verspätung und zweitens
vom wenig hellen Geisteszustand jener
Teile der Kriegsgeneration,die nicht klü-
ger aus dem Krieg herausgekommen
sind, als sie hineingingen.
(Beifall bei der PDS)
Ich erlebte hier im Plenum noch die letz-
te vierjährige Hinhaltetaktik, nach der
die verschiedenen Opfer der NS-Ver-
nichtungsmaschine weiterhin als nicht
rehabilitierte Verfolgte und Bestrafte le-
ben sollten. Falls sich das jetzt wirklich
ändert, ist es zu würdigen. Dabei mußte
Herr Geis über seinen langen Schatten
springen, um dieses Papier richtig zu fin-
den, wobei ich nicht weiß, wie sehr er
wirklich über seinen Schatten gesprun-
gen ist. Ich bin da sehr unsicher.
(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie müssen
nur das Gesetz lesen!)
Ich sehe aber – ich erinnere mich sehr ge-

nau –, daß ein halbes Jahrhundert lang
diejenigen den Opfern vorgezogen wur-
den, die gedankenlos oder opportuni-
stisch oder mit falschem militärischen
Pflichtgefühl zu den schuldbeladenen
Aktivisten des Dritten Reiches gehörten.
Zum Beispiel Dietl, um nur kurz daran
zu erinnern: Es brauchte jahrzehntelan-
ger oppositioneller Energien, bis der Na-
me dieses antisemitischen Generals und
Freundes Hitlers keine Bundeswehrka-
serne mehr zieren durfte, und dann war
das der CSU, Ihrer Partei, Herr Geis, im-
mer noch einen Protest gegen Minister
Rühe wert.

Zum Beispiel Gehlen,ein Busenfreund
jenes Dr. Frey. – Da wären noch mehr
CDU/CSU-Busenfreunde zu nennen. –
Der heutige Herr der DVU-Heerscharen
wurde von Ex- wie von Postnazis instal-
liert.

Zum Beispiel Heusinger: Verteidi-
gungsminister Rühe erließ am 14.August
1997 zum 100. Geburtstag von General
Heusinger, des ersten Generalinspek-
teurs der Bundeswehr, einen pauschal
würdigenden Tagesbefehl, in dem es ge-
schichtsrelativierend heißt,Heusinger sei
„durch Hitler mißbraucht worden“. Wir
wissen in der Zwischenzeit sehr viel
mehr.Derart wurden Hitlers oberste Hel-
fer nach dem Krieg erneut hofiert und
benötigt, die Opfer aber blieben im dun-
keln. Sie sollte man – schlag nach bei
Brecht – nicht sehen.

Hinter uns liegen 50 Jahre sturen Ver-
schweigens, aber auch ungerechter Ver-
teidigung oder Bagatellisierung der
deutschen Kriegsverbrechen, und die
200000 bis 500000 Verurteilten und Hin-

gerichteten waren vergessen.
Wenn sie nun benannt werden, so sol-

len sie doch nur durch die Hintertür ein-
treten,verspätet legalisiert,und man sagt
ihnen: Wiedergutmachung ist für die mei-
sten von euch nicht zu haben.

Übrigens fehlt in dieser Liste der zu
rehabilitierenden Opfer der nationalso-
zialistische Lieblingsfeind, nämlich der
„jüdisch-bolschewistische Kommissar“,
ersatzweise der „jüdische Linksintellek-
tuelle“, der, oft von Hitler und Stalin ge-
meinsam verfolgt, nur noch spurenweise
am Leben blieb, was ihn in Deutschland
vor übler Nachrede auch heute nicht
schützt.

Es freut mich, der Hamburger Bun-
deswehr-Führungsakademie dafür dan-
ken zu können, daß sie, wohl in Wieder-
gutmachungsabsicht, meinen Freund
Emil Carlebach zum Vortrag in der Aka-
demie akzeptierte und ertrug. Ein Anti-
militarist, KZler, ein tatsächlich jüdisch-

Asylbewerberleistungsgesetz

Niedersachsen macht
den Weg frei

Mit einer perfiden Arbeitsteilung zwi-
schen SPD-Bundestagsfraktion und
niedersächsischer Landesregierung
soll das Gesicht gewahrt und gleich-
zeitig der Weg freigemacht werden für
die Verschärfung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes.Nach dem Fahrplan
der SPD soll die Bundestagsfraktion
am Donnerstag, 18.6. in 2. und 3. Le-
sung das Gesetzesvorhaben im Bun-
destag ablehnen und damit den Pro-
test, der vor allem aus Wohlfahrtsver-
bänden und Kirchen kommt, auffan-
gen. Den Ausputzer spielt dann Nie-
dersachsens Innenminister Glogows-
ki, der zur Zeit einen Änderungsvor-
schlag mit einigen wenigen kosmeti-
schen Korrekturen in seinem Ministe-
rium erarbeiten läßt.Bereits einen Tag
nach der Abstimmung im Bundestag,
am Freitag,den 19.6.stimmen die SPD
regierten Länder dem Niedersachsen-
entwurf im Bundesrat zu und machen
damit den Weg frei für eine Verab-
schiedung noch vor der Bundestags-
wahl. Dazu Silke Stokar, innenpoliti-
sche Sprecherin der grünen Land-
tagsfraktion in Niedersachsen: „Nicht
Politikwechsel, sondern Große Koali-
tion zur Durchsetzung eines Gesetzes,
das die Ärmsten der Armen trifft, ist
das Signal, das von Niedersachsen
ausgeht.Die FDP ist gegen diese Asyl-
rechtsverschärfung,selbst die CDU ist
gespalten – Wie beim Großen
Lauschangriff ist es erneut der nie-
dersächsische Innenminister Glogo-
wski,der der handlungsunfähigen Re-
gierung aus dar Patsche hilft. Es liegt
in der Hand der SPD, dieses Gesetz
zum Scheitern zu bringen.Sie darf mit
ihrer Wählertäuschung nicht durch-
kommen.“ sto, aus: CL-Netz

G. Zwerenz (PDS) zur Aufhebung der NS-Unrechtsurteile

Ein Akt historischer Gerechtigkeit,
mit beschämender Verspätung
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kommunistischer Intellektueller in höf-
licher Diskussion bei Bundeswehroffi-
zieren, das läßt schon fast hoffen, auch
wenn es nur ein Einzelfall ist, der leider
durch andere plural dementiert wird.

Die Aufhebung der NS-Unrechtsur-
teile ist ein später Fortschritt. Der Wahl-
kampf zeigt: Das hat weder politische
noch moralische Folgen. Im Kampf um
die Macht wird die Linkenhatz zum All-
tag.Meine Redezeit ist abgelaufen; ich se-
he es. Lassen Sie mich mit einem Beispiel
schließen, weil Sie, Herr Geis, hier erneut
in bezug auf verfolgte Homosexuelle, in
bezug auf verfolgte Deserteure und in be-
zug auf andere Opfer von einem „Aus-
sortieren“ gesprochen haben.

Wie der kürzlich verstorbene Fritz
Wüllner in seinem epochalen Werk „Die
NS-Militärjustiz und das Elend der Ge-
schichtsschreibung“ aufdeckte, wurden
in Stalingrad binnen einer Woche kurz
vor dem Ende noch 364 zum Tode verur-
teilte deutsche Soldaten exekutiert. Das
muß man sich einmal vorstellen! Es gab
schon keine Soldaten zum Kämpfen
mehr, da hat man 364 deutsche, zum To-
de verurteilte Soldaten aufgespart. Und
dann hat man sich noch einige starke
Leute geholt, um sie zu töten. Ich frage
mich: Wie soll man da noch „sortieren“?
Wie wollen Sie diese 364 gegen Kriegs-
ende hingerichteten namenlosen Opfer
denn überhaupt auseinanderbringen?
Wie wollen Sie sagen,wer Widerstand ge-
leistet hat und wer nicht? Für mich ist
dies nur ein weiteres Beispiel für eine na-
menlose Trauer. Angesichts dessen ist
das, was hier auf rechtspolitischem Ge-
biet so spät geschieht, nichts weiter als
eine neuerliche Hinzufügung von Un-
recht. (Beifall bei PDS, Bündnis 90/Die
Grünen sowie Abgeordneten der SPD)

(siehe auch Stellungnahme der VVN,
Seite 12)

Dortmund, 6. Juni: 100.000 demonstrierten
für kurdische Einheit und Freiheit
Mehrere zehntausend Kurdinnen und Kurden, die Veranstalter
schätzen sogar 100000, nahmen am 6. Juni an einer großen De-
monstration „Für Einigkeit und Freiheit in Kurdistan“ teil. In
zwei kilometerlangen Marschsäulen marschierten sie zur Ab-
schlußkundgebung nahe der Westfalenhalle. Zwei Jahre nach
den schweren Krawallen im Zusammenhang mit einer damals
verbotenen kurdischen Friedensdemonstration hielt sich die
Polizei dieses Mal zurück, so daß eine große „Volksfeststim-
mung“ aufkam. Auch ein Versuch des Bundesinnenministeri-
ums, durch ein Rundschreiben an Busunternehmer die Aktion
noch zu behindern, blieb weitgehend folgenlos. Die grünen
Landtagsabgeordneten von NRW, Ewald Groth und Jamal Kars-
li, und der Bochumer Arzt Knut Rauchfuss hatten die Aktion
angemeldet, die Mobilisierung lag weitgehend in Händen des
kurdischen Dachverbands YEK-KOM. Ulla Jelpke, Hans Bran-
scheid, der italienische Kurdistan-Aktivist Dino Frisullo, ein
griechischer Abgeordneter, der frühere dänische Ministerpräsi-
dent Anker Jörgensen sowie kurdische Rednerinnen und Red-
ner sprachen oder schickten Grußadressen. Immer wieder ge-
fordert wurde ein Stopp der Abschiebung von kurdischen
Flüchtlingen, ein Stopp der Waffenlieferungen an die Türkei, die
Aufhebung des PKK-Verbots und Schritte zu einer politischen
Lösung des Kurdistan-Konflikts. (rül)

Skandalöse Steuersubvention für Reeder/Streit um Billigjobs

Billigflaggen in der Seeschiffahrt
Die internationalen Seeleutegewerkschaften
verzeichnen im Kampf gegen Billigflaggen
und Billigjobs auf den Schiffen seit Jahren
nur geringe Abwehrerfolge. Angeblich zur
„Sicherung der deutschen Seeschiffahrt“
haben Bundesrat und Bundestag jetzt eine
neue Reedersubvention ausgeheckt und En-
de Mai verabschiedet: 40 Prozent der Lohn-
steuer der Seeleute fließen direkt in die Ta-
schen der Reeder. Weiter Streit gibt es da-
gegen um eine neue Schiffsbesetzungsver-
ordnung, die Verkehrsminister Wissmann
gleich mit verabschieden wollte und die auf
Druck der ÖTV nun noch einmal verhandelt
werden soll.

Für den Chef des Instituts „ Finanzen und
Steuern“, Adalbert Uelner, ist die im En-
de Mai von Bundestag und Bundesrat
verabschiedeten „Schiffssicherheitsan-
passungsgesetz“ enthaltene neue Steuer-
subvention für die Reeder „das Schamlo-
seste, was das Einkommenssteuerrecht je
erdulden mußte“. Das Gesetz sei eine
„Legalisierung von Lohnsteuerunter-
schlagung“. „Erdulden“ sollen in Wirk-
lichkeit die abhängig Beschäftigten auf
den unter deutscher Flagge fahrenden
Seeschiffen, daß ab nächstes Jahr die
Reeder 40% der Lohnsteuer,die sie zu La-
sten ihrer Beschäftigten einziehen und
die die Kapitalisten ansonsten üblicher-
weise an das Finanzamt abführen müs-
sen, gleich selbst behalten dürfen. „Dies
ist die perfekteste Umverteilung von un-
ten nach oben“, so wieder Adalbert Uel-
ner. In der Tat: Daß die Kapitalisten die
von ihnen eingezogene Lohnsteuer gleich
selbst behalten, statt sie an das Finanz-

amt abzuführen und von dort evtl. als
„Subvention“, Infrastruktur oder ähnli-
ches wieder zurückzubekommen – diese
direkte Bereicherung auf dem Steuerweg
kannte das deutsche Steuerrecht bisher
nicht.

Trotzdem: ab 1.1.1999 wird dieser
Skandal für deutsche Reeder Wirklich-
keit sein. Und, um die Groteske perfekt
zu machen: Die ÖTV,Abteilung Seeschif-
fahrt, hat der Regelung auch noch zuge-
stimmt! Das „Argument“ der ÖTV: In den
Niederlanden dürften die Reeder sogar
alle Lohnsteuern der dort beschäftigten
Seeleute direkt in der eigenen Tasche be-
halten. Und in Italien tritt im Juni eben-
falls ein neues „Zweitregistergesetz“ in
Kraft, das italienischen Reedern erlaubt,
sämtliche Lohnsteuern der von ihnen als
Beschäftigte ausgebeuteten Seeleute di-
rekt in ihrer eigenen Kasse zu behalten.
Zusätzlich übernimmt der italienische
Staat auch noch sämtliche Sozialversi-
cherungsbeiträge der Reeder.Einzige Be-
dingung: Die Schiffe der Reeder müssen
von fremden Flaggen wieder in das ita-
lienische Zweitregister zurückgeflaggt
werden.

Möglich geworden sind diese schon ins
Groteske gehenden Einbrüche der Ree-
dereikonzerne in Europa durch den an-
haltenden Druck, den diese Konzerne
durch die Ausflaggung des größten Teils
ihrer Schiffe in sog. „Billigflaggen“ (li-
berianische u.a. Schiffahrtsregister, die
den Reedern die Anheuerung von See-
leuten zu elendesten Löhnen und Ar-
beitsbedingungen, ohne jeden gewerk-
schaftlichen Schutz) seit Jahren auf die
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Seeleutegewerkschaften in ihren Länder
ausüben. Trotz vielfältiger Anstrengun-
gen über den „ITF“, die Internationale
Föderation der Transportarbeiterge-
werkschaften, ist es den Gewerkschaften
bislang nicht gelungen,gegen diesen bru-
talen Billiglohndruck eine erfolgreiche
Gegenwehr zu entwickeln.

Das Bundesverkehrsministerium ver-
sucht sogar, über die skandalöse Lohn-
steuerregelung hinaus noch weitere Ver-
schlechterungen der Arbeitsbedingun-
gen durchzusetzen. CDU-Minister Wiss-
mann will dazu die Schiffsbesetzungs-
verordnung noch weiter verschlechtern.
Die bisher geltende Verordnung schreibt
für Schiffe unter BRD-Flagge ohnehin
• auf Schiffen von 500 bis 1600 BRZ drei

Seeleute mit deutschen Befähigungs-
zeugnissen,

• auf Schiffen von 1600 bis 4000 BRZ fünf
Seeleute und

• auf Schiffen über 4000 BRZ sieben See-
leute

mit solchen Befähigungszeugnissen vor.
Alle anderen Seeleute dürfen zu Billigst-
löhnen (z.B. philippinischen Hungerlöh-
nen) auf den Schiffen trotz deutscher
Flagge und Registrierung ausgebeutet
werden. Auf den Schiffen herrschen also
ohnehin skandalöse Löhne und Beschäf-
tigungsstandards für die Seeleute, die
z.B. beim Bau und in anderen Branchen
von den Gewerkschaften bislang noch
abgewehrt werden konnten.

Die von Wissmann geplante neue Ver-
ordnung soll künftig nur noch
• auf Schiffen unter 1600 BRZ einen Ka-

pitän,
• auf Schiffen von 1600 bis 8000 BRZ ei-

nen Kapitän und einen Schiffsmann
und

• auf Schiffen über 8000 BRZ einen Ka-
pitän, einen Schiffsmann und einen 1.
nautischen Offizier

mit deutscher Staatsangehörigkeit vor.
Alle anderen dürfen zu beliebiger Staats-
angehörigkeit, und das heißt vor allem:
zu beliebigen Löhnen und Arbeitsbedin-
gungen, fernab von allen in der BRD er-
kämpften Löhnen und sonstigen gewerk-
schaftlichen Standards z.B. beim Ar-
beitsschutz, Versicherungen usw., be-
schäftigt werden.

Diese neuerliche Verschlechterung der
ohnehin allen sozialen Standards in der
BRD Hohn sprechenden Bedingungen
auf den Schiffen konnte die ÖTV bisher
abwehren: Auf der Bundesratssitzung
Ende Mai, auf der Wissmanns „Schiffssi-
cherheitsanpassungsgesetz“ verabschie-
det wurde, wurde die gleichzeitig von
Wissmann vorgelegte neue Besetzungs-
verordnung erst einmal zurückgestellt.
Im Juni soll nun darüber weiter verhan-
delt werden,die ÖTV versucht,durch Un-
terschriften an die Regierungen der Kü-
stenländer, den Vorstoß des Ministers, der
die SPD-Regierungen der Küstenländer
schon weitgehend auf seine Seite gezo-
gen hatte, nun noch abzuwehren. rül

Quellen: Handelsblatt, 26.5.98; ÖTV-Report See-
fahrt, Ausgabe Mai 1998

Neue Kapitalexportbilanz der Bundesbank

Drang nach Osten ungebrochen
Ende Mai hat die Bundesbank ihre jährliche
Bilanz der Kapitalexporte deutscher Unter-
nehmen veröffentlicht. Sie dokumentiert
nicht nur einen weiter überschäumenden
Kapitalexport der deutschen Konzerne, son-
dern auch einen anscheinend ungebroche-
nen Drang nach Osten. 

Die Niedriglohngebiete der sog. „Re-
formländer“,also vor allem des Ex-RGW,
in Osteuropa ziehen mit ihren verlocken-
den Renditeaussichten die deutschen
Konzerne offensichtlich weiter geradezu
magisch an. Wenn die Steigerungsraten
der Vorjahre auch 1997 angehalten ha-
ben,dürfte die Zahl der Lohnabhängigen
in den Auslandswerken deutscher Fir-
men in diesen Ländern inzwischen die
der Lohnabhängigen in deutschen Aus-
landsfilialen in den USA übertreffen.
Aber auch in andere Regionen steigen die
Kapitalexporte deutscher Konzerne wei-
ter steil. Ende 1996 übertraf die Zahl der
Auslandsbeschäftigten deutscher Kon-
zerne erstmals die 3-Millionen-Marke.
Wobei indirekte Kapitalanlagen (z.B.
Auslandswerke, die von Holdinggesell-
schaften kontrolliert werden, die deut-
sche Kapitalmehrheit aufweisen, aber
aus steuerlichen Gründen im Ausland re-
gistriert sind) dabei gar nicht erfaßt sind.
Die Bundesbank deutet an, daß bei Er-
fassung dieser indirekten Kapitalanla-
gen alle Daten vermutlich um ca. 10%
nach oben korrigiert werden müßten.

Aber auch ohne diese Holdings doku-
mentieren die Zahlen der Bundesbank ei-
nen weiter anhaltenden Vormarsch deut-
scher Konzerne auf den Weltmärkten:
Steigerung der Direktinvestitionen im
Ausland binnen eines Jahres (1996) um
über 60 Milliarden DM, Anstieg der Aus-
landsbeschäftigung um 250.000 Perso-
nen, Umsatzsteigerung dieser Auslands-
werke um 136 Milliarden DM im gleichen
Zeitraum.Von einer „Krise“ im Kapital-
export deutscher Konzerne kann keine
Rede sein. Eher von zunehmenden An-

zeichen einer Überproduktion von Kapi-
tal sprechen,die durch die Steigerung des
Kapitalexports in andere Weltgegenden
aufgefangen werden soll.

Für die Beschäftigung und die Ge-
werkschaften in der BRD steigt durch
diese Kapitalexporte der Druck auf die
Löhne und Tarife weiter. Insbesondere
durch den ungebrochenen „Drang nach
Osten“. In den Niedriglohnländern in
Osteuropa beuteten deutsche Konzerne
Ende 1996 bereits 452.000 Lohnabhängi-
ge aus, die 55,2 Milliarden DM Umsätze
produzierten – über die dabei erzielten
Gewinne schweigt die Bundesbank de-
zent. Binnen fünf Jahren stiegen damit
• die Direktinvestitionen deutscher Kon-

zerne in diesen Ländern auf das Zehn-
fache – von 2,15 Mrd. DM (1991) auf
20,63 Milliarden DM (1996)

• die Beschäftigtenzahl in diesen Werken
auf mehr als das Fünffache – von 85000
auf 452000

• und die Umsätze dieser Auslandswer-
ke auf mehr als das Siebenfache –  von
7,7 auf 55,2 Milliarden DM.

Beinahe jeder sechste Lohnabhängige,
der in Auslandwerken für die Profite der
deutschen Konzerne  schuften mußte, ar-
beitete 1996 bereits in Werken in den sog.
„Reformländern“ des RGW – zu Nied-
rigstlöhnen von 4 DM, 5 DM, zum Teil
noch weniger.Wobei diese Billiglöhne für
die Beschäftigten in diesen Ländern
selbst oftmals sogar noch eine ver-
gleichsweise „gute“ Bezahlung bedeu-
ten. Skoda in der Tschechischen Repu-
blik, Audi in Ungarn usw. zahlen oft in
ihren Werken mehr, als andere Firmen im
gleichen Land. Eine europaweite Hierar-
chie von gegeneinander konkurrierenden
Lohnabhängigen ist die Folge.

Die Gewerkschaften in der BRD müs-
sen sich deshalb dringend und sehr viel
stärker als bisher um Verbindungen und
um Zusammenarbeit mit den Beschäftig-
ten in Osteuropa bemühen. rül

Deutsche Kapitalexporte seit 1991 – eine Übersicht

weltweit EU USA Reform- Ex- Polen Tschech. Ungarn

länder Jugosl. Rep.

Alle Direktinvestitionen in diesen Ländern, in Milliarden DM

1991 262,67 133,89 59,89 2,15 0,42 0,09 0,54 0,49
1994 348,28 168,59 79,95 8,96 0,41 1,11 2,77 2,79
1995 384,80 21 1,21 83,44 13,58 0,53 2,04 4,19 3,46
1996 446,27 235,06 105,50 20,63 0,57 3,29 5,24 6,24

Beschäftigte in Auslandswerken deutscher Unternehmen, in Tausend:

1991 2 408 849 481 85 12 9 20 26
1994 2 645 905 494 247 10 44 67 56
1995 2 834 1 136 515 359 10 66 92 70
1996 3 081 1 223 551 452 12 78 106 111

Umsätze dieser Auslandswerke, in Milliarden DM

1991 793,2 370,0 179,4 7,7 1,9 0,4 0,9 2,4
1994 966,4 428,1 228,4 24,3 1,4 3,6 7,0 6,2
1995 1 046,5 556,6 224,0 37,3 1,2 7,0 10,6 8,3
1996 1 182,3 631,3 249,1 55,2 2,0 11,7 14,8 12,7

Quelle: Deutsche Bundesbank, Kapitalverflechtung mit dem Ausland, Statistische Sonderveröffentli-
chung 10, Ausgabe Mai 1996 und Mai 1998
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Von Knut Rauchfuss

Zeitgleich mit großangelegten Bombardie-
rungen in den Regionen Bingöl und Sirnak
haben Regierung und Militär in der Türkei ei-
ne Generaloffensive gegen die legale Oppo-
sition des Landes eingeleitet. 

Bereits seit Beginn des Jah-
res führt das türkische Mi-
litär mit Unterstützung der
staatstragenden Medien ei-
ne internationale Propa-
gandakampagne die be-
hauptet, die PKK sei mi-
litärisch geschlagen und
kurdische Organisationen
seien politisch marginali-
siert. Man brauche ihnen
nur noch endgültig den To-
desstoß versetzen. Offiziel-
le Rechtfertigung für die
neuerliche Militäroffensi-
ve, wie auch der Verfolgung
der kritischen Öffentlich-
keit, bildet dabei eine Kas-
kade angeblicher Aussagen
des in türkischer Haft be-
findlichen ehemaligen
ARGK-Kommandanten
Semdin Sakik.

Sakik hat sich in Süd-
kurdistan am 16.März Ein-
heiten der KDP ergeben. In
den türkischen Medien
wurde auch dieser Vorgang
als ein Beleg für den an-
geblichen Zerfall der PKK
hochgespielt.

Einzelne Zeitungen nah-
men den Frontenwechsel
Sakiks zum Anlaß für die
Behauptung, daß weitere
Kommandeure übergelau-
fen seien. Die Genannten
dementierten das Gerücht
jedoch am selben Tag in ei-
ner Sendung von MED-TV
und erklärten die Hinter-
gründe für Sakiks Verhal-
ten. Dieser sei u.a. verant-
wortlich für den Überfall auf einen Rei-
sebus im Mai 1993 in der Provinz Bingöl,
bei dem 33 unbewaffnete türkische Sol-
daten exekutiert worden waren. Der
Überfall bedeutete das jähe Ende eines
zuvor von Abdullah Öcalan erklärten
einseitigen Waffenstillstandes. Außer-
dem soll Sakik rund 70 PKK-Rebellen
durch Exekution bestraft haben. Dar-
aufhin sei er aller verantwortlichen Po-
sten innerhalb der PKK enthoben wor-
den.

Kaum bei den Truppen Barzanis in
Südkurdistan angekommen meldete sich
Sakik in der türkischen Redaktion der

britischen BBC, um die PKK heftig zu
attackieren und sich selbst als Hardliner
und „wahrer Befreiungskämpfer“ zu
präsentieren. Er habe mitnichten die
Flucht ergriffen, sondern sei „in mein
Land, zu meinem Volk zurückgekehrt“
und genieße „bei der gastfreundlichen
KDP jegliche Bewegungsfreiheit“. Lei-

der habe er sich zu spät gegen die
„Fluchtmentalität der Führung“ der
PKK gewandt, die von Syrien aus den
Kampf befehlige. Öcalan habe durch sei-
ne Machtpolitik die Partei „zur Sekte ge-
macht“ und sich selbst „zum Scheich
ausgerufen“. Sakik übernahm auch die
Verantwortung für die damalige Aktion
in der Region Bingöl. Zu seiner Rechtfer-
tigung führte er an, der Entschluß sei in
einer Zeit gefaßt worden, in der „der
Feind intensive Angriffe führte, die nicht
nur die Guerilla zum Ziel hatten“.

Inwieweit die KDP ein Auslieferungs-
begehren der türkischen Regierung

tatsächlich ablehnte oder ihre Hände bei
der Entführung Sakiks in die Türkei mit
im Spiel hatte,muß vorerst als unklar be-
zeichnet werden.Offiziellen Angaben zu-
folge flog ein türkisches Armee-Sonder-
kommando mit einem Helikopter nach
Dohuk im Nordirak. Die Elitesoldaten
verkleideten sich als Kurden und fingen
dort das Auto Sakiks ab, nahmen ihn fest
und entführten ihn auf türkisches Gebiet.
„Aktion Fledermaus“ hieß die Geheim-
operation. Nun werde er wie ein „ganz
normaler Terrorist“ und nicht etwa wie
ein Überläufer behandelt, hieß es in An-
kara.

Seither hat niemand mehr Sakik zu
Gesicht bekommen.Weder Anwälte noch
Familienangehörige haben Zutritt zu ihm
und seine Zelle im Gefängnis von Diyar-
bakir, wohin er angeblich verlegt worden
sei, ist leer.

Die sogenannten „Sicherheitskräfte“
der Türkei jedoch überschwemmen die
Presse mit sogenannten Enthüllungen
und Geständnissen, die der Entführte im
Verhör gemacht haben soll. So beschul-
digen die staatstragenden Medien des
Landes, unter Berufung auf Sakik seit-
her namentlich prominente Menschen-
rechtlerInnen, kurdische PolitikerInnen,
Zeitungen, JournalistInnen und Persön-
lichkeiten des öffentlichen Lebens, wie
die bekannte Popsängerin Sezen Aksu,
die Ziele der PKK unterstützt und dafür
teilweise auch Geld von der PKK be-
kommen zu haben.

Die regierungsnahe Tageszeitung „Sa-
bah“ berichtete unter Berufung auf den
stellvertretenden türkischen Minister-
präsidenten Bülent Ecevit, der schwedi-
sche Ministerpräsident Olof Palme sei
seinerzeit einem Attentat der PKK zum
Opfer gefallen. „Sakik hat über das At-
tentat in allen Einzelheiten berichtet“,
wurde Ecevit zitiert.

Außerdem habe Sakik bei seinen Ver-
hören erklärt, militante PKK-Rebellen
würden in ihrem Kampf gegen die Türkei
von Deutschen unterstützt. Unter der
Überschrift „Deutschland bildet PKK-
Militante aus“ zitierte die Tageszeitung
„Hürriyet“ Sakik: „Die in Deutschland
erpreßten Gelder werden von deutschen
Kurieren zur PKK und zu ihrem Führer
Abdullah Öcalan in Damaskus weiterge-
leitet.“ Deutsche hätten sich nicht nur
auf die logistische Unterstützung der
PKK beschränkt, sondern auch militan-
te Mitglieder ausgebildet, hieß es weiter.
Bevor Bundesanwalt Nehm die seit 1993
in Deutschland verbotene PKK nicht
mehr als terroristisch einstufte, hätten
deutsche Abgeordnete und Justizvertre-
ter Öcalan in Damaskus aufgesucht.
Auch medico international wurde be-
schuldigt, die PKK finanziell zu unter-
stützen.

Türkische Regierung bläst zur Offensive gegen legale Opposition

Die schwarzen Listen der Denunziation

Der IHD-Vorsitzende Akin Birdal kurz nach dem vermut-

lich aus dem Sicherheitsapparat heraus gesteuerten, zu-

mindest aber geduldeten Attentat vom 12. Mai auf ihn.
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Zwar wiesen die beschuldigten Pres-
seorgane sowie genannte Personen die
Verleumdungen umgehend als unwahr
zurück, die Konsequenzen ließen jedoch
nicht lange auf sich warten. Neben der
militärischen Offensive, die auf der an-
geblichen Preisgabe von Informationen
über die Lokalisation von Stellungen der
ARGK basiert, setzte die vorprogram-
mierte Verfolgungslawine gegen die zivi-
le Opposition ein. Die sogenannten „Si-
cherheitsbehörden“ haben erklärt, sie
konzentrierten nun ihr Vorgehen gegen
die PKK im Lichte der Aussagen Sakiks
auf die von ihm genannten Ziele.

Dabei hatten der dennunzierte Ko-
lumnist der Zeitung Sabah, Mehmet Ali
Biran, noch fast Glück – er verlor ledig-
lich seinen Arbeitsplatz. Auch Akin Bir-
dal, der Vorsitzende des Menschenrechts-
vereines IHD war durch vermeintliche
Aussagen Sakiks als Unterstützer der
Arbeiterpartei Kurdistans belastet wor-
den, bevor er am 12. Mai Opfer eines An-
schlages rechtsradikaler Todesschwa-
dronen wurde.Wenige Tage zuvor entging
Dicle Anter, der Sohn des ebenfalls er-
mordeten Autors Musa Anter, nur knapp
einem Attentat.

In den angeblichen Geständnissen Sa-
kiks sind außer Birdal und dem IHD auch
die Tageszeitungen Ülkede Gündem und
Emek sowie die „Samstagsmütter“, die
seit über drei Jahren jede Woche gegen die
Verschleppung und Ermordung ihrer
Söhne und Töchter protestieren, die Ge-
werkschaft KESK und die prokurdische
Partei HADEP der Unterstützung der
PKK beschuldigt worden.

Der Druck auf HADEP, die bereits seit
ihrem Bestehen staatlicher Verfolgung
ausgesetzt ist und derzeit in einem
Schauprozeß gegen ihre Parteispitze vor
dem Staatssicherheitsgericht in Ankara
dem Verbot der Partei entgegensieht, hat
sich seit den Aussagen Sakiks weiter ver-
schärft.Am 22.Mai wurden mehrere Par-
teibüros durchsucht und 16 Personen
verhaftet.Als die Attentäter Akin Birdals
auf öffentlichen Druck hin schließlich
verhaftet wurden, gestanden sie, auch ei-
nen Anschlag auf den ebenfalls als Men-
schenrechtsanwalt bekannten HADEP-
Vorsitzenden aus Istanbul, Mahmut Sa-
kar, vorbereitet zu haben.

Anfang Mai griff die Polizei in Istan-
bul auch die „Samstagsmütter“ an. Die-
se hatten zum 156. Mal für ihre in Poli-
zeihaft „verschwundenen“ Angehörigen
demonstrieren wollen, als sie von Poli-
zeieinheiten überfallen, geschlagen und
festgenommen wurden.

Es ist viel darüber diskutiert worden,
ob die ihm zugeschriebenen „Enthüllun-
gen“ tatsächlich von Sakik stammen.Zu-
mindest eines läßt sich feststellen: hätte
dieser freiwillig ausgesagt, wäre es ein
gefundenes Fressen für die türkischen
Propagandisten, den ehemaligen ARGK-
Kommandanten auf einer öffentlichen
Pressekonferenz zu präsentieren. Die
Tatsache, daß dies nicht geschieht und
daß keine der angeblich neuen Informa-

tionen über das bisher von der türkischen
Propaganda Behauptete hinausgeht,
spricht eher eine gegenteilige Sprache.
Doch genau genommen ist es unerheb-
lich, wer die Sakik zugeschriebenen Pro-
pagandalügen wirklich in die Welt setzt.
Sie dienen der Legitimation einer erneu-
ten gigantischen Militäroffensive gegen
die kurdische Bevölkerung und der De-
nunziation der zivilen Opposition, v.a. im
Westen der Türkei und im europäischen
Ausland.

Als die vermeintlichen Angaben Sa-
kiks, wonach der schwedische Minister-
präsident Olof Palme 1986 einem Atten-
tat der PKK zum Opfer gefallen sei, ihren
gewünschten Effekt in Schweden nicht
erzielten, trat die türkische Regierung
den Rückzug an. Die türkische Tageszei-
tung „Milliyet“ zitierte Ministerpräsi-
dent Mesut Yilmaz mit den Worten, Sakik
habe seine Aussage gegenüber der
Staatsanwaltschaft jüngst wieder geän-
dert. Die schwedischen Behörden seien
über die veränderte Lage informiert wor-
den.

Die übrigen Denunziationen jedoch
werden weiterhin öffentlich vertreten.
Die Beschuldigten haben die Konse-
quenzen zu tragen. Und das heißt wei-
terhin massenhafter Mord an der kurdi-
schen Bevölkerung und eine Verschär-
fung der Verfolgung all jener Menschen,
die sich in der Türkei für eine friedliche
Lösung des Konfliktes aussprechen.

Kosovokonflikt

Albaner fordern inter-
nationales Protektorat
Militäraktion der Nato?
Die Nato Außenminister haben auf ihrer Kon-
ferenz am 27./28.5.98 in Luxemburg be-
schlossen, daß mit Hilfe des Programms
„Partnerschaft für den Frieden“ (PFP) Alba-
nien und Mazedonien stärker logistisch auf-
gerüstet werden. 

Bundesverteidigungsminister Rühe teil-
te mit, daß die Bundeswehr etwa 50
Schützenpanzer des Typs BRT-70, die
noch aus den Beständen der DDR-Armee
stammen, Mazedonien übergeben wer-
den. In Mazedonien soll der Truppenü-
bungsplatz Krivolack als PFP-Ausbil-
dungszentrum genutzt werden. Außer-
dem soll im September eine PFP-Übung
stattfinden, an der sich 15 Nationen be-
teiligen wollen. Eine weitere PFP-Übung
soll unter Einbeziehung von Land und
Luftstreitkräften im August in Albanien
stattfinden. Die ständige Einsatzflotte
der Nato im Mittelmeer wird im Juli in
den albanischen Hafen Durres einlaufen.
Schließlich soll in der albanischen
Hauptstadt Tirana ein ständiges Verbin-
dungsbüro der Nato und der PFP-Orga-
nisation eröffnet werden. Des weiteren
wird das Mandat der UN-Beobachter-
truppe Unpredep in Mazedonien verlän-

gert. Im Bezug auf ein direktes militäri-
sches Eingreifen der Nato im Kosovo er-
klärte deren Generalsekretär: „Nichts ist
ausgeschlossen“. Die Militärs prüfen al-
le Optionen.

Ziemlich offen wird eine weitere Es-
kalation der Auseinandersetzung im Ko-
sovo im Kauf genommen. Bundesaußen-
minister Kinkel forderte bei Treffen der
EU-Außenminister in Palermo, daß die
Nato zunächst Truppen nach Albanien
und Mazedonien entsenden solle. Wenn
sich die Situation weiter zuspitze, müsse
die Allianz nach Wegen suchen, im Koso-
vo selber einzugreifen. Die Wirtschafts-
sanktionen gegen die Bundesrepublik Ju-
goslawien sollen auch kurzfristig ver-
schärft werden. Nach Schätzungen der
Nato sind für den Einsatz an den Gren-
zen zum Kosovo mehr als 20 000 Solda-
ten notwendig. Aber die Truppen wären
noch nicht einsatzbereit. Die russische
Regierung warnte die Nato, Truppen in
die Krisenregion zu schicken,selbst wenn
Albanien das fordert. Vor einer Statio-
nierung muß der Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen konsultiert werden. Die
russische Regierung fordert, daß statt
Nato-Einheiten die in Mazedonien sta-
tionierten Soldaten der Vereinten Natio-
nen zur Grenzsicherung eingesetzt wer-
den sollen.

Der BRD-Außenminister hat auf einer
Mittelmeerkonferenz,die im Anschluß an
das Treffen der EU-Außenminister statt-
fand, mit dem beteiligten Staaten vor al-
lem auch die Flüchtlingsfrage diskutiert.
Kinkel will eine „regionale Lösung“, d.h.
die Menschen, die aus dem Kosovo von
der serbischen Polizei und Armee ver-
trieben werden, sollen in den angrenzen-
den Staaten in Sammellager unterge-
bracht werden. Ein durchsichtiges
Manöver. Weiß man doch, daß dann aus
der Unzufriedenheit der Zusammenge-
pferchten erst recht Konfliktpotential
entsteht – immer wieder so die Konflik-
te am Gären zu halten.Die militanten Al-
baner der UCK werden hier gute Rekru-
tierungsmöglichkeiten haben.

Die Bundesregierung hat sich auch of-
fenbar die Koordination der EU- und Na-
to-Aktivitäten bzgl. Kosovo-Krise ange-
eignet. So wurde der politische Direktor
der Auswärtigen Amtes, Ischinger, in die
Region entsandt mit dem Auftrag, in den
angrenzenden Ländern Mazedonien, Al-
banien und im Kosovo selbst Sondie-
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rungsgespräche zu führen. Die Informa-
tionen und Instruktionen, die Ischinger
in der Region einsammelte und erteilte,
waren dann die Grundlage für die Bera-
tungen der EU-Außenminister und Ver-
teidigungsminister, die in der vergange-
nen Woche stattfanden. hav

Montenegro

Milosevic-Gegner siegt
bei Parlamentswahl
Bei den Parlamentswahlen in Montenegro,
die am Pfingsten stattfanden, hat die Li-
stenverbindung „Für ein besseres Leben“
die absolute Mehrheit der Stimmen errun-
gen. Die Partei mit dem sinnreichen Namen
wird damit wahrscheinlich auch über die ab-
solute Mehrheit der Sitze im montenegrini-
schen Parlament verfügen. 

Die Liste bildet sich aus 3 Parteien: der
Demokratischen Partei der Sozialisten
(DPS) des montenegrinischen Präsiden-
ten Djukanovich, einer sozialdemokrati-
schen Gruppierung sowie der nationalli-
beralen Volkspartei. Die oppositionelle
Sozialistische Volkspartei (SNP) des ju-
goslawischen Ministerpräsidenten Bula-
tovic erhielt gut ein Drittel der Stimmen.
Drittstärkste Kraft wird die Liberale
Union, die 6,3% der Stimmen erhielt.
Weiterhin werden zwei politische Partei-
en der Albaner vertreten sein. Die alba-
nische Minderheit stellt etwa 7% der ca.
600 000 Bewohner Montenegros und er-
hält nach der Verfassung fünf garantier-
te Sitze, ohne die Pflicht, die 3%-Hürde
überspringen zu müssen. An dieser Hür-
de scheiterte sowohl die rechte Serbische
Radikale Partei (SRS), deren Führer, der
Cetnik-Bewunderer Seselj, stellvertre-
tender Ministerpräsident in Serbien ist,
als auch die Partei der muslimischen Be-
wohner Montenegros (ca. 14% der Bevöl-
kerung).

Djukanovic als auch Bulatovic kom-
men ursprünglich aus der alten Bund der
Kommunisten Jugoslawiens und haben
sich nach dessen Zerschlagung durch die
national-reaktionären Kräfte (in Kroati-
en: Tudjmann; in Serbien: Milosevic) der
Fraktion um Milosevic angeschlossen.
Beide haben sich dann wegen Streitig-
keiten um die Verteilung des Schwarz-
markthandels (es heißt, Djukanovic sei
hier der erfolgreichere gewesen) ge-
trennt. Montenegro hat als einzige Regi-
on in der Bundesrepublik Jugoslawien
(BRJ) einen Seezugang. Während des
Handelsembargo gegen die BRJ laufen
wichtige illegale Warentransporte über
die Häfen Montenegros,was einen großen
Schwarzmarktgewinn bringt, wenn man
die Routen kontrolliert.

Der Bruch zwischen Bulatovic und
Djukanovic war auch gleichzeitig das
Ende der Freundschaft zwischen Djuka-
novic und Milosevic. Ersterer droht nun
auch mit der Spaltung der BRJ. „Milose-
vics historisch überholte und verantwor-

tungslose Politik ist für den wirtschaftli-
chen und politischen Niedergang und die
Isolierung der Bundesrepublik Jugosla-
wien verantwortlich. Sollte es zu keiner
Wende kommen, droht dem Bundesstaat
ein Zerfall von innen“, so Djukanovic in
einer ersten Stellungnahme zum Aus-
gang der Wahlen.

Es wundert nicht, daß eine solche Po-
sition eine sofortige Befürwortung von
Seiten der deutschen Bundesregierung
bringt.Der deutsche Außenminister Kin-
kel („Serbien muß man auf die Knie
zwingen“) gratulierte dann auch als er-
ster dem Wahlgewinner und versprach
weitere großzügige Hilfe der BRD. Kin-
kel zählte fünf Punkte auf: Deutsche po-
litische Stiftungen seien bereit, ihre Ak-
tivitäten in Montenegro auszubauen.
Hermes-Deckungen für deutsche Liefe-
rungen nach Montenegro seien grund-
sätzlich möglich, weil die Bundesregie-
rung Ausnahmeregelungen für begrenz-
te Geschäftsumfänge gestatte. (Dabei
muß man wissen, daß es immer noch ein
Handelsembargo gegen die BRJ gibt, und
Montenegro ist ein Teil der BRJ. Auf die-
se Weise trägt die BRD direkt zur Spal-
tung der BRJ und letztlich zu ihrer Auf-
lösung bei. In dieser Offenheit hört man
eine solche Politik selten). Kapitalanla-
ge-Garantien zur Investitionsförderung
können auch erteilt werden. Die Kredit-
anstalt für den Wiederaufbau habe sich
zur Finanzierung eines Wasserkraftpro-
jektes entschlossen.

Im Zusammenhang mit der Auseinan-
dersetzung im und um den Kosovo ist die
Sorge der BRD um Montenegro nur ein
weiterer Baustein ihrer Politik der Zer-
schlagung der alten Balkanföderation.

hav

Rußland

Parteitag der KP 
sieht „Linkswende“
Am Wochenende 23./24.5. fand der 5.
(außerordentliche) Parteitag der russischen
kommunistischen Partei (KPRF) statt. 

Der Parteitag nahm eine Erklärung „Zur
Position der Partei unter den Bedingun-
gen einer neuen Zuspitzung der sozialen
und wirtschaftlichen Krise“ an. Darin
wird festgestellt, daß die Massenproteste
der Bergarbeiter, Lehrer, Studenten und
Wissenschaftler sowie der Beschäftigten
des öffentlichen Dienstes mit ihren For-
derungen nach Rücktritt des Präsidenten
und einem politischen Kurswechsel ein
deutliches Zeichen des Linkstrends in
der Gesellschaft zeigen. Gefordert wird
von der KPRF das sofortige Einfrieren
von Schuldenrückzahlungen, bis die
Lohnrückstände an alle Lohnabhängi-
gen sowie sämtliche ausstehenden Ren-
ten und Kindergelder beglichen sind.

Der Kongreß beschloß die schon von
einem ZK-Plenum im Februar vorge-
schlagene Änderung im Parteistatut.

Entsprechend einer Novellierung der
Wahlgesetzgebung bezeichnet sich die
KPRF nun als „politische“ Organisation,
was ihr das Recht gewährt,an Wahlen auf
allen politischen Ebenen teilzunehmen.

Ein Streitpunkt auf dem Kongreß war
das Verhalten einiger kommunistischer
Abgeordneter bei der Abstimmung zum
neuen Ministerpräsidenten. Im Zentral-
komitee wurde vorab darüber abge-
stimmt. 102 waren für eine Nichtwahl
von Kirijenko, 12 waren für die Wahl. In
der Duma haben dann sieben von 183
kommunistischen Abgeordneten für
Kirijenko gestimmt und somit gegen den
Beschluß des ZK gehandelt. Entschei-
dend war aber dann letztlich das Stimm-
verhalten der mit den Kommunisten ver-
bundenen Organisationen im Parlament,
das dann eine Mehrheit für Kirijenko
brachte. Auf dem Parteitag wurden vor
allem Parteichef Sjuganow und der Par-
lamentspräsident Selesnjow angegriffen.
Ihr Verhalten (nämlich für Kirijenko zu
stimmen) hätte die Parteidisziplin ge-
schwächt. Aus Furcht vor einer Auflö-
sung des Parlaments, die unweigerlich
von Jelzin durchgeführt worden wäre,
wenn Kirijenko nicht zum Ministerprä-
sidenten gewählt worden wäre, und aus
Furcht vor dem Verlust von Parlaments-
mandaten hätten sie sich vor der Macht
Jelzins geduckt.

Persönliche Konsequenzen aber hat
dieses Verhalten für die Angegriffenen
nicht, es gibt aber jetzt konkrete Überle-
gung in der Partei, die Parlamentswah-
len doch vorzuziehen, weil die Streikbe-
wegung und die Unzufriedenheit im
Lande der Linken eher nutzen kann.

hav

Streikposten der Bergarbeiter, die mit

ihren Blockaden von Zugstrecken die Re-

gierung zur Auszahlung längst fälliger

Löhne zwangen.
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Frankreich: Streik bei der Air France
Im Konflikt bei der Air France geht es
nicht nur ums Geld und gesicherte Ar-
beitsverhältnisse. Es geht um die zentra-
le Frage, ob die Gesellschaft im Staats-
besitz bleibt oder privatisiert wird. Die
Air France zählt zu den tragenden Säu-
len des französischen Systems der „ser-
vice publics“, der Anbieter öffentlicher
Dienstleitungen. In der Nachkriegszeit
wurden in Frankreich eine Reihe von
staatlichen Monopolen gebildet, die ihre
Dienste allen Franzosen zu günstigen so-
zial verträglichen Bedingungen anbieten
sollten. Diese Firmen sollten nicht Profit
erwirtschaften, sondern soziale Dienste
leisten. Neben der Air France zählte da-
zu das Strommonopol „Electricité de
France“ (EDF) die Post und France Télé-
com. Diese Gesellschaften hatten im Un-
terschied zu den kapitalistischen Firmen
gesicherte Arbeitsverhältnisse und vor-
bildliche Sozialleistungen. Im Rahmen
der Verschärfung der kapitalistischen
Verwertungsprozesse sollte schon in den
80er Jahren unter den konservativen Re-
gierungen diese Gesellschaften privati-
siert werden. Die verschärfende Konkur-
renz mit British Airways und der deut-
schen Lufthansa um die Beherrschung
der europäischen Flugnetze brachte die
Air France schwer ins Trudeln. Der ehe-
malige Präfekt von Neukaledonien, der
sich in der Auseinandersetzung mit den
dortigen Bewohnern einen schlechten
Ruf verschaffte,wurde als „Sanierer“ der
Air France berufen. Mit Lohnkürzungen
und Entlassungen machte er sich auch
bei den Beschäftigten in Frankreich un-

beliebt. Der ehemaligen Präfekt trat
zurück, nachdem die sozialistische Re-
gierung Jospin im Oktober 1997 eine voll-
ständige Privatisierung ablehnte. Aber
teilprivatisiert soll Air France doch wer-
den. Der kommunistische Transportmi-
nister Gayssot tritt gegen einen Verzicht
der staatlichen Aktienmehrheit auf. Das
Konzept der Regierung sieht vor, daß
15–20% des Kapitals an die Börse zu ge-
ben. Der Belegschaft sollen 15% der Ak-
tien angeboten werden, dabei 10% allein
an die Piloten. Auf diese Weise behielte
der Staat das Unternehmen unter Kon-
trolle. Lohnabbau und Stellenkürzungen
wird dieses Konzept nicht verhindern.

Österreich: Neutralität ade
Noch vor dem Sommer soll Österreichs
Verfassung geändert werden, damit das
Bundesheer zu Kampfeinsätzen ins Aus-
land geschickt werden kann. Darauf ei-
nigten sich die Parteien der Regierungs-
koalition ÖVP und SPÖ. Keine vier Wo-
chen ist es her, daß die SPÖ einen Koali-
tionskrach über die Frage der Nato-Mit-
gliedschaft mit der ÖVP ankündigte.Nun
stellt sich heraus, daß Österreich keine
formelle Mitgliedschaft in der Nato
braucht,daß das Bundesheer trotzdem im
Rahmen von Nato-Einsätzen kämpfen
kann. In einem Begleitgesetz zum Am-
sterdamer Vertrag kamen die Regie-
rungsparteien überein, die militärischen
Aufgaben der sog. „Petersberger Be-
schlüsse“ wahrzunehmen. Damit ver-
pflichtet sich Österreich, an westeu-
ropäischen Militäreinsätzen im Rahmen

der WEU und Nato teilzuneh-
men.Darunter fallen lt.Vertrags-
text nicht nur „friedenssichernde“
sondern auch „friedensschaffende“
Maßnahmen, was nichts anderes als eine
Umschreibung für Kampfeinsätze ist.
Weil per Statut der „Partnerschaft für
den Frieden“ österreichisches Territori-
um ohnehin als Einsatzgebiet für Nato-
Soldaten bereitgestellt worden ist, kann
von einer Neutralität nicht mehr die Re-
de sein. ÖVP-Fraktionschef Khol freut
sich öffentlich: „Das Neutralitätsgesetz
ist damit außer Kraft gesetzt.“

Brasilien: Lula macht Boden gut
(Rio de Janeiro, 1. Juni, recosur Poonal).
In den jüngsten Wahlumfragen ist Präsi-
dent Fernando Henrique Cardoso auf
34% der Stimmen gefallen. Dagegen
konnte sich der aussichtsreichste Oppo-
sitionskandidat Luis „Lula“ Ignacio de
Silva von der Arbeiterpartei (PT) um 6
auf 30% verbessern.Für die ExpertInnen
bedeutet die geringe Differenz ein tech-
nisches Patt. Bisher war vielfach davon
ausgegangen worden, der amtierende
Präsident könne seine Wiederwahl schon
im ersten Durchgang erreichen. Nach
dem rasanten Popularitätsverlust von
Cardoso in den vergangenen Wochen
scheint nun wieder alles offen. In den
großen Städten zeichnete sich sogar erst-
mals eine Mehrheit für Lula ab, die zu-
dem mit 37 zu 26 Prozent recht deutlich
ist. Der Präsident machte sich zuletzt mit
zögerndem Handeln angesichts der Dür-
rekatastrophe im brasilianischen Nordo-
sten unbeliebt. Auch seine öffentlichen
Erklärungen zur Reform der Sozialversi-
cherung, in deren Rahmen er die Rentne-
rInnen unter 50 Jahre „Vagabunden“
nannte, kamen nicht gut an. Lula seiner-
seits erreichte einen Popularitätssprung
von 13% bei den über 60jährigen. Dort
zog er viele Unentschlossene auf seine
Seite. Die Umfrage fand in 119 Städten
und Orten am 27. und 28. Mai statt.

Indonesien: Proteste gehen weiter
Auf einer Straße in der Nähe des Parla-
ments in der indonesischen Hauptstadt
Jakarta versammelten sich mehrere tau-
send Studenten und forderten, Ex- Prä-
sident Suharto wegen Wirtschaftsverbre-
chen vor Gericht zu stellen. Die Proteste
richteten sich auch gegen den neuen Prä-
sidenten Habibie, dem sie vorwarfen, als
langjähriger Vertrauter von Suharto in
dessen Machenschaften verwickelt zu
sein. Das Militär droht nun, gegen die zu-
nehmenden Proteste vorzugehen. „Die
Streitkräfte werden die notwendigen
Schritte ergreifen, dies zu beenden“,
drohte der Militärchef Wiranto. Das in-
ternationale Kapital hat auch schon die
nötigen Schritte eingeleitet. Anschei-
nend zufrieden mit der Tätigkeit der neu-
en Regierung, gab die Weltbank einen
Kredit in Höhe von umgerechnet 400 Mil-
lionen DM frei. (Zusammenstellung: hav)

ARBEITSLOSENPROTESTE IN ITALIEN: Letzte Woche gab es wieder Massenprote-
ste der Arbeitslosen in Neapel. 200000 Arbeitslose zählt Neapel, 40000 sind 1997
hinzugekommen. Die Arbeitslosenquote liegt offiziell bei ca. 26%, die Jugend-
arbeitslosigkeit reicht bis 60%. Die Arbeitslosen demonstrierten vor dem Sitz
der Provinzverwaltung, wo Gewerkschaftsvertreter mit der Provinzregierung
über die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit berieten. Unangenehm aufgefallen ist
der Sekretär der PDS (Ex-KPI), Massimo D’Alema, indem er die Forderung des
Unternehmerverbandes aufgriff, niedrigere Löhne in Süditalien zu zahlen als
im Norden. Dagegen protestierte zu Recht der Chef der größten Gewerkschaft
CGIL: „Wenn man bedenkt, das schon heute im Mezzogiorno die Durchnitts-
löhne 25%  niedriger liegen als 1997, müßten wir das Beschäftigungsproblem
im Süden schon längst gelöst haben.“ Bild: ND
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Kongreß für Umverteilung und
Demokratie
FRANKFURT. Als Ausgangspunkt für ein
langfristig angelegtes Bündnis für De-
mokratie und Umverteilung hat sich ei-
ne Gruppe von Studierendenvertretun-
gen,Gewerkschaften und sozialen Initia-
tiven gebildet, die gemeinsam einen
Bündniskongreß durchführen wollen.
Studierende der Universitäten Dort-
mund, Frankfurt/Main, Gießen, Mainz,
der FH Frankfurt/Main und der GH Es-
sen wollen mit der IG Metall, der IG Me-
dien, der GEW, dem Bund demokrati-
scher Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler und der BAG der Sozialhilfe-
initiativen ein breites gesellschaftliches
Bündnis ins Leben rufen, das in der La-
ge ist, dem von der Bundesregierung be-
triebenen Projekt des Neoliberalismus
und der Deregulierung entgegenzutre-
ten. Der Bündniskongreß für Demokra-
tie und Umverteilung, der vom 5. bis 7.
Juni an der Fachhochschule Frankfurt/
Main stattfinden wird, soll dabei Per-
spektiven für eine Umverteilung gesell-
schaftlichen Reichtums von oben nach
unten sowie für eine Demokratisierung
aller Lebensbereiche entwickeln.

Dabei soll herausgestellt werden, wel-
che Bedeutung die Bereiche Arbeit, Bil-
dung, Demokratie und Sozialstaat im
neoliberalen Projekt der Bundesregie-
rung spielen und wie diese mit-
einander verbunden sind. Julia Schotte
vom AStA der Uni Gießen sagte dazu:
„Die studentischen Proteste Ende des
letzten Jahres haben gezeigt, daß Bil-
dungs- und Sozialabbau zusammenhän-
gen. Jetzt gilt es, mit anderen Gruppen
herauszuarbeiten,wie Bildungs- und So-
zialabbau zusammenhängen und welche
gemeinsamen Positionen dem
entgegengestellt werden kön-
nen.“ Vom dem Kongreß erhof-
fen sich dieVeranstalterInnen
eines Signalwirkung, die zur
Bildung von Sozialbündnissen
in möglichst vielen Städten
führt.
AStA FH Frankfurt/M, Kleist-
str. 5, 2. OG Tel.: 069/15332248,
Fax: 069/15332279 

Eisenbahnerwohnungen 
sollen verkauft werden
FRANKFURT. Mieter helfen Mie-
tern befassen sich in einer Er-
klärung vom 18.5. mit den Ver-
kaufsabsichten der Bundesre-
gierung für die bundesweit
rund 140 000 Eisenbahner-
Wohnungen, davon 6900 in
Frankfurt und Umgebung. Daß
der Mieterverein die Privatisie-
rung mit guten Gründen
grundsätzlich ablehnt, muß
hier nicht näher ausgeführt
werden. Interessant sind die
Hinweise zu den Verkaufskon-
ditionen.

Das Bundesverkehrsministerium hat-
te verbreiten lassen, daß ausschließlich
die bei der Bahn beschäftgten Mieter
„Bestandsschutz“ erhalten würden, die
anderen nicht. Die Gewerkschaft der Ei-
senbahner Deutschlands (GdED) be-
stätigt dies und ergänzt, daß ein Schutz
vor Kündigungen und Mieterhöhungen
in jeden einzelnen Mietvertrag aufge-
nommen werden soll. Im Gegensatz zum
Verkehrsministerium erwähnt die GdED,
daß bei freiwerdenden Wohnungen, der
Bahn AG und ihren Gesellschaften Bele-
gungsrechte angeboten werden sollen.
Falls diese Verlautbarungen zutreffen,
würde es sich unter dem Gesichtspunkt
des Mieterschutzes um eine vergleichs-
weise günstige „Lösung“ handeln.

Mieter helfen Mietern ist allerdings
skeptisch und verweist darauf,daß es sich
hier bis jetzt nur um „vorläufige“ Ab-
sprachen handelt. Völlig überrumpelt
wären die Mieter, wenn jetzt verkauft
würde und später – etwa nach der Bun-
destagswahl – mit dem Investor über den
Mieterschutz nachverhandelt werden
müßte. Sehr problematisch ist des weite-
ren, daß kein wirksamer Schutz vor Ei-
genbedarfskündigungen vereinbart wer-
den soll für Mieter, die nicht bei der Bahn
arbeiten oder aber für Eisenbahner, die
in Mehrfamilienhäusern wohnen, in de-
nen mindestens die Hälfte der Wohnun-
gen „fremdbelegt“ ist oder als Eigen-
tumswohnungen verkauft wurden. Im
letzteren Fall sollen zwar die Mieter, der
Betriebsrat und die Bahn AG bei Verkauf
der Wohnung „einbezogen“ werden.
Näheres ist jedoch nicht geregelt. Es fällt
nicht schwer,sich auszumalen,daß in die-
sen Häusern in vielen Fällen Entsolida-
risierungsprozesse bis hin zum „Psycho-
terror“ zwangläufig auftreten werden.

Völlig ungeklärt ist schließlich bis 
jetzt, welche Belegungsrechte die Bahn
AG für ihre Mitarbeiter erhalten soll und
– vor allem – wie sie diese gegebenenfalls
gegenüber den Käufern und Investoren
durchsetzen kann. ola

Rechter AStA an der Uni
HAMBURG. Nach langwieriger Prozedur
hat die Uni Hamburg wieder einen AStA.
Erstmals nach 1968 werden der RCDS
und Pro Uni (Corps Irminsul – schlagend,
bundesweit eher gemäßigt, in Hamburg
deutlich am rechten Rand) die Studie-
rendengeschicke mitbestimmen. In einer
Koalition von sich links-spaßig gebenden
Gruppen (St.Pauli), rechten „Realo“-So-
zialdemokraten … und FDP-Liberalen
(LUST), unterstützt von eifrigen Einzel-
kämpfern (Fachschaftsliste Informatik
…) wurde analog zur CDU-Wahlkampa-
gne ein AStA gegen die Linke Koalition
aus Jusos, Liste LINKS, Grüne Interna-
tionale Frauen (GIF) und JUKO ge-
schmiedet. Bereits zehn Minuten nach
der Wahl galt die erste Kampfansage des
rechten AStA-Vorstandes den Teilauto-
nomen Referaten (Frauen/Lesben,
Schwule, AusländerInnen, Fachschafts-
rätekonferenz), deren längst gewählte
VertreterInnen er nicht bestätigen lassen
wollte – eine Forderung von RCDS und
Pro Uni. aus Lokalberichte Hamburg

VVN: Aufhebung aller
NS-Unrechtsurteile und -gesetze!
HANNOVER. Nach jahrelangen kontrover-
sen Beratungen hat jetzt der Rechtsaus-
schuß des Bundestages dem Plenum emp-
fohlen, die Aufhebung aller NS-Un-
rechtsurteile zu beschließen. Wir be-

grüßen diesen längst fälligen
Schritt, aber wir fragen, warum
sollen nur die NS-Gerichtsurtei-
le und nicht auch die Gesetze
selbst und die Entscheidungen
der Verwaltungsbehörden aufge-
hoben werden? Denn gerade im
Bereich der Euthanasie waren
keine Gerichte, sondern Behör-
den am Werk,um NS-Unrecht zu
praktizieren. Wir fordern des-
halb die Aufhebung aller NS-
Unrechtsurteile und -Verwal-
tungsvorschriften. Erst dann
sind die Opfer voll rehabilitiert.
Wir bedauern, daß die meisten
Opfer mittlerweile verstorben
sind, und finden es beschämend,
daß mit der Aufhebung von NS-
Unrecht kein Rechtsanspruch
auf Entschädigung verbunden
ist. Die noch lebenden Opfer
müssen auch in Zukunft um ih-
re Entschädigung kämpfen. Die
Aufhebung von NS-Unrechtsur-
teilen ist deshalb nur ein halber
Schritt auf dem Wege zur Besei-
tigung der an den Opfern began-
genen Verbrechen.

Alfred Hauser, VVN/BdA
Eine Broschüre zur Bundestagswahl 1998, erhältlich über
PDS Bayern, Schwanthalerstr. 139, 80339 München
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Am 21. Januar begann in Kölner Kir-
chengemeinden eine Protestaktion kur-
discher Flüchtlinge gegen ihre angedroh-
te Abschiebung in die Türkei. Inzwischen
nehmen 138 kurdische Frauen, Männer
und Kinder an der Demonstration für ein
Bleiberecht teil und werden darin von
über 30 katholischen und evangelischen
Kirchengemeinden, die ihnen Zuflucht
bieten, und dem Kölner Netzwerk „Kein
Mensch ist illegal“ unterstützt. Eine For-
derung ihres Protestes bestand in einem
öffentlichen Expertenhearing zur Men-
schenrechtssiuation in der Türkei,da,wie
auch die rheinische Landessynode 1998
erklärte, „Flüchtlinge aus kurdischen
Gebieten offenkundig gefährdet und
schutzbedürftig (sind)“. Dieses Hearing,
das auf politischer Ebene nicht zustande
kam, wurde deshalb unter kirchlicher
Trägerschaft durchgeführt und von Su-
perintendentinnen und Superintenden-
ten aus 30 evangelischen Kirchenkreisen
sowie von Flüchtlingsbeauftragten und
Regionaldekanen des Bistums Aachen
gefördert.

II. 
Die kirchlichen Gruppen haben für die
kurdischen Flüchtlinge Verantwortung
übernommen, wie es in den Thesen der
Kirchenleitung der Ev. Kirche Rheinland
zum Kirchenasyl (Beschluß der Kirchen-
leitung vom Oktober 1994) beschrieben
wird:
„1. Zu Auftrag, Recht und Pflicht der Ge-
meinde Jesu Christi gehört es, bedrohten
Menschen beizustehen. Damit versucht
sie, der Liebe Christi zu folgen, gleich
welchen Geschlechts, welcher Rasse oder
welcher Nationalität sie sind,und sie ver-
sucht so, dem anbrechenden Gottesrecht
zu entsprechen.
2. Dieses Beistehen der christlichen Ge-
meinden geschieht grundlegend in dem
Eintreten vor Gott und dem Menschen
(,interessio‘)  in Form von Fürbitte, Für-
sprache und Fürsorge. Damit entspricht
die christliche Gemeinde ihrer Berufung
an der Seite ,des Elenden‘ zu stehen, ,der
keinen Helfer hat‘ (Psalm 72, 12) …“

III. 
Im Anschluß an das Hearing sind wir
mehrheitlich zu der Überzeugung ge-
langt, daß Abschiebungen in die Türkei
gegenwärtig ausgesetzt werden müssen,
damit elementare Menschenrechte kur-
discher Flüchtlinge nicht verletzt wer-
den.
Wir erklären:
1. Zur Rückkehrgefährdung kurdischer
Flüchtlinge:
Es besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit,

daß in die Türkei abge-
schobene Flüchtlinge di-
rekt am Flughafen inhaf-
tiert, indentitätsüber-
prüft, verhört, Repressa-
lien ausgesetzt oder gefol-
tert werden. Diese politi-
sche Tortur droht auch
Flüchtlingen, die politisch
nicht in Erscheinung ge-
treten sind, allein aus
Gründen ethnischer bzw.
religiöser Zugehörigkeit.
So ist generell nicht aus-
zuschließen, daß abge-
schobene Flüchtlinge der
Gefahr ausgesetzt sind,
Folter, unmenschlicher Behandlung oder
erniedrigender Strafe unterworfen zu
werden, was einen Verstoß gegen Artikel
3 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention darstellt. Wieviel mehr besteht
diese Gefahr für jene kurdischen Flücht-
linge, die sich im Protest des Wanderkir-
chenasyls exponiert haben und die ins
Licht der Öffentlichkeit getreten sind.
2. Zur sogenannten inländischen Flucht-
alternative:
Für die kurdischen Flüchtlinge besteht
keine realistische inländische Fluchtal-
ternative in der Westtürkei.Verschiedene
Türkeisachverständige schätzen die Per-
spektive und Überlebensmöglichkeiten
der Flüchtlinge als lebensbedrohlich ein:
Razzien, rassistische Übergriffe, Verfol-
gung und Diskriminierung setzen sich
hier gepaart mit sozialer Entrechtung
und Ausgrenzung,Arbeits- und Perspek-
tivlosigkeit, Mangelernährung und Ar-
mutskrankheiten in den „Gecekondus“
(über Nacht gebaute Slumsiedlungen)
fort. Es ist nach den vorgetragenen Be-
richten ganz offensichtlich, daß die poli-
tischen und sozialen Menschenrechte
kurdischer Flüchtlinge auch in der West-
türkei systematisch verletzt werden.
Wenn kurdische Flüchtlinge nicht bereit
sind, ihre ethnische Identiät aufzugeben,
dann bedeutet eine Abschiebung unwei-
gerlich, daß sie politischer und sozialer
Diskriminierung ausgesetzt bzw.der Ver-
elendung preisgegeben werden.

IV. 
Menschenrechtliche Konsequenzen und
politischer Appell:

Als Ergebnis des Hearings halten wir
fest, daß Abschiebungen in die Türkei
nicht mit unserer an den Menschenrech-
ten und der Würde des Menschen orien-
tierten Verfassung vereinbar sind. Nur
wenn Menschenrechtsverletzungen – wie
oben beschrieben – leichtfertig hinge-
nommen werden,können Abschiebungen
in die Türkei überhaupt gerechtfertigt
werden.

Die Flüchtlinge aus der Türkei,die sich
der drohenden Abschiebung im Wander-
kirchenasyl wiedersetzen, wissen um die
Gefahr, die ihnen in der Türkei droht.Wir
haben als Kirchen und Unterstützer-
gruppen für diese Menschen Mitverant-
wortung übernommen und suchen den
Dialog mit allen Entscheidungsträgern,
um eine Lösung zu finden, die sie vor Ab-
schiebung schützt, zumal inzwischen von
einer besonderen Gefährdung aller am
Protest Beteiligten in der Türkei ausge-
gangen werden muß.

Wir unterstützen die kurdischen
Flüchtlinge in ihrem begründeten Pro-
test und appellieren an die politisch Ver-
antwortlichen:
1. niemanden in die Türkei abzuschieben,
bis die Einhaltung elementarer Men-
schenrechte sichergestellt ist;
2. Für einen bundesweiteren Abschiebe-
schutz (Abschiebestopp) kurdischer
Flüchtlinge aus der Türkei einzutreten
und ihnen einen Status als „Gruppen-
verfolgte“ zuzuerkennen,
3. auf die Einhaltung des Rüstungsex-
portverbots in das Krisengebiet Türkei
nachdrücklich zu stehen,
4. sich bei der türkischen Regierung für
eine Delegationsreise zur Menschen-
rechtsbeobachtung in die Türkei einzu-
setzen.
5.Wir fordern die nordrhein-westfälische
Landesregierung nachdrücklich auf, in
Gespräche mit uns zu treten, damit nun
gemeinsam eine humane und asylrecht-
liche Perspektive für die Flüchtlinge im
Wanderkirchenasyl gesucht und erarbei-
tet werden kann.

Düsseldorf, den 7. Juni 1998

Für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
des Hearings:
Pfarrer Klaus Eberl, Superintendent des
Kirchenkreises Jülich
Pfarrer Gerhard Gericke, Superinten-
dent des Kirchenkreises Düsseldorf-Ost
Pfarrer Eckhard Schubert, Superinten-
dent des Kirchenkreises Köln-Mitte

Hearing zur Lage der Menschenrechte in der Türkei und zur Asylpraxis in der Bundesre-
publik Deutschland. Evangelische Johanneskirche, Düsseldorf

Düsseldorfer Erklärung

Foto: arbeiterfotografie
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zwei Regierungsparteien mit einem Bür-
germeister und einer Schulsenatorin, die
meinen zu wissen, was für uns richtig ist;
die uns erzählen, daß nur durch harte
Schnitte im Bildungs- und Sozialbereich
die Zukunft zu sichern sei; die aller Welt
– und vor allem der Handelskammer – ei-
ne Leistungsverbesserung der Hambur-
ger Schulen versprechen und ihnen
gleichzeitig dafür die Mittel entziehen.

Liebe GAL und SPD, nehmt endlich
zur Kenntnis: Das akzeptieren wir nicht.
Nehmt zur Kenntnis, daß Eure Politik
sich vom Bildungswillen breiter Bevöl-
kerungsteile isoliert, und ändert das.

Zehntausende fordern Änderung des Koalitionsvertrages

Wut und Protest gegen 
rot-grüne Bildungspolitik
HAMBURG. Der von einem breiten Bündnis für
Bildung getragene Aktionstag am 28. Mai
wurde zu einem spannenden und bedeutsa-
men Ereignis. Zwischen 60000 und 80000
Schülerinnen und Schüler, Lehrerinnen,
Lehrer und Eltern protestierten in zahlrei-
chen kleinen und großen Demonstrationen
in der ganzen Stadt und mit einer abschlie-
ßenden Kundgebung auf der Moorweide. Ob-
wohl die Studierenden den 28.5. leider nicht
genutzt haben, setzte die in der Hamburger
Geschichte größte Protestaktion im Bil-
dungsbereich ein unübersehbares Zeichen.
Die Bildungspolitik des rot-grünen Senats
hat die mit dieser Koalition verbundenen
Hoffnungen bitter enttäuscht, doch augen-
scheinlich den Willen der Betroffenen be-
stärkt, ihre Interessen geltend zu machen
und durch Kritik und Widerstand eine Ände-
rung der herrschenden Politik zu erzwingen. 

Wir dokumentieren die Rede der Hamburger
GEW-Vorsitzenden Anna Ammon auf der
Schlußkundgebung. 

Vorgestern vermeldete die Schulsenato-
rin,daß sie auf die Einsparung von ca.120
Lehrerstellen verzichten will. Wir haben
das als eindeutigen Erfolg unserer Prote-
ste bewertet. Bevor wir überhaupt erst
richtig losgelegt haben, mußte die Koali-
tion ihren Plan ändern. Das ist ein An-

fangserfolg, den wir – und nur wir, sage
ich bei aller Bescheidenheit – auf unse-
rem Konto verbuchen dürfen. Aber mehr
ist es auch nicht. Denn:

Erstens soll es weiterhin keinen einzi-
gen zusätzlichen Lehrer und keine einzi-
ge zusätzliche Lehrerin für 13 500 zu-
sätzliche Schüler geben. Es wird ledig-
lich auf die Streichung von Stellen ver-
zichtet. Statt dessen wird aber bei den
Lehrmitteln und der Schulausstattung
gespart, d.h. es wird keine einzige Mark
mehr in die Bildung gesteckt. Das aber
wollen wir erreichen.

Investiert in Bildung, fordern wir, und
nicht: Stopft das eine Loch mit dem an-
deren.

Zweitens sind 120 Stellen nicht viel
mehr als ein Tropfen auf den heißen Stein.
Deshalb unsere Bewertung. Ein An-
fangserfolg, der uns ermutigt, den Druck
zu verschärfen. Aber längst nicht genug.

Doch was wir heute hier auf die Beine
gestellt haben, müßte die Hamburger Re-
gierung veranlassen, unserer Forderung
nachzukommen, den Koalitionsvertrag
zugunsten der Bildung zu verändern.Wir,
das Bündnis aus Schülern, Eltern, Leh-
rern und Arbeitnehmerorganisationen,
vertreten und artikulieren damit den
Mehrheitswillen in Hamburg.

Doch dort drüben im Rathaus sitzen

Unterschriftensammlung für

Bürgerbegehren weiter unterstützen!

Rat beschließt
Allbau-Verkauf
ESSEN. Mit nur einer Stimme Mehrheit
hat der Rat der Stadt Essen in seiner letz-
ten Sitzung am 27.5.1998 in geheimer Ab-
stimmung mit den Stimmen der SPD-
Mehrheitsfraktion den Verkauf der All-
bau AG beschlossen. Ein Mitglied der
SPD-Fraktion fehlte,ein Mitglied stimm-
te dagegen. Bündnis 90/Die Grünen
stimmte geschlossen gegen den Verkauf,
die CDU war für den ursprünglichen Plan
einer Privatisierung des Allbau durch
Verkauf an eine privates Wohnungsbau-
unternehmen und damit für die völlige
Abschaffung des kommunalen Woh-
nungsbaus zugunsten privater Miethaie.

Während die SPD-Spitze beruhigt
und beteuert, daß der Allbau bei einem
Verkauf an Stadtwerke und Sparkasse ja
in kommunaler Hand bleibe, läßt der
Wortlaut des Beschlusses vieles offen.
Dazu gehört die wichtige Frage, wie hoch
die zu verkaufenden Anteile sein sollen.

Ebenso offen bleibt, wie die Beteuerung
umgesetzt werden soll, daß die „Rechte
und der Schutz der Mieter“ gewahrt wer-
den sollen. In keiner Weise festgehalten
ist schließlich eine zentrale Aussage von
SPD-OB-Kandidat Samland beim SPD-
Unterbezirksparteitag: Daß die Allbau
AG bei einer Privatisierung der Stadt-
werke wieder aus den Stadtwerken aus-
gegliedert werden soll. Ganz so ernst war
es wohl nicht gemeint.RWE-Chef Kuhnt,
der ebenso wie die Ruhrgas AG an der
Übernahme von Anteilen der Stadtwer-
ke interessiert ist, erklärte ausdrücklich,
daß er auch an einer Beteiligung am All-
bau interessiert ist.

Doch nicht nur in den Punkten, die of-
fen sind, liegen die Gefahren des Be-
schlusses. In jedem Fall verringert ein
Verkauf des Allbau an städtische Eigen-
betriebe den direkten Einfluß der kom-
munalen Politik auf das Geschäftsver-
halten.

Der Allbau wird z.B. bei der Sparkas-
se nur eine Beteiligung unter anderen
sein, der vom Rat besetzte Aufsichtsrat
ist nicht weisungsgebunden.Gleichzeitig
wird die Notwendigkeit, den Kaufpreis
wieder einzuspielen, vermutlich schon

bald zu Mietsteigerungen und zur Ein-
schränkung der Leistungen führen. Die
Stadt Dortmund hat in den letzten Jah-
ren vorexerziert, wie ein solcher stadtin-
terner Verkauf dazu führt, daß der Woh-
nungsbestand verrottet.

In einem Brief an an alle Mieter/innen
des Allbau schießt der SPD-Unterbezirk
den Vogel ab. Ohne jeden Beschluß des
Allbau-Vorstandes oder -Aufsichtsrates
teilen OB-Kandidat Samland, SPD-Vor-
sitzende Elke Esser und SPD-Fraktions-
vorsitzender Nowack mit, daß die Allbau
AG „Mietern, die ihre Wohnung kaufen
wollen, entsprechende Angebote unter-
breiten“ wird. Wie paßt das zusammen
mit der Beteuerung, daß sich nichts än-
dern wird? Und wenn sich nichts ändern
wird, warum will die SPD dann selbst ei-
nen Mieterbeirat einrichten?

Das Bürgerbegehren gegen einen Ver-
kauf der Allbau AG ist also keineswegs
erledigt. Politischen Druck haben die
30 792 Unterschriften, die nach Angaben
der Mieter/innen-Initiative bisher ge-
sammelt wurden, ohne Zweifel bereits
ausgeübt. Jetzt kommt es darauf an, die-
sen unter den neuen Bedingungen des
Ratsbeschlusses weiter zu entfalten. wof
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Nehmt zur Kenntnis,daß wir Euer Ziel
nicht mittragen, den Hamburger Haus-
halt auf Kosten von bildungs- und sozi-
alpolitischen Errungenschaften zu sanie-
ren.

Rot-Grün hat ein weiteres Ziel: Sie
wollen eine andere Regierung in Bonn.
Dafür wollen sie uns – die WählerInnen –
gewinnen.

SPD und Grüne,nehmt auch dieses zur
Kenntnis: Eine andere Regierung in Bonn
interessiert uns nur dann, wenn sie eine
gerechtere Arbeitsmarkt-, Sozial- und
Bildungspolitik herbeiführt. Dieses ist
aber bisher nicht erkennbar. Die Grund-
lagen dafür müssen auch in den Bundes-
ländern, auch hier in Hamburg, geschaf-
fen werden.

Der Einstieg der GAL in die Regie-
rungsbeteiligung war von großen Hoff-
nungen begleitet. Ihr erster Streich war
die Streichung von 1200 Lehrerstellen.
Das hat Enttäuschung und Lähmung er-
zeugt, aber gottseidank nicht nur das,
sondern auch Wut und Protest.

Welchen Hund will die rot-grüne Lan-
desregierung drei Monate vor den Wah-
len für den Wechseln in Bonn hinterm
Ofen hervorlocken, wenn sie tatsächlich
beschließen sollte, durch Arbeitszeitver-
längerung den Altersdurchschnitt der
Hamburger Lehrer noch weiter in die
Höhe zu treiben und durch andere mas-
sive Kürzungen den Schulen immer mehr
das Wasser abzugraben?

Bildung ist Zukunftsinvestition. Aber
sie ist noch mehr. Sie ist der Grundpfei-
ler für eine demokratische Gesellschaft,
und sie ist Menschenrecht. Sie hat ihre
Berechtigung auch dann, wenn sie sich
nicht ökonomisch auszahlt. Denn jeder

hat das Recht auf umfassende Entfaltung
seiner Fähigkeiten und den Erwerb eines
Wissens, das ihm zur kritischen Urteils-
fähigkeit verhilft und zur Benutzung sei-
nes eigenen Verstandes ohne Anleitung
und Manipulation durch andere. Auch,
damit den Rattenfängern und Neonazis
der Boden entzogen wird.

Wir wollen eine Gesellschaft, die auf
Toleranz, Solidarität und Gleichberech-
tigung baut. Wir fordern eine Wirt-
schafts-,Sozial- und Bildungspolitik,die
für die Menschen da ist, für ihre grund-
legenden Interessen an Arbeit, Bildung,
Kultur und sozialem Ausgleich.

Wir fordern das Ende von Verhältnis-
sen, in denen Aktienspekulanten belohnt

werden, Millionäre steuerfrei ausgehen
und die öffentlichen Haushalte ausblu-
ten.

SPD und GAL, nehmt das hier ernst.
Wir brauchen weder Betroffenheitsritua-
le der GAL noch bräsige Selbstzufrie-
denheit der SPD, die auf ihre Kurzat-
migkeit und Resignation setzt.

Was wir wollen, ist eine andere Politik.
Signale für den Wechsel müssen auch

in Hamburg gesetzt werden. Wer gegen
den Willen der Mehrheit regiert, wird die
Quittung bekommen. Deshalb sind SPD
und Grüne gut beraten, wenn sie unserer
berechtigten Forderung nachgeben:

Investiert in Bildung. Ändert den Ko-
alitionsvertrag.

In drei großen und unzähligen kleinen Demonstrationszügen kamen die Demonstrie-

renden zur Moorweide. Die war so voll, daß sich Tausende bis vor denDammtor-Bahn-

hof drängten.

Flugblattaktion AK Asyl 

„Pro Asyl – 
Contra Drogen“ 
STUTTGART. Nicht zuletzt die positiven
Erfahrungen der vier Samstage,an denen
der AK Asyl jeweils zwei Stunden lang
auf der Königstraße mehr als 5 000 Flug-
blätter verteilte, möchte der AK Asyl in
die Diskussion mit Polizeirat Haider,dem
Vertreter der Stuttgarter Polizei, beim
AK-Asyl-Monatsplenum am Mittwoch,
10. Juni, einbringen.

Die bei der Flugblattaktion mitwir-
kenden ausländischen Flüchtlinge erleb-
ten mit Genugtuung die überwiegende
Freundlichkeit der Passanten, die nicht
nur bereitwillig ein Flugblatt in Empfang
nahmen, sondern – von wenigen Ausnah-
men abgesehen – auch verständnisvoll
auf das Anliegen reagierten, zwischen
sich gesetzeskonform verhaltenden und
in die Drogenszene verstrickten Flücht-
lingen fair zu unterscheiden.

Der von der Polizei angefeindete sym-
bolische „Anti-Drogen-Paß“ wurde bis-
lang nur an fünf dem AK Asyl seit Jah-

ren bekannte schwarzafrikanische
Flüchtlinge in fälschungssicherer Form
ausgegeben.Jeder der Flüchtlinge bekam
ausführlich erklärt,daß er trotz des Sym-
bolpasses weiter in Drogenkontrollen ge-
raten kann. Allerdings erwartet der AK
Asyl von der Stuttgarter Polizei, daß sie
das längst überfällige Bemühen aner-
kennt, der pauschalen Vorverurteilung
sämtlicher Schwarzen als potentielle
Drogendealer zumindest auf zeichenhaf-
te Weise entgegenzutreten. Die immer
wieder stolz propagierte Stuttgarter Po-
lizeilinie der „Deeskalation“ verlangt
nach Ansicht des AK Asyl, bei einem
Flüchtling, der sich als Mitglied des AK
Asyl und als Besitzer des symbolischen
Anti-Drogen-Passes ausgibt, einen Gang
zurückzuschalten und weniger angstge-
leitet und knochenhart die Kontrollen
durchzuführen. AK-Asyl-Sprecher Wer-
ner Baumgarten: „Auch im Umgang mit
zu kontrollierenden verdächtigen
Schwarzafrikanern gilt die Regel: Der
Ton macht die Musik bzw.wie man in den
Wald hineinruft, schallt es zurück!“

Innerhalb der Flüchtlingsszene wird
jedenfalls seit Wochen mit Befriedigung
die Aktion des AK Asyl aufgenommen

und darüber diskutiert, daß sich lauter
verhaltende Asylbewerber deutlich von
dealenden und sonstwie kriminell ge-
wordenen Flüchtlingen absetzen möch-
ten.Dieses positive Ansinnen sollte durch
aggressive und verunglimpfende Poli-
zeiäußerungen gegen die Aktion des AK
Asyl nicht zunichte gemacht werden. Der
AK Asyl hat und hatte den Sozialfrieden
in unserer Stadt zum Ziel. Zum Sozial-
frieden gehört die Selbstverständlich-
keit, daß sich unbescholtene Menschen
auch anderer Hautfarbe zu jeder Tages-
und Nachtzeit unbehelligt und frei in
Stuttgart bewegen dürfen. Der Streit um
den symbolischen Anti-Drogen-Paß
dürfte hilfloser Ausdruck einer insge-
samt verfehlten und gescheiterten Dro-
genpolitik sein. PM



Ein zünftiges Richtfest krönte am Frei-
tag, den 8. Mai, den Abschluß des ersten
Bauabschnitts für eine umfassende Re-
konstruktion und Erweiterung des Ho-
tels „Am Wald“ in Elgersburg/Thüringen
(Bild). Die Bauarbeiten in einem Umfang
von 5,5 Millionen Mark waren notwendig
geworden, um den teilweise ehrwürdigen
Bau auf einen modernen Standard zu
bringen,damit das Hotel auch künftig ei-
ne begehrte Adresse für Erholungssu-
chende im Thüringer Wald bleibt.

Das Hotel „Am Wald“ ist aus dem legen-
dären MOPR-Kinder-Erholungsheim
der Internationalen Roten Hilfe hervor-
gegangen, das hier im April 1925 eröffnet
wurde. Die dafür genutzte alte Villa mit
ihrem charakteristischem Türmchen bil-
det auch jetzt noch den baulichen Kern
des mehrfach erweiterten Hotels.

Geschichtliches

Das MOPR-Heim im thüringischen El-
gersburg wurde am 12.April 1925 als Er-
holungsheim für Kinder politisch Ver-
folgter, Gefangener und Ermordeter
eröffnet. Die vier Buchstaben MOPR ste-
hen dabei für das russische „Meshdunar-
odnaja organisazijaa pomostchii borzam
revoluzii“ – Internationale Organisation
zur Unterstützung der Kämpfer der Re-
volution, in Deutschland unter dem Na-
men „Internationale Rote Hilfe“ be-
kannt. Schon die Krankheiten und Man-
gelerscheinungen wie Unterernährung,
TBC, Wucherungen, Skrofulose der Kin-
der in den ersten Durchgängen zeigten,
wie notwendig solch ein Heim war. Auf-
bau und Ausstattung erfuhren demnach
auch zahllose Solidarität sowohl von Ar-
beitern aus der nahen Umgebung und aus
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Weiterhin „ARGE BIEKO“?
Oder: Die „Wessis“ in Sachsen

Als „ARGE BIEKO“ galt in Sachsen nach
der „Wende“ von 1989 lange Zeit die von
CDU-Regierungschef Biedenkopf in die
Landesregierung geholten West-Beam-
ten, die praktisch sämtliche Verwal-
tungsspitzen besetzten und von denen
mehrere in der ersten Zeit nach ihrer An-
kunft sogar die Wohnung mit der Familie
Biedenkopf im alten Dresdner „Reichen-
viertel“ am Elbufer geteilt haben sollen.
Daran hat sich anscheinend bis heute
wenig geändert, wie jetzt eine kleine An-
frage des PDS-Landtagsabgeordneten
Heiko Hilker ans Licht brachte. Hier sei-
ne Mitteilung über die Ergebnisse seiner
Anfrage:

Die sächsische Staatsregierung teilte
heute in der Antwort auf die kleine
Anfrage (Drucksache 2/8636) von
MdL Heiko Hilker mit, daß in den
Obersten Landesbehörden nur 455
von 899 Referenten (50,6 Prozent),122
von 330 Referatsleitern (37 Prozent),
18 von 61 Abteilungsleitern (29,5 Pro-
zent) und 4 von elf Staatssekretären
(36,4 Prozent) aus den neuen Bundes-
ländern kommen.

Zu diesen Zahlen erklärte MdL
Heiko Hilker, zukunftspolitischer
Sprecher der PDS-Landtagsfraktion
in Sachsen:

„Immer wieder verweist der säch-
sische Ministerpräsident auf den Mut,
die Kreativität, die Arbeitsbereit-
schaft und die Belastbarkeit der Men-
schen aus den neuen Ländern.Doch in
seiner Regierung ist nur die Mehrzahl
der reinen Arbeitsposten wie Sachbe-
arbeiterin und Sekretärin durch Men-
schen aus den neuen Bundesländern
besetzt.

Je höher die Position, je größer die
Möglichkeit persönlicher Präsentati-
on und Repräsentation, je weitgehen-
der die politischen Entscheidungs-
spielräume – um so geringer der Mut
des sächsischen Regierungschefs, ost-
deutschen Menschen Verantwortung
zu übertragen.

Wenn auf den politischen Lei-
tungsebenen in der Staatsregierung
praktisch nur ein Drittel der Mitar-
beiter aus dem Osten kommt, er-
scheint die Lobpreisung der ohne
Zweifel immensen Leistungen der
Sachsen durch den Ministerpräsiden-
ten in fahlem Licht.

So wird offenbar, daß es noch ein
weiter Weg bis zur inneren Einheit ist.
Diese ist erst dann vollzogen, wenn in
den alten Bundesländern auch so vie-
le Menschen aus den neuen Bundes-
ländern an entscheidender Stelle in
Verantwortung stehen, wie es umge-
kehrt in den neuen Bundesländern der
Fall ist.“

Dresden, den 27.5.1998

Berlins CDU-Innensenator als Aus-
länderhetzer. PDS: „Schönbohm will
Unterwerfung statt Integration“

Ähnlich wie die CSU betätigt sich nun auch
Berlins CDU-Innensenator Schönbohm als
Ausländerhetzer. Wohlwissend, daß in Ber-
lin ähnlich wie in vielen anderen Ländern
Sprachkurse für Ausländer praktisch nur
noch angeboten werden, wenn diese „deut-
sches Blut“ nachweisen, sprich: als „Aus-
landsdeutsche“ einwandern, forderte er,
künftig schon die Aufenthaltsgenehmigun-
gen für Ausländer nur noch bei Nachweis
einer deutschen Sprachkenntnis zu ertei-
len. Die innenpolitische Sprecherin der PDS
im Berliner Abgeordnetenhaus, Marion See-
lig, wies diese Forderung scharf zurück.

„Innensenator Schönbohm scheint sich
in der Rolle des starken Mannes zu ge-
fallen. Seine Forderung nach schärferen
Kontrollen vor der Erteilung von Auf-
enthaltsgenehmigungen für Ausländer

bedient die dumpfe Gesinnung jener, die
in Ausländern Feinde sehen. Vor dem
Hintergrund, daß nach jüngsten Umfra-
gen ein Drittel der Jungwähler zur Wahl
rechtsradikaler Parteien tendieren, sind
solche Aussagen verantwortungslos.

Abgesehen davon,daß der Sprachtest,
von dem Schönbohm die Erteilung einer
Aufenthaltsgenehmgung abhängig ma-
chen will, viele von denen in arge
Schwierigkeiten bringen würde, die ihm
für seine Parolen Beifall klatschen, zeigt
der neue Vorstoß des Innensenators, daß
es ihm nicht um Integration von auslän-
dischen Mitbürgern geht, sondern um
Anpassung und Unterwerfung.

Zehntausende Berlinerinnen und
Berliner haben beim ‚Karneval der Kul-
turen‘ ein Zeichen für eine multikultu-
relle Gesellschaft gesetzt.Sie empfinden
andere Kulturen als Bereicherung, nicht
als Bedrohung.Von diesem aufgeklärten
Standpunkt sollte sich der selbster-
nannte Sachwalter ‚deutscher Gewohn-
heiten‘ eine Scheibe abschneiden.“

Eröffnung für „neues“ Hotel „Am Wald“ am 1. Juli geplant.
Früher war es ein Rote-Hilfe-Kinder-Erholungsheim.

Ein Richtfest in Elgersburg
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ROT-GRÜNE REPRES-
SION: Hamburg. In dem von

GAL-Stadtentwicklungsse-
nator Wilfried Maier vorgeleg-

ten „Handlungskonzept am Haupt-
bahnhof“ wird die Repressionspolitik
gegen Obdachlose, Drogensüchtige und
Bettler, die 1996 in dem berüchtigten
„Bettlerpapier“ der Innenbehörde ent-
worfen wurde, bruchlos fortgesetzt. Die
Zahl der „Platzverweise“, die die Polizei
gegen mißliebige Personen im Haupt-
bahnhofsumfeld aussprach, stieg von
69296 (1996) auf 81714 (1997), und in
den ersten beiden Monaten 1998 bereits
auf 12 548.Ähnlich entwickelten sich die
Zahlen bei der „Ingewahrsamnahme“
und den Aufenthaltsverboten für Dealer.
Im Maier-Papier heißt es dazu: „Trotz
dieser Maßnahmen … konnte die Dro-
genszene in St. Georg weder bereinigt
noch unsichtbar gemacht werden, ob-
wohl die Polizei ihren Einsatz ständig
gesteigert hat.“

SPD GEGEN OBDACHLOSENTREFF-
PUNKT: Pinneberg. Nachdem Karstadt
sich aus der Pinneberger Innenstadt
zurückzieht, geraten jetzt die Obdachlo-
sen ins Visier der enttäuschten Ge-
schäftsleute. Das sogenannte „Cafe Lin-
de“, eine Sitzgruppe rund um eine Lin-
de, die hauptsächlich von Obdachlosen
genutzt wird, soll abgebaut werden.
Nachdem Kaufleute und Passanten sich
„belästigt“ fühlten, greift der Vorsitzen-
de des städtischen Sozialausschusses,
Gerd Blum (SPD) jetzt an. Der Versuch,
die Obdachlosen mit Entfernung von Bü-
schen und eines Teils der Sitzgelegenhei-
ten zu vertreiben, ist bisher gescheitert.
SPD-Sinnen fordert jetzt eine „ord-
nungsrechtliche Lösung“, d. h. Polizei.

SOZIALAMTS-VERLEGUNG: Wein-
heim. Die Rückdelegierung des Sozial-
amts der Stadt an den Rhein-Neckar-
Kreis führt für die Hilfsbedürftigen zu
zahlreichen Härten: So müssen Leistun-
gen, die von der Stadt bereits bewilligt
waren,beim Kreis neu beantragt werden.
Vielen Menschen wurde einfach die lau-
fende Hilfe zum Lebensunterhalt und
Zahlungen für die Strom- und Gasver-
sorgung eingestellt.Ohne Rücksicht dar-
auf,daß die Daten für die Bewilligung im
städtischen Sozialamt vorlagen, werden
Hilfesuchende gezwungen, einen Wust
von Anträgen auszufüllen, eine Aufgabe,
mit der viele ohne soziale Betreuung
überfordert sind. Die Mitarbeiter des
Amtes stehen in dem Ruf, weniger hilfs-
bereit zu sein und einen z.T. rüden Um-
gangston zu pflegen.Es laufen bereits ei-
nige Dienstaufsichtsbeschwerden.

NUR HALBE GEHÄLTER GEZAHLT:
Klingenthal. Als erste sächsische Kom-
mune war die Stadt im Vogtlandkreis im
Mai nicht mehr in der Lage, die Gehäl-
ter ihrer rund 80 Angestellten im vollen

Umfange zu zahlen. Bürgermeister
Kunzmann erklärte, durch sinkende
Einnahmen aus der Gewerbe und der an-
teilsmäßigen Einkommensteuer seien
Verluste von 3 Mio. DM pro Jahr aufge-
laufen, die auch durch Konsolidierungs-
maßnahmen von 1,5 Mio. pro Jahr nicht
aufgefangen werden konnten. Eine
Überziehung des Kreditrahmens, wie es
andere Kommunen praktizierten, sei ge-
setzwidrig. Mit ihrem Schritt wolle die
Stadt ein Zeichen setzen,„daß es so nicht
mehr weiter gehen kann,“ und fordert fi-
nanzielle Hilfe vom Land.

GEMEINDEFINANZIERUNGSGE-
SETZ: Münster. 204 Kommunen klagen
vor dem NRW-Verfassungsgerichtshof
gegen das Gemeindefinanzierungsge-
setz. Sie verlangen mehr Geld zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben. Nach ihrer Ansicht
unterschätzt das Land ihren Finanzbe-
darf und verletzt so das Recht auf kom-
munale Selbstverwaltung.Den Kommu-
nen in NRW werden jährlich etwa 14
Mrd. DM zugeteilt. Ein Sprecher der
Landesregierung versicherte, wegen des
schrumpfenden Landeshaushalts seien
höher Zuteilungen nicht möglich.

WOHNGELD OST VERLÄNGERT:
Bonn. Das Bundeskabinett hat be-
schlossen, die Wohngeld-Sonderrege-
lung für die neuen Bundesländer um
zwei Jahre zu verlängern. Ziel sei „eine
wirksame soziale Flankierung der Über-
führung des Wohnungswesens in den
neuen Ländern in marktwirtschaftliche
Verhältnisse.“  Das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung Berlin (DIW)
stellte dagegen fest, daß sich die Woh-
nungsmieten in Ost und West in den ver-
gangenen Jahren gleichermaßen sozial
problematisch und konfliktträchtig ent-
wickelt hätten. Der Einkommensanteil,
der für die Miete gezahlt werden müßte,
sei in beiden Landesteilen deutlich ge-
stiegen, während der Anteil der Wohn-
geldbezieher deutlich zurückgegangen
sei.Die Wissenschaftler vermissen staat-
liche Rahmenbedingungen, die soziale
Fehlentwicklungen, zum Beispiel als
Folge der Abschaffung der Mietpreis-
bindung in Ostdeutschland seit 1. Janu-
ar 1998, korrigieren können.

GRUNDSTEUERREFORM: Düssel-
dorf. Die Länderfinanzminister beraten
über eine Reform der Grundsteuer, die
von der Bemessung nach den Einheits-
werten (im Westen von 1964, im Osten
von 1935) weg zu einer realitätsnäheren
Bewertungsgrundlage führen soll.Statt-
dessen sollen die Bodenrichtwerte, die
von den Kommunen laufend festgestellt
werden, mit pauschalierten Gebäude-
werten kombiniert werden. Diese Be-
messungsgrundlage soll von den Kom-
munen mit sogennannten Grundsteuer-
zahlen modifiziert werden können.

Zusammenstellung: ulj
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ganz Deutschland als auch von bürgerli-
chen Humanisten aus dem In- und Aus-
land.

Großen Zuspruch fand die Idee des
Heims im Sommer 1926 durch die Grün-
dung eines „Kuratoriums für die Kin-
derheime der Roten Hilfe“. Persönlich-
keiten wie Einstein, Kisch, Thomas
Mann, H. Mann, Tucholsky und Zille un-
terstützten damit diese Form der „Kin-
derfürsorgearbeit“ für Kinder aus
Deutschland, aber auch aus Bulgarien
oder Österreich.

Waren Entstehung und Aufbau des
MOPR-Heims durch Regierungen ver-
hindert und verzögert worden, bedeutete
1929 ein Verbot durch die Thüringer Lan-
desregierung ein vorläufiges Ende des
„MOPR-Heims“ als Kindererholungs-
stätte der Roten Hilfe. Danach nutzte die
KPD das Heim bis 1931 für Schulungs-
und Erholungszwecke. Ab 1931 konnte
das Heim wieder seinem ursprünglichen
Zweck, Kindern Erholung zu bieten, ge-
recht werden.

1933 wurde das Heim schließlich von
den Nazis kassiert, zuerst als Jugendher-
berge, später als Offiziersheim miß-
braucht.

Nach dem zweiten Weltkrieg nutzte die
Volkssolidarität das „MOPR-Heim“ zur
Betreuung von Kindern der Opfer und
Verfolgten des Naziregimes. Ab 1949
nutzte die SED-Landesleitung Thürin-
gen das Objekt als Kinder- und Erho-
lungsheim.Von 1955 bis 1989 diente das
Haus als SED-Erholungsheim. 1990
übernahm die Treuhand – wie alle Im-
mobilien der SED – das Objekt in ihre
Verwaltung. Das Heim wurde als „Hotel
Am Wald“ weiterhin öffentlich genutzt.

1995 schließlich konnte das ehrwürdi-
ge MOPR-Heim als eines von 4 Objekten
von der Treuhand durch die PDS in Be-
sitz genommen werden.

Neuerungen, Innenausbau

Seitdem marktwirtschaftlich genutzt,
wurde ein Erweiterungsbau für die Ver-
größerung des Bettenangebotes und die
Modernisierung der Elektro-, Wasser-/
Abwasser-Systeme, der Küchen- und Sa-
nitärbereiche wie auch eine erneuerte
Wärmedämmung dringend nötig. Im
neuen Anbau sind 22 moderne Hotelzim-
mer untergebracht, darunter zwei behin-
dertengerecht ausgestattete. Die 18 Zim-
mer im Altbau wurden ebenfalls einer
umfassenden Rekonstruktion unterzo-
gen …

Zu den wesentlichen Änderungen ne-
ben dem Erweiterungsbau zählen die
neuen Tagungs- und Seminarräume  im
Erdgeschoß, die Einrichtung eines Win-
tergartens auf der Südseite des Altbaus
und eines Gesellschaftsraumes mit Bi-
bliothek direkt unter dem Türmchen der
Villa. … Gerd Dolge

Anfragen an: Hotel „Am Wald“,
Schmücker Str. 20, 98716 Elgersburg/
Thüringen, Tel. (03677) 792236 / 7905610
/ 790511, Fax (03677) 792217
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EINZELHANDEL
NRW. Seit 1. April

1998 sind die Tarife für Löhne
und Gehälter der Beschäftig-
ten im Einzelhandel NRW aus-
gelaufen. Die Gewerkschaft
HBV fordert 0,99 DM pro
Stunde mehr für alle. Die Ein-
zelhandelskapitalisten boten
zunächst gar nichts an. Kurz
vor Pfingsten wurden sie dann
inspiriert. Sie wollen den Vor-
reiter für die Absenkung der
Einkommen der Lohnabhän-
gigen machen. Bodenlos ist ihr
Vorschlag: Niedrigere Ein-
gangsgehälter für Arbeiter
und Angestellte. Dadurch sol-
len Bruttoendgehälter von
2245 DM entstehen,rund 1000
DM weniger als jetzt im End-
gehalt der Gehaltsgruppe I
(Verkäuferinnen). Gnädig bie-
ten die Einzelhändler außer-
dem 0,24 DM Lohn- und Ge-
haltserhöhung nach zwei
Nullmonaten an, für die Aus-
zubildenden nichts. Die Große
Tarifkommission der HBV hat
mit der Vorbereitung von
Streikaktionen auf diese Pro-
vokation reagiert. Sie hat am
27. Mai beim Hauptvorstand
die Genehmigung für Urab-
stimmungen und Streik-
aktionen beantragt. anl

TARIFFLUCHT: Im Novem-
ber letzten Jahres wurde der
Produktservice von Siemens-
Nixdorf ausgelagert und fünf
SINITEC-GmbHs gegründet.
Ziel dieser Maßnahme war Ta-
rifflucht und Durchsetzung
der 40-Stunden-Woche bei un-
verändertem Gehalt. Durch
aktiven Widerstand der Be-
schäftigten wurde eine Über-
gangsregelung bis 30.4.98 er-
reicht bei gleichzeitigen neuen
Tarifverhandlungen. Letztes
Angebot der Arbeitgeber war
eine 39,5-Stunden-Woche oh-
ne Lohnausgleich, die 1,5
Stunden für Fortbildung der
Beschäftigten beinhaltet.

Daraufhin rief die Gewerk-
schaft IG Metall in Frankfurt
zu einem ganztätigen Warn-
streik am 27.5.98  bei SINITEC
in der Rödelheimer Land-
straße auf. Gewerkschaft und
Beschäftigte wollen mit diesen
Aktionen, die auch in anderen
Städten stattfinden (u.a.Ham-
burg,München und Berlin),die
Geschäftsleitung zur Rück-
kehr zu kürzerer Arbeitszeit
und zum Flächentarifvertrag
zwingen. Sie sind nur zu einer
befristeten Arbeitszeitverlän-
gerung in der Anlaufphase be-
reit und fordern einen indivi-

duellen Qualifizierungsan-
spruch.

TARIFABSCHLUSS BEI DER
BEWAG Mit seinem Einstand
als Arbeitgebervertreter bei
den diesjährigen Tarifver-
handlungen bei der im vergan-
genen Jahr mehrheitlich ver-
kauften und somit privatisier-
ten Bewag (Berliner Elektrizi-
tätswerke) provozierte der
ehemalige ÖTV-Chef Berlins
zugleich ein „historisches“
Ende: Erstmals wurde in der
deutschen Energiewirtschaft
nach dem Ende des Zweiten
Weltkrieg ein Warnstreik
durchgeführt. Grund war das
magere Angebot, das das jetzi-
ge Vorstandsmitglied für Per-
sonalangelegenheiten unter-
breitet hatte: 1,1% zusammen
mit einer Einmalzahlung von
1000 DM und der Übernahme
der Pauschalversteuerung der
Beiträge zur betrieblichen Al-
tersversorgung bei einer Lauf-
zeit von 14 Monaten.Gefordert
wurde von den Gewerkschaf-
ten ÖTV und DAG eine Ein-
kommenserhöhung von 5,5%.
Ein Kompromißangebot der
Gewerkschaften, das sich am
Abschluß der Hamburger
Elektrizitätswerken in Höhe
von ca. 3,7% orientierte, wur-
de abgelehnt.

Ende Mai erklärten beide
Gewerkschaften die Verhand-
lungen für gescheitert und rie-
fen zum Warnstreik am Diens-
tag nach Pfingsten auf. Ob-
wohl geplantermaßen nur die
Beschäftigten der Verwaltung
die Arbeit niederlegten, hatte
dieser erste Warnstreik bereits
Erfolg. Das folgende Angebot
von 1,5 % ab Juni, Einmalzah-
lungen von 1000 bis 1 450 DM
für die Monate April und Mai
(Auszubildende bekommen als
Einmalzahlung 300 DM), und
Übernahme der Pauschalver-
steuerung ab 1.1.1999 – in der
Summe zwischen 2,8 und 3,5%
mehr – wurde bei einer Lauf-
zeit von 12 Monaten von den
Tarifkommissionen angenom-
men.

TARIF GROSS- UND AUS-
SENHANDEL BERLIN. Die
rund 15000 Beschäftigten im
Berliner Groß- und Außenhan-
del erhalten ab 1. Juni ein um
2,5% erhöhtes Arbeitseinkom-
men. Die Auszubildenden er-
halten dagegen erst ab 1. Sep-
tember höhere Ausbildungs-
vergütungen und zwar 14 DM
im ersten, 20 DM im zweiten
und 22 DM im dritten Ausbil-

dungsjahr. Dieses Ergebnis
wurde bereits in der 2. Runde
der Tarifverhandlungen er-
zielt.

DIENSTLEISTUNGSGE-
WERKSCHAFT. Als letzte der
sechs DGB-Gewerkschaften,
die sich zu einer neuen Dienst-
leistungsgewerkschaft zusam-
menschließen wollen, hat jetzt
der GEW-Hauptvorstand am
30.5.98 sein Ja zur weiteren
Beteiligung an der Diskussion
gegeben. Allerdings scheint es
der GEW sehr schwer zu fal-
len, die Eigenständigkeit auf-
zugeben. Das zeigt bereits das
Abstimmungergebnis, das mit
40 Ja- zu 20 Nein-Stimmen die
Umstrittenheit dokumentiert.
Darüber hinaus wurde be-
schlossen, im Herbst diesen
Jahres einen außerordentli-
chen Gewerkschaftstag einzu-
berufen, der über die weitere
Beteiligung der GEW ent-
scheiden soll. Zum dritten will
die GEW im Rahmen der neu-
en Gewerkschaft eine Bran-
chengewerkschaft bilden, die
für alle Beschäftigten im Bil-
dungsbereich zuständig sein
soll und u.a. eigenständige ta-
rifvertragliche Regelungs-
kompetenz erhalten soll. Das
wäre mehr, als sie bisher ist
und hat und ist ein Affront ge-
genüber den Mitgliedern der
ÖTV im Bildungsbereich, die
insgesamt dort die Mehrheit
stellen.

Am 7. Mai haben die Vorsit-
zenden die in dieser Zeitung
bereits teilweise dokumentier-
te „Politische Plattform“ als
Grundlage für den Zusam-
menschluß bestätigt und ein-
vernehmlich Änderungsvor-
schläge aufgenommen, die
Konkretisierungen und Er-
gänzungen hinsichtlich der In-
teressen der Jugend und der
Frauen beinhalteten. Nicht
berücksichtigt wurde dagegen
die Kritik am Zeitplan.

STREIK DER BAHNREINI-
GER IN NRW. Seit 13.5.98
streiken 500 Kolleginnen und
Kollegen der Bahnreinigung
Köln GmbH, einer Tochterge-
sellschaft der Deutschen Bahn
AG. Die Bahnreinigungsge-
sellschaft ist zuständig für die
Reinigung aller Fern-,Nahver-
kehrs-  und S-Bahn-Züge in
Nordrhein-Westfalen.

Die Zustände bei der Bahn-
reinigung sind ein Beispiel für
die Folgen von Ausgliederung
und Privatisierung: Spaltung
der Belegschaft mit dem Ziel,

die Löhne zu drücken für ma-
ximale Profite. KollegInnen,
die vor 1994 bei der Bahnrei-
nigung beschäftigt sind, be-
kommen DM 14,20 Stunden-
lohn. Wer nach dem 1.9.94 an-
gefangen hat, bekommt nur
noch DM 13,85 in der Stunde.
Gearbeitet wird im Drei-
schichtbetrieb.

Aus Wut und Enttäuschung
darüber, daß die Führung der
dem DGB angeschlossenen
Gewerkschaft der Eisen-
bahner Deutschlands (GdED)
sie mit ihren Problemen völlig
im Stich gelassen hat, und we-
gen konkreter Konflikte mit
GdED-Funktionären, sind
viele KollegInnen der Bahnrei-
nigung vor einiger Zeit aus der
GdED ausgetreten und haben
sich auf die Suche nach einer
Alternative der kleinen Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA an-
geschlossen, die diesen Streik
offiziell führt.

Weder die GdED noch die
ÖTV, die als DGB-Gewerk-
schaften diesen Bereich orga-
nisieren, haben bisher irgend-
eine Anstrengung unternom-
men, das Vertrauen der Beleg-
schaft der Bahnreinigung
zurückzugewinnen.

Den Beschäftigten der Bahn
AG wurde mit einem 1,5%-Ab-
schluß eine weitere reale Mi-
nusrunde zugemutet. Für die
Beschäftigten der Bahnreini-
gung hat die GdED-Führung
im April einen Tarifvertrag un-
terschrieben, wonach die Löh-
ne nur zwischen 0,53% und
0,97% erhöht werden. Gleich-
zeitig wurde eine Kürzung der
Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall akzeptiert. Das be-
deutet für die Beschäftigten ei-
nen hohen Reallohnverlust.

Damit sind die GdED-
Funktionäre der Belegschaft
voll in den Rücken gefallen.
Nach Angaben der Streiken-
den betätigen sich GdED-Mit-
glieder als Streikbrecher, Be-
triebsräte der GdED organi-
sieren Streikbruch.

Die Verkehrsgewerkschaft
GDBA fordert eine Gehaltser-
höhung von 4,5%.

Die Streikfront steht seit
nunmehr über zwei Wochen.
Mehmet Gecici, Sprecher der
Streikenden in Aachen, sagt:
„Wir ziehen das 100prozentig
bis zum Ende durch, die
Streikkasse ist gut gefüllt.“ 

Sascha Stanicic, Sozialisti-
sche Alternative (SAV) Köln

Zusammenstellung: alk, har
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Am 9. Mai beendete – für viele überraschend
schnell – die IG Bergbau, Chemie, Energie
die diesjährige Tarifrunde Chemie-West mit
dem Abschluß eines umfangreichen und
komplexen Tarifvertrages.

Er hat entgegen der Forderung aller re-
gionalen Tarifkommissionen eine Lauf-
zeit von 14 Monaten (gefordert waren 12)
und bringt – alle geldlichen Leistungen
auf die Laufzeit um- und zusammenge-
rechnet – 3,0% pro Monat. Für Auszubil-
dende gibt es keine lineare Erhöhung,nur
eine Einmalzahlung von 200 DM. Die
Auszubildenden sollen mit diesem Ver-
zicht eine Steigerung der Ausbildungs-
plätze um 5% bis zum Jahr 2000 mitfi-
nanzieren. Ferner enthält der Tarifver-
trag Äußerungen, kaum jedoch Regelun-
gen zu den Themen Altersteilzeit und „ta-
rifliche Zusatzrente“.

Geldlich liegt der Tarifvertrag im Ver-
gleich zum tariflichen Umfeld eher im
oberen Bereich; gemessen an den Super-
profiten der Großchemie und der Phar-
maindustrie  und gemessen an den hohen
Erwartungen der Chemiebeschäftigten
liegt er dagegen zu tief.Auch der neue Ta-
rifverantwortliche im Hauptvorstand der
IG Bergbau, Chemie, Energie,Werner Bi-
schoff, legt offensichtlich keinen Wert auf
die Mobilisierung der Gewerkschafts-
mitglieder zur Verbesserung des Ergeb-
nisses.„Es war keine Rund der lauten Tö-
ne, dafür war die Materie (…) zu umfas-
send“, resümiert er im Tarifinfo.

Wie immer bei den letzten Tarifab-
schlüssen in der Chemieindustrie, darf
man den Abschluß nicht nur rein materi-
ell betrachten. Zu viel Tarifpolitik liegt
im Tarifpaket mit drin.

3% mit optischen Aufhellern …: Die
„Drei vor dem Komma“ ist für die Optik.
Tatsächlich tarifiert sind nur 2,4%. Die
„Drei“ wird durch eine linear berechne-
te Einmalzahlung erreicht: 1,1% eines ta-
riflichen Jahreseinkommens (Tarifent-
gelt plus 13. Monatseinkommen). Für
Teil- und Vollkontibeschäftigte gibt es
zusätzliche Faktoren, die die Kontizula-
gen berücksichtigen sollen. Somit be-
steht die Einmalzahlung für Normal-
zeit-,Teilkonti- und Vollkontibeschäftig-
te aus 14,25%, 15,8% bzw. 18,5% eines
Monatstarifeinkommens. Das sind Be-
träge zwischen DM 438 in der untersten
Gruppe Normalzeit und DM 1396 DM in
der obersten Gruppe Vollkonti (die Zah-
len beziehen sich auf das Tarifgebiet Ba-
den-Württemberg). Zusammen mit den
fälligen Nachzahlungen für April und
evtl.Mai  bringt das einiges Geld als Son-
derzahlung. Und verbunden mit dem
meist im Sommer fälligen Urlaubsgeld
von 1200 DM beruhigen diese Zahlungen

sicherlich etwas den vor der Tarifrunde
einhellig und deutlich geäußerten Geld-
bedarf der Chemiebeschäftigten.

… und wieder ohne soziale Kompo-
nente: Bezeichnend ist, daß die Einmal-
zahlung linear erfolgt. Hier hätte die
Möglichkeit zu einer „sozialen Kompo-
nente“ bestanden. Das im Bundesent-
gelttarifvertrag festgeschriebene „Tarif-
Gitter“, d.h. das Verhältnis der einzelnen
Gruppen zueinander, hätte zur Stärkung
der unteren Entgeltgruppen umgangen
werden könne. Die IG BCE-Führung hat
hier ihre langjährige Politik fortgesetzt.

Durchbruch für das Kapital im Kampf
um Öffnungsklauseln …: Gezahlt werden
muß die Einmalzahlung bis 30. Juni.
Muß? „Arbeitgeber und Betriebsrat kön-
nen abweichende Vereinbarungen über
den Zeitpunkt der Fälligkeit treffen. (…
Sie) können einvernehmlich je nach wirt-
schaftlicher Lage des Betriebes Verein-
barungen über die Kürzung und den Aus-
zahlungszeitpunkt der Einmalzahlung
treffen“, heißt es dazu im Verhandlungs-
ergebnis.

Diese Öffnungsklausel ist innerhalb
der Tarifwerke Chemie-West die erste
rein betriebliche.Die bisherigen über Ar-
beitszeit- und Entgeltkorridore sowie
über Kürzungsmöglichkeiten für das
„Dreizehnte“ waren mit der Zustim-
mungspflicht der Tarifvertragsparteien
und damit der Gewerkschaft versehen.
Nun also werden die Betriebsräte mit fre-
chen oder auch noch erpresserischen
Kürzungs- und Verschiebungsbegehren
direkt konfrontiert. Und im Gegensatz
zur weiter bestehenden Tarifkorridorre-
gelung vom letzten Jahr, die im Kernbe-
reich Chemie keine praktische Bedeu-
tung hat, sind die Begehrlichkeiten der
Unternehmer bei dieser Öffnungsklausel
durchaus aktiv.

Die „Basis“ soll zugucken: Die dies-
jährige Tarifrunde Chemie-West hat den
nun schon mehrjährigen Trend verfestigt:
Entgeltverhandlungen finden nur noch
im Verbund mit allen möglichen anderen
manteltariflichen und sonstigen Tarif-
themen statt. In diesem Jahr war das
schon durch die komplizierte, weit ge-
spreizte Forderungsempfehlung des
Hauptvorstandes vorgegeben.

Dahinter steckt zweifellos System.
Sind schon mit zunehmender Spreizung
der Einkommen reine Lohnverhandlun-
gen kompliziert genug, wird das Interes-
sengemenge im „Eintopf“-Verfahren im-
mer widersprüchlicher und damit die
Mobilisierungsmöglichkeit entspre-
chend geringer. Ideale Bedingungen, um
immer weitere Öffnungsklauseln zu ver-
einbaren. tht (KI Mannheim, gekürzt)

Chemie-Tarif

Weiter in Richtung „betriebs-
nahe“ Tarifpolitik

Bankangestellte wehren sich 

„Euro-Einführung 
massiv behindern“
Auf seiner Sitzung am Dienstag, den
26.5.1998 diskutierte der Fachgruppen-
vorstand Banken Frankfurt die Lage
nach Verabschiedung des § 10 (4) Ar-
beitszeitgesetz durch Bundestag und
Bundesrat, mit dem Feiertagsarbeit für
erhebliche Teile der Bankangestellten
insbesondere in den Bankzentralen mög-
lich wird. In die Überlegungen einbezo-
gen wurden auch der aufgrund einer
HBV-Initiative bisher gescheiterte Ver-
such des hessischen Wirtschaftsministe-
riums, über den Bundesrat auch noch die
Sonntagsarbeit sogar über das Bankge-
werbe hinaus zu ermöglichen, sowie die
neue Initiative des hessischen Arbeitsmi-
nisteriums unter Leitung von Frau Stol-
terfoht, durch eine Landesverordnung
nach § 1 oder eine Bundesverordnung
nach § 13 (1) 2. ArbZG die Sonntagsar-
beit insbesondere in den Call-Centern
der Direktbanken und Versandunterneh-
men zu legalisieren. Frau Stolterfoht, die
hessische Arbeitsministerin, plant nach
bisherigen Informationen,bis zum 15.Ju-
li diesen Jahres eine entsprechende Lan-
desverordnung zu erlassen.

Der Fachgruppenvorstand war einhel-
lig der Auffassung, daß die Aufhebung
der Feiertagsruhe nicht hinzunehmen ist.
Seiner Ansicht nach gibt es andere prak-
tikable Möglichkeiten des Zahlungsver-
kehrs und Geld- und Wertpapierhandels
in Europa. Außerdem ist die öffentliche
Diskussion über diese weitere Ein-
schränkung der grundgesetzlich ge-
schützten Sonn- und Feiertagsruhe
durch das klammheimliche Vorgehen der
Regierungskoalition unterdrückt wor-
den, so daß die bei einem derartigen Ge-
setz erforderliche Interessenabwägung
der verschiedenen gesellschaftlichen
Gruppen versäumt wurde. Er fordert die
Abgeordneten des neu zu wählenden
Bundestags auf, den Gesetzentwurf wie-
der zurückzunehmen.

Der Fachgruppenvorstand Banken
wird über die Arbeitsgruppe TARGET
weitere öffentliche Aktionen im Bündnis
insbesondere mit den kirchlichen Orga-
nisationen unterstützen.

In einem einstimmig gefaßten Be-
schluß wurden die Frankfurter Vertreter
in der Gesamttarifkommission Banken
beauftragt, folgende Position in der
nächsten Tarifkommissionssitzung ein-
zubringen:

Der Manteltarifvertrag Banken wird
wie folgt geändert:

„Samstage, Sonn- und Feiertage sind
dienstfrei. Arbeit an diesen Tagen ist nur
als Mehrarbeit im Rahmen der Ausnah-
mebestimmungen des Arbeitszeitgeset-
zes in der Fassung vom 1. 8.1994 zulässig.
Zu diesem Zweck müssen unverzüglich
Verhandlungen aufgenommen werden.
Weigern sich die Arbeitgeber, die Ver-
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Der neue DGB-Landesvorstand hat ge-
meinsam mit allen Vorsitzenden der Ein-
zelgewerkschaften und der DAG das
nachfolgend dokumentierte „Memoran-
dum für einen zukunftsorientierten und
leistungsfähigen öffentlichen Wirt-
schaftssektor Berlin“ erarbeitet. In die-
sem Memorandum weisen die Gewerk-
schaften darauf hin, daß die öffentlichen
Unternehmen fester Bestandteil des
grundgesetzlich verankerten Sozial- und
Rechtsstaatsprinzips sind, der zu erhal-
ten, zu unterstützen, aber auch zu mo-
dernisieren ist,und der eine wichtige Rol-
le für die Region spielt. Das Memoran-
dum ist eine deutliche Kritik an der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik der großen
Koalition in Berlin und eine inhaltliche
Unterstützung der Abwehrkämpfe der
Gewerkschaften und Beschäftigten im
öffentlichen Dienst Berlins. har

Die Unterzeichnerinnen und Unterzeich-
ner dieses Memorandums fordern den Se-
nat von Berlin, die Parteien in der Stadt
und die Vorstände in öffentlichen Unter-
nehmen auf, den öffentlichen Wirt-
schaftsfaktor im Interesse der Region zu
erhalten und zukunftsorientiert zu ent-
wickeln.

Die öffentliche Wirtschaft ist wesent-
licher Bestandteil kommunaler Selbst-
verwaltung, die fester Bestandteil des
grundgesetzlich verankerten Sozial- und
Rechtsstaatsprinzips der Bundesrepu-
blik Deutschland ist. Im Sinne des Ge-
meinwohls baut ein öffentlicher Wirt-
schaftssektor auf dem Grundgesetz auf
und ist Bestandteil einer sozial verant-
wortlichen und demokratischen Gesell-
schaft.

Unternehmen und Versorgungsein-
richtungen der öffentlichen Wirtschaft
erbringen eine Vielzahl von Leistungen,
die dem Wohl der Bürgerinnen und Bür-
ger dienen. Diese Unternehmen verbes-
sern Lebensqualität,sichern Daseinsvor-
sorge und wichtige technische, wirt-
schaftliche und soziale Infrastrukturlei-
stungen für die Menschen dieser Stadt.

Die Kommunen haben die Aufgabe, le-
benswichtige Infrastruktur für die Men-
schen sicherzustellen, die die Vorausset-
zung sozialen Lebens ist. Dabei sind die
Verbraucher auf stabile Preise angewie-
sen. Der freie Markt stößt hier zwangs-
läufig an Grenzen und ist für die sensi-
blen Versorgungsbereiche nicht hinrei-
chend in der Lage, wirtschaftliche und
soziale Verteilungsgerechtigkeit herzu-
stellen. Öffentliche Unternehmen kön-
nen daher auch nicht ausschließlich un-
ter betriebswirtschaftlichen Kriterien
gesehen werden,sondern müssen auch an

dem Maßstab qualitativer Daseinsvor-
sorge in einem Gemeinwesen beurteilt
werden.

Mit ihrer Tätigkeit sind öffentliche
Unternehmen ein wichtiger regionaler
Wirtschaftsfaktor. Die öffentlichen Un-
ternehmen, insbesondere die Berliner
Wasser Betriebe, die BVG, die Berliner
Stadtreinigung, die Berliner Hafen- und
Lagerhausbetriebe, die Berliner Stadt-
güter, aber auch soziale Einrichtungen
wie die Berliner Bäderbetriebe,die Kran-
kenhäuser des Landes Berlin, die Uni-
versitäten und ihre Kliniken und die
Wohnungsbaugesellschaften kaufen je-
des Jahr für Milliardensummen Investi-
tionsgüter und Leistungen ein. Allein
durch die Berliner Wasserbetriebe wer-
den in der Region ca. 14000 Arbeitsplät-
ze gesichert.

Die öffentlichen Unternehmen verfü-
gen über strategische Entwicklungspo-
tentiale im Umwelt- und Infrastruktur-
bereich, wie z.B. der Abfallbehandlung
und Wertstoffverwertung, der Nahver-
kehrslogistik und des Anlagenbetriebs,
der Trinkwassergewinnung und der Ab-
wasserbehandlung, die wichtiges Know-
how auch im Hinblick auf die Wirt-
schaftskooperation mit Mittel- und Ost-
europa darstellen.

Öffentliche Unternehmen tragen mit
ihren Aufträgen und Kompetenzen un-
mittelbar zur Beschäftigung und Unter-
nehmensentwicklung im privaten Pro-
duktions- und Dienstleistungssektor der
Region bei.

Dies kann zu einem wichtigen Steue-
rungsmittel der Wirtschafts- und Ar-
beitsmarktpolitik des Landes werden:
• für die Wiederherstellung der industri-

ellen Basis,
• für die Stabilisierung der Bauwirt-

schaft,
• für die Entwicklung des Mittelstandes

und des Handwerks,
• für die Stärkung der Dienstleistungs-

und Forschungsstruktur,
• für aktiven Umweltschutz und ökolo-

gische Flächenbevorratung,
• für die Weiterentwicklung zukunfts-

orientierter Technologiefelder und damit
der Innovationsfähigkeit der Region.

Vor dem Hintergrund der unzureichen-
den Wirtschaftskraft der Stadt, dem Feh-
len von rund 400000 Arbeitsplätzen und
der Internationalisierung und Liberali-
sierung von Märkten, die die Handlungs-
möglichkeiten regionaler Politik ein-
schränken (Standortkonkurrenz), ist die
wirtschafts- und strukturpolitische Be-
deutung der öffentlichen Wirtschaft in
kommunaler Verantwortung nicht hoch
genug einzuschätzen.

Dokumentiert: Position des DGB Berlin

Für öffentlichen Wirtschafts-
sektor in Berlin

handlungen aufzunehmen bzw. stellt sich
heraus, daß keine einvernehmliche Än-
derung möglich ist, muß die Zielsetzung
sein, durch Tarifaktionen am 1.1.1999 die
Einführung des Euro massiv zu behin-
dern und dadurch endlich der Öffent-
lichkeit die Bedeutung unseres Anliegens
deutlich zu machen.“

Der Fachgruppenvorstand war sich
bewußt,daß dies eine Rücknahme der mit
der DAG zuletzt vereinbarten Position
zur Samstagsarbeit darstellt und eine
Verbesserung des derzeitigen Mantelta-
rifs für die Beschäftigten im Sortenver-
kauf und in den Rechenzentren bedeuten
würde. Da die Arbeitgeber die Kompro-
mißvorschläge der HBV- und DAG-Ta-
rifkommissionen zur Samstagsarbeit je-
doch abgelehnt haben und in zeitlichem
Zusammenhang damit über den Gesetz-
geber und unter Umgehung der Tarifdis-
kussion jetzt auch Sonn- und Feiertags-
arbeit durchsetzen wollen, schien dies
dem Fachgruppenvorstand die geeignete
Antwort. „Unsere ausgestreckte Hand-
wurde zurückgeschlagen.“

Zum taktischen Vorgehen wurde dis-
kutiert, daß eine formelle Kündigung des
Manteltarifvertrages nicht unabdingbar
ist, da die Arbeitgeber in den vergange-
nen Gehaltstarifrunden immer wieder in
erpresserischer Manier MTV-Positionen
verschlechtert haben. „Auf einen groben
Klotz gehört ein grober Keil“. Die teil-
weise unmenschlichen Anstrengungen,
die in diesem Jahr den Bankangestellten
zur Euro-Einführung abverlangt wer-
den, sprechen für eine exorbitante Ge-
haltsforderung. Der laufende Gehaltsta-
rifvertrag des Bankgewerbes kann zum
31.12.1998 gekündigt werden. Durch ei-
ne derartige Taktik dürfte HBV bei recht-
zeitiger Terminierung der Gehaltsver-
handlungen die Bewegungsfreiheit be-
kommen, am 1.1.1999 aktionsfähig zu
sein.

Bezüglich der Legalisierung der Sonn-
und Felertagsarbeit in Call-Centern wur-
de die Position vertreten, daß die Be-
dürfnisse der Bevölkerung durch den Be-
trieb von Geldausgabeautomaten, Kon-
toauszugsdruckern und Online-Kon-
tostandsabfragen an diesen Tagen aus-
reichend befriedigt sind. Eine darüber
hinausgehende gesellschaftliche Not-
wendigkeit für Bankgeschäfte wurde
nicht gesehen.

Schließlich wurde in der Diskussion
auch unwidersprochen die Auffassung
vertreten, daß aus Sicht der Bankange-
stellten in der Gewerkschaft HBV die eu-
ropäische Organisierung Vorrang vor Ak-
tivitäten zur Gründung einer deutschen
Dienstleistungsgewerkschaft hat. Mit
Ausnahme der öffentlichen Sparkassen,
Bundesbank und Landeszentralbanken
(Organisationsbereich der ÖTV) sowie
der Postbank (Organisationsbereich der
Postgewerkschaft) sind die Berührungs-
punkte mit den europäischen Partnerge-
werkschaften angesichts der zunehmen-
den europäischen Bankenkonkurrenz
wesentlich bedeutsamer. gst
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Berlin hat sehr schwierige finanz- und
haushaltspolitische Probleme zu bewäl-
tigen. Diese Probleme sind durch über-
eilte Privatisierungen öffentlicher Un-
ternehmen nicht lösbar. Unbestritten
gibt es die Notwendigkeit der Haus-
haltskonsolidierung, der beschrittene
Weg ist aber falsch.

Die Ursachen der Finanzprobleme der
Stadt liegen neben einer falschen und
rücksichtslosen Rückführung der Wirt-
schaftsförderung in neuerer Zeit
hauptsächlich in einer vierzigjährigen
Fehlentwicklung der Berliner Wirt-
schaftsstruktur sowohl im Ost- wie im
Westteil der Stadt. Diese Fehlentwick-
lung erklärt sich aus der Besonderheit
der deutschen Nachkriegsgeschichte ein-
schließlich eines verfehlten Wirtschafts-
konzepts bei der Überwindung der Tei-
lung Deutschlands und Berlins.

Die Industriekombinate im Ostteil der
Stadt waren nicht in der Lage, den Auf-
wertungsschock der Währungsunion, ge-
paart mit einem Sanierungskonzept der
„investorneutralen Investition“ und der
schnellen Privatisierung, zu überlegen.
Radikale Deindustrialisierung mit einem
Rest an Klein- und Mittelbetrieben ist die
Folge.

Der Westteil Berlins erlebte aufgrund
der Teilung der Stadt seit Jahrzehnten ei-
ne schleichende Entindustrialisierung,
indem ehemals Berlin prägende Unter-
nehmen geschlossen oder zu verlängerten
Werkbänken ohne nennenswerte regio-
nale Verankerung und Wertschöpfung de-
gradiert und abgewertet wurden.

Die Abwesenheit von Konzernzentra-
len in Verbindung mit strategischen Un-
ternehmenseinheiten sowohl in Produk-
tion wie Dienstleistung (F+E, Marketing,
Werbung o.ä.), das heißt der Mangel an
industriellen Kernen einschließlich
Dienstleistungen, gilt seit Jahren in der
wirtschaftspolitischen Diskussion der
Stadt als das Defizit der regionalen Wirt-
schaftsstruktur.

Daraus ergeben sich alle erdenklichen
negativen Folgewirkungen für den Ar-
beitsmarkt, Ausbildungsplätze, das
Steueraufkommen und letztlich die öko-
nomische Gesundung der Stadt.

Neben einigen wenigen privaten Un-
ternehmen, die die industrielle Auszeh-
rung der Stadt bewältigt haben und das
Prädikat Berliner Kernbetrieb von Um-
satzgröße, Beschäftigtenzahl, strategi-
schen Unternehmensfunktionen und
Entscheidungskompetenzen her verdie-
nen,sind es insbesondere die öffentlichen
Unternehmen der Stadt, die diese zen-
trale Standortanforderung erfüllen und
im Gegensatz zu verlängerten Werkbän-
ken ein hohes Maß an regionaler Ver-
flechtung und Verankerung aufweisen.

Unbestritten gibt es Defizite und Män-
gel in der Entwicklung öffentlicher Un-
ternehmen in Berlin.Die Ursachen liegen
nicht in einer Überversorgung der Bevöl-
kerung mit öffentlichen Leistungen und
einer angeblich übertriebenen An-
spruchshaltung von Beschäftigten und

Bevölkerung.Gleichzeitig ist anzuerken-
nen, daß die öffentlichen Unternehmen
mit enormen Einsatz und Investitionen
die Integration der Versorgungseinrich-
tungen in Ost- und Westberlin ein-
schließlich erheblicher Effizienzsteige-
rungen erreicht haben. Dennoch besteht
immer noch erheblicher Innovations-,
Restrukturierungs- und Modernisie-
rungsbedarf. Dieses Defizit ist aber we-
der den öffentlichen Unternehmen an
sich noch den Beschäftigten anzulasten.
Es ist einer Politik anzulasten, die die
wirtschafts- und strukturpolitische Be-
deutung dieses Sektors über Jahrzehnte
nicht erkannt und folglich vernachlässigt
hat.

Die bisher erfolgten und noch geplan-
ten Privatisierungen öffentlicher Unter-
nehmen und Einrichtungen sind die Zu-
spitzung dieser strategisch falschen Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik in der
Stadt.

Bei allem bestehendem Bedarf an Mo-
dernisierung, Reorganisation: sie sind
zentrale, regional verankerte Produkti-

ons- und Dienstleistungskerne der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur, die aus strate-
gischen Gründen einer kurzfristigen Po-
litik der Haushaltskonsolidierung nicht
geopfert werden dürfen.

Mit der Privatisierung öffentlicher
Unternehmen und deren Verkauf an
„Brancheninvestoren“ oder „strategi-
sche Investoren“ droht auch diesen Be-
trieben der „Strukturwandel“ zu verlän-
gerten Werkbänken.

Die Berliner Finanz- und Haushalts-
politik befördert damit eine weitere Aus-
zehrung der wirtschaftlichen Substanz
der Stadt, die eine der wesentlichen Ur-
sachen ihrer aktuellen Probleme ist. Sie
ist dabei, das Kind mit dem Bade auszu-
schütten.

Es macht keinen Sinn, die öffentlichen
Unternehmen an private Großinvestoren
zu verkaufen. Diese werden Investitions-
güter, Bauleistungen, Planungsleistun-
gen, Serviceleistungen von ihren eigenen
Konzernzentralen erbringen lassen und
bei ihren Konzerntöchtern beziehen.
Möglichst die vollständige Wertschöp-
fungskette wird in den jeweiligen Kon-
zernen außerhalb der Region verlegt wer-
den.

Große Teile der bisher in Berlin er-
brachten Leistungen werden nicht mehr
gefragt sein. Zentrale Betriebseinheiten
werden geschlossen, die Arbeitnehmer
werden entlassen, das Know-how liegt
brach, die Gewinne werden nunmehr an
die Privateigentümer, nicht an das Land
Berlin ausgeschüttet.

Nicht nur die Wertschöpfung entgeht
der Region, die Folgekosten der verlore-

nen Arbeitsplätze, der verminderten be-
trieblichen Leistungsstrukturen in der
Region sind von den öffentlichen Haus-
halten, nicht von den Privateigentümern
aufzufangen.

Diese Politik schränkt nicht nur den
künftigen Handlungsspielraum kommu-
naler Politik ein, sondern verzehrt zu-
gleich das Erbe der Vergangenheit und die
Basis für die Zukunft in unverantwort-
barem Umfang.

Dabei ist nicht die betriebliche
Führung öffentlicher Unternehmen die
Aufgabe kommunaler Politik. Sie muß
aber kontrollieren, ob das Ziel und die
Leistungsvereinbarungen erfüllt werden
und gegebenenfalls Maßnahmen zur Um-
steuerung, zum Beispiel hinsichtlich von
Umweltstandards, Gleichstellung usw.
erforderlich sind. Notwendig ist ein pro-
fessionelles Beteiligungsmanagement –
ausgerichtet an klaren wirtschafts- und
strukturpolitischen Zielen des Landes.
Diese Einflußnahme im Sinne der Bür-
gerinnen und Bürger und der Entwick-
lung des Wirtschaftsstandortes wird mit
der Privatisierungspolitik des Senats aus
der Hand gegeben.

Die Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner dieses Memorandums sind der
Auffassung,daß die bestehenden Finanz-
und Haushaltsprobleme weder allein von
der Gemeinde Berlin noch durch Privati-
sierung öffentlicher Unternehmen im
Rahmen einer kurzatmigen Finanz- und
Haushaltspolitik zu lösen sind.

Notwendig ist eine langfristige wirt-
schaftliche Entwicklungsstrategie, die
sowohl durch die Finanz- und Haus-
haltspolitik des Bundes und des Landes
gestützt werden muß. Ein zukunftsorien-
tierter und leistungsfähiger öffentlicher
Wirtschaftssektor ist zentraler Bestand-
teil einer derartigen Entwicklungsstrate-
gie.

Der öffentliche Wirtschaftssektor darf
weder strategischen Fehleinschätzungen
der Politik, kurzfristigen Interessen der
Haushaltskonsolidierung noch einem
Zeitgeist geopfert werden, für den alles
Individuelle und Private gut und alles
Gesellschaftliche und Öffentliche
schlecht ist. Dabei wird leichtfertig ver-
drängt und vergessen, daß die moderne
und humane Gesellschaft nur über die
Durchsetzung des Gemeinwohlgedan-
kens humaner und moderner geworden
ist und nicht durch die alleinige Additi-
on von Individual- und Privatinteressen.
Die Berliner Politik ist im Begriff, auch
diese Erkenntnis zu vergessen.

Die Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner fordern die Politik in der Stadt
auf, im Sinne des Gemeinwohls verant-
wortlich mit öffentlichem Eigentum –
dem Eigentum aller Bürgerinnen und
Bürger – umzugehen, öffentliche Unter-
nehmen nicht zu privatisieren, sondern
sie statt dessen zu einem regional starken
Wirtschaftssektor zu entwickeln, der die
ökonomischen Entwicklung der Stadt
fördert, damit auch einer soliden Finanz-
politik nutzt und dem Gemeinwohl dient.

Öffentliche Unterneh-
men zum regional star-
ken Wirtschaftssektor
entwickeln
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Am 15.und16.Mai fand in Düsseldorf ein
gesundheitspolitischer Kongreß statt, zu
dem 65 verschiedene Organisationen auf-
gerufen hatten und an dem rund 800 Per-
sonen teilnahmen.

Beide Tage wurden mit moderierten
Podiumsdiskussionen eröffnet und boten
die Möglichkeit zur Teilnahme an drei
Veranstaltungen/Foren zu elf verschiede-
nen Themensträngen:
• Zur Zukunft der sozialen Sicherung
• Chancen neuer Versorgungs- und

Steuerungsmodelle
• Bürgernahe Gesundheitspolitik
• Pflege
• Soziale Ungleichheit und Gesundheit
• Selbsthilfe, Chronisch Kranke und Be-

hinderte
• Arbeitsplatz Gesundheitswesen
• Betriebliche Gesundheitsförderung

und Arbeitsschutz
• Familie und Gesundheit
• Frauen und Gesundheit
• Ethik in der Medizin

Der Freitag wurde mit einer moderier-

ten Podiumsdiskussion zum Thema
„Chancen einer neuen Sozial- und Ge-
sundheitspolitik“ eröffnet, bei der Ursu-
la Engelen-Kefer (Stv. DGB-Vorsitzen-
de), Ellis Huber (Präsident der Berliner
Ärztekammer),Manfred Ragati (Bundes-
vorsitzender der Arbeiterwohlfahrt) und
Rolf Rosenbrock (Arbeitsgruppe Public
Health am Wissenschaftszentrum Berlin)
auf dem Podium saßen. Beiträge aus dem
Publikum mußten nicht groß gefordert
werden. Viele TeilnehmerInnen bezogen
sich auf die Bundestagswahl und auf ih-
re Vorstellungen von einer Korrektur der
bisherigen Gesundheitspolitik in den un-
terschiedlichsten Bereichen z.B. Zuzah-
lungen zu Psychotherapien, Leistungen
der Pflegeversicherung oder dem Um-
gang mit Kunstfehlern. Ursula Engelen-
Kefer wurde oft nach der Haltung der
SPD befragt, aber sie wollte nicht Stel-
lung nehmen, sie sei als Gewerkschafte-
rin geladen. Da der SPD-Abgeordnete
und Gesundheitsexperte Martin Pfaff im
Publikum saß, wurde er nachträglich auf

das Podium gebeten, wo er dann für die
SPD wahlkämpfte.

Am Abend referierte im Forum „So-
ziale Ungleichheit und Gesundheit“ der
Medizinsoziologie-Professor Johannes
Siegrist.Er stellte fest,daß sich innerhalb
der letzten 10 Jahre die sozial bedingten
Unterschiede in der Lebenserwartung
verschärft haben und demonstrierte das
anhand zweier aktueller Studien aus

Dokumentation der Gründungsversammlung
am 15.2.87 und der Mitgliederversammlung
des Forums für kritische Sozial- und Ge-
sundheitspolitik e.V. am 27.4.97

Das FORUM FÜR KRITISCHE SOZIAL- UND

GESUNDHEITSPOLITIK E.V. analysiert kri-
tisch die gesellschaftlichen, sozialen, po-
litischen, pflegerischen und medizini-
schen Aspekte des Sozial- und Gesund-
heitswesens. Dazu ist es notwendig, ein-
deutig Stellung zu aktuellen Entwick-
lungen in der Sozial- und Gesundheits-
politik der Bundesrepublik Deutschland
zu nehmen und reformerische Perspekti-
ven differenziert zu betrachten.

Das FORUM betrachtet viele dieser
Entwicklungen wie die Gefährdung des
Sozialstaates, den Abbau von sozialen
Rechten, die Aushöhlung des Solidar-
prinzips sowie sozial ungerechte Ein-
kommensumverteilungen zugunsten der
Vermögenden und zu Lasten der Ein-
kommensschwächeren mit Sorge.

Im Mittelpunkt eines auf sozialen Aus-
gleich und Solidarität ausgerichteten So-
zial- und Gesundheitswesens müssen
aber die Menschen stehen. Dies bedeutet
gleiche Rechte und freien Zugang zu den
Versorgungsstrukturen für alle sowie das

Recht aller Menschen auf eine aktive,ver-
antwortungsvolle Rolle in der Gestaltung
und Umsetzung ihrer Sozial- und Ge-
sundheitsdienste.

Sozial- und Gesundheitsdienste exi-
stieren nicht als Selbstzweck, vielmehr
bilden sie den Sockel einer stabilen Ge-
sellschaft. Wer diesen Sockel gefährdet,
gefährdet die Grundlagen unserer De-
mokratie. Auch die Architektur eines eu-
ropäischen Hauses bedarf eines ebenso
sozial wie ökonomisch soliden Funda-
ments.

Im scharfen Kontrast hierzu steht die
derzeit herrschende politische Zielrich-
tung:
• Vereinzelung statt Gemeinschaft
• Verunsicherung statt Stärkung der

Schwachen
• kurzfristige Haushaltskosmetik statt

langfristiger Strukturpolitik
• Stärkung von Gruppenegoismen statt

des bestehenden sozialpolitischen
Grundkonsenses
Wesentliche Errungenschaften einer

solidarischen Absicherung sozialer und
gesundheitlicher Risiken werden damit
zur Verfügungsmasse.

Armut ist in der Bundesrepublik
Deutschland wieder zu einem sozialpoli-

tischen Problem geworden. Gesellschaft-
lich benachteiligte Gruppen wie Arbeits-
lose, chronisch Kranke und Alte sind es,
die zunehmend ins Abseits der Gesell-
schaft gedrängt werden. Frauen sind von
Armut in besonderem Maß betroffen.Der
Zugang zu Sozialleistungen ist für Men-
schen ohne deutsche Staatsangehörig-
keit besonders schwierig.Allgemeine Le-
bensrisiken werden zum Problem des In-
dividuums erklärt und führen nicht mehr
zu sozialen Verpflichtungen für Nichtbe-
troffene.

Die Konturen der Armut werden durch
Mängel in der Strukturpolitik geprägt:
Deregulierung im Wirtschaftsbereich
führt zu weniger Arbeitsplätzen und
ungünstigeren Lebensbedingungen. Aus
der Privatisierung ehemals öffentlicher
Leistungen resultieren nicht zwingend
effektivere, kostengünstigere Angebote.
Bei steigendem Gesamtumsatz werden
Unternehmen entlastet und Privathaus-
halte stärker zur Kasse gebeten.

Die daraus entstehende ökonomische
und soziale Verschlechterung für die
Mehrheit der Bevölkerung wird weiter
verschärft, indem sozialstaatliche Lei-
stungen und Maßnahmen unter der Beru-
fung auf individuelle Risiken zurückge-
nommen werden. Dies birgt ein Konflikt-
potential für alle Industriestaaten in sich,
die versuchen, ihre wirtschaftlichen Pro-
bleme unter Inkaufnahme der Verschär-
fung der sozialen Unterschiede zu lösen.

Es ist gesundheitspolitisch unsinnig

Ein Dokument der politischen Opposition im Gesundheitswesen
Stellungnahme zur Sozial- und
Gesundheitspolitik

Viele Argumente gegen angebliche „Sachzwänge“

Eindrücke vom Kongreß für
solidarische Gesundheitspolitik

Zusammenhang zwischen der Stellung in

der betrieblichen Hierarchie und der

Sterblichkeit erwiesen
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Finnland und Großbritannien.
Erkenntnisse aus seiner Sicht:

• je niedriger der Status eines Arbeit-
nehmers im Betrieb, desto höher die
Sterblichkeit.

• Handarbeiter haben gegenüber Kopf-
arbeitern international eine höhere
Sterblichkeit.

• In den unteren Schichten sterben deut-
lich mehr Kinder an Unfällen.

Siegrist nannte folgende Faktoren,die die
Sterblichkeit beeinflussen: 

• Zugang zu und Qualität von Versor-
gungssystemen;

• Einflüsse in der Kindheit/Genetik, v.a.
die Ernährung der Mutter während der
Schwangerschaft;

• gesundheitsschädigendes Verhalten;
• chronischer Distress im Erwachsenen-

alter, v.a. durch Arbeitsbelastung;
Krankheitswertige psychosoziale Fakto-

ren seien insbesondere:
• Arbeitslosigkeit;
• Einkommensverlust oder -disparität

(wenig Geld für viel Arbeit);
Teilhabe am ‚sozialen Kapital‘;
• schlechte Arbeitsplätze;
• erhöhte berufliche Gratifikationskri-

sen (Gefahr, Einkommen zu verlieren)
Die Gesundheit einer großen Mehrheit

in der Gesellschaft ist demnach allein
schon durch ihre Stellung auf dem Ar-
beitsmarkt gefährdet. Gesundheitspoli-
tik muß deshalb auf die gesellschaftli-
chen Verhältnisse bezogen werden und

kann nur gemeinsam mit Arbeitsmarkt-
und Sozialpolitik zur Verringerung so-
zialer Ungleichheit in der Gesundheits-
versorgung beitragen. ‚Härtefallklau-
seln‘ und die Erklärung von ‚Grundlei-
stungen‘ führen eben nicht zu einem bes-
seren Gesundheitszustand der Benach-
teiligten.

Der Samstag begann mit einer mode-
rierten Podiumsdiskussion zum Thema
„Anforderungen an eine neue Gesund-
heitspolitik“.Auf dem Podium: Ulla Der-
wein (ÖTV), Rudolf Dressler (SPD), Mo-
nika Knoche (Bündnis 90/Die Grünen)
und Horst Schmitthenner (IG Metall).
Ulla Derwein ging in ihrem Statement
auf die von allen Berufsgruppen am
schnellsten wachsende Arbeitslosigkeit
im Gesundheitswesen ein und stellte die
ÖTV-Forderungen zu integrierter Versor-
gung und Gesundheitsförderung vor.Mo-
nika Knoche betonte in ihrem Statement,
Gesundheitspolitik sei mehr als Politik
für das Gesundheitswesen, eine kommu-
nale Angelegenheit und ohne Armuts-
bekämpfung und Stärkung der Selbst-
hilfe nicht denkbar. Rudolf Dressler biß
auf das Stichwort ‚Regionalisierung‘ an,
das er aus meiner Sicht absichtlich falsch
verstanden hatte. Um abzulenken, hack-
te er auf der CSU in Bayern und ihren Be-
strebungen, die Sozialversicherungs-
beiträge zu regionalisieren herum und
lehnte so jegliche Form von Regionalisie-
rung mit Hinweis auf das Grundgesetz

(„gleiche Lebensbedingungen“) ab. Er
erklärte, daß eine Anhebung der Bei-
tragsbemessungsgrenze der Krankenver-
sicherung auf das Niveau der Rentenver-
sicherung zur Beitragssenkung beab-
sichtigt sei,aber nicht zur Aufhebung der
Selbstbeteiligung. Im Verhältnis zu den
vielen anderen SPDlern trug er schlech-
te Laune zur Schau und machte keiner-
lei Zusagen. Der Kollege der IG Metall
sprach hauptsächlich zum Arbeitsschutz
im Betrieb. Das Publikum beteiligte sich
wie am ersten Tag so rege und mit so kon-
kreten Forderungen an der Diskussion,
daß der Moderator in Zeitprobleme ge-
riet und die Foren etwas später begannen.

Im Forum „Pflege“ ging es dann um
„Chancen und Möglichkeiten der sozia-
len Pflegeversicherung im stationären
Bereich“. Das Podium war mit einer
SPD-Bundestagsabgeordneten, einem
ÖTV-Sozialexperten, einem Geschäfts-
führer des Medizinischen Dienst der
Krankenkassen, einer Heimleiterin der
AWO und einem Beamten aus dem Bun-
desministerium kontrovers besetzt. Die
Kolleginnen aus der Altenpflege hatten
mit einem phantasievollen Stand und ei-
ner Flugblattaktion für Mobilisierung
und Zündstoff gesorgt.Das Publikum be-
teiligte sich aktiv und kompetent an der
Diskussion.

Im ersten Halbjahr 1997 verzeichnete
die Pflegekasse einen Überschuß von 8,63
Mrd.DM,wobei eine Rücklage von 4 Mrd.

und sozial ungerecht, Defizite in der
Krankenversicherung auf dem Rücken
der Kranken auszutragen.Genau dies ge-
schieht durch die Erhöhung der Zuzah-
lungen für Arzneimittel, Heilverfahren
und Zahnersatz, die Kürzung des Kran-
kengeldes und die Streichung krank-
heitsverhütender Maßnahmen.

Die solidarische Absicherung des
Krankheitsrisikos ist mit den anderen
Zweigen der Sozialversicherung ein we-
sentlicher Garant des sozialen Friedens
und Voraussetzung für die weitere wirt-
schaftliche Entwicklung.

Die Reduzierung der Sozialleistungen
auf notdürftige Grundsicherungssyste-
me, verbunden mit privater Vorsorge für
diejenigen, die es sich leisten können,
führt zu einer Renaissance der klassen-
und schichtengebundenen Verteilung von
Bildungs-,Arbeitsplatz- und Mobilitäts-
chancen sowie sozialer und gesundheit-
licher Risiken.

Das FORUM FÜR KRITISCHE SOZIAL-
UND GESUNDHEITSPOLITIK E.V. wendet
sich gegen den Abbau des Sozialstaats.
Individualität, die sich als Kompetenz,
Verhaltenssouveränität und Flexibilität
äußert, bedarf sozialer Sicherheit.

Die dadurch freisetzbaren Ressourcen
menschlicher Innovationsfähigkeit för-
dern die nachhaltige Entwicklung des
Gemeinwesens. Die Politik der Zukunft
muß statt der einseitigen Förderung des
Wirtschaftswachstums ihre Rolle wieder
verstärkt in der Förderung des Wohler-

gehens aller Menschen begreifen.
Aufgabe einer zeitgemäßen Sozial-

und Gesundheitspolitik ist es, die insti-
tutionellen und materiellen Vorausset-
zungen zur Unterstützung der Vielfalt
und Unterschiedlichkeit individueller
Lebensentwürfe und -formen solidarisch
zu sichern. Dabei geht es um die Ent-
wicklung von Konzepten der Gewährung
sozialer Dienstleistungen, die Bedürftige
als mündige Bürgerinnen und Bürger ak-
zeptiert sowie selbstbestimmte Eigen-
initiative und kollektive Selbsthilfe
stärkt.Sozial- und gesundheitspolitische
Maßnahmen müssen eine ursachen- und
präventionsorientierte Risikovermei-
dung mit berücksichtigen.

Das FORUM FÜR KRITISCHE SOZIAL-
UND GESUNDHEITSPOLITIK E.V. setzt sich
zum Ziel,einen qualifizierten Beitrag zur
Verteidigung und Weiterentwicklung des
Systems der sozialen und gesundheitli-
chen Sicherung zu leisten, ohne das eine
solidarische Kultur und ein demokrati-
sches Gemeinwesen nicht möglich ist.Wir
brauchen klare sozial- und gesundheits-
politische Ziele sowie eine breite Bewe-
gung, die die Bedeutung unseres Sozial-
staates, unserer solidarischen Sozialver-
sicherung, ganz besonders der gesetzli-
chen Krankenversicherung, in der Öf-
fentlichkeit wieder verständlich macht.
Wir brauchen eine neue Kultur und Pra-
xis der Solidarität.

Ziel des FORUMS FÜR KRITISCHE SOZI-
AL- UND GESUNDHEITSPOLITIK E.V. ist es,

die vielfältigen Fragestellungen aus So-
zial- und Gesundheitspolitik miteinan-
der zu verknüpfen. Die Zerstückelung
der Problematik in einzelne Bereiche
führt dazu, daß kein sinnvolles Gesamt-
konzept zur Lösung der aktuellen Pro-
bleme mehr erarbeitet wird. In jedem
Teilbereich gibt es Spezialistinnen und
Spezialisten, die zwar häufig ihre Klien-
tel engagiert vertreten, aber kaum in der
Lage sind, gesamtgesellschaftliche Per-
spektiven im Auge zu behalten.
Das FORUM will die Vernetzung und Kom-
munikation aller kritischen Kräfte und
Projekte im Sozial- und Gesundheitswe-
sen fördern.Kreative Konzepte sollen die
Resignation vor scheinbar fehlenden Ge-
staltungsmöglichkeiten überwinden.

Der geschilderten Misere will das FO-
RUM FÜR KRITISCHE SOZIAL- UND GE-
SUNDHEITSPOLITIK E.V. nicht nur Kritik
entgegenhalten. Das FORUM FÜR KRITI-
SCHE SOZIAL- UND GESUNDHEITSPOLITIK

E.V. will durch offensives Besetzen rele-
vanter Themen die Reformperspektiven
erweitern und auf die Entscheidungsträ-
ger einwirken, statt auf immer neue
„Sparpakete“ nur zu reagieren.

Die Interessen betroffener Gruppen
können auf Dauer nur gewahrt werden,
wenn sie auf breiten Bündnissen pro-
gressiver Kräfte zur gesellschaftlichen
Willensbildung aufbauen können. Dazu
wird das FORUM FÜR KRITISCHE SOZIAL-
UND GESUNDHEITSPOLITIK E.V. in Zu-
kunft einen Beitrag leisten.
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gesetzlich vorgeschrieben ist. Leistungs-
verbesserung oder Beitragssenkung sind
in einem Koalitionsbeschluß ausge-
schlossen worden; bezüglich der Fortent-
wicklung der Pflegeversicherung sieht
die Bundesregierung keinerlei Hand-
lungsbedarf. Sie konstatiert durch die
Pflegeversicherung eine Entlastung von
Sozialhilfe, kann aber darüber keine
Zahlen vorlegen. In der Diskussion wur-
de klargestellt, daß die Absicht der Pfle-
geversicherung die Absicherung des Ri-
sikos der Pflegebedürftigkeit war.

Mißstände, die zur Sprache kamen:
• In den Heimen fehlen Hilfsmittel;
• „Reha vor Pflege“ findet heute nicht

statt; 
• Behindertenhilfe darf nicht in Zukunft

Pflege werden; 
• Die Fachkraftquote ist umstritten 
• Die Begutachtung von Demenzkranken

nach rein somatischen Gesichtspunk-
ten enthält diesen die adäquate Be-
treuung vor.
Der ÖTV-Experte Harry Fuchs vertrat

die Auffassung, daß das Gesetz nicht
richtig umgesetzt wird. Die Begutach-
tungsrichtlinien nach rein somatischen
Kriterien widersprechen aus seiner Sicht
dem definierten Pflegeverständnis und
den Erläuterungen zur humanen Pflege.
Er prangerte den kulturellen Verfall an,
daß Gesetze nicht mehr eingehalten wer-
den. Die Dementen und Depressiven sei-
en die großen Verlierer der Pflegeversi-
cherung.

Das Pflegeverständnis ist in der Al-
tenpflege nicht so ärztlich dominiert wie
im Krankenhaus. Über die Begutach-
tungsrichtlinien und die Zusammenset-
zung von entsprechenden Ausschüssen
soll es dem Krankenhaus angepaßt wer-
den.

Der Mensch vom MDK wollte sich ret-
ten, indem er über die Qualitätsprüfun-
gen der Einrichtungen berichtete, konn-
te aber vehementen Einwänden von
Fuchs und Publikum nicht standhalten.
Wie man eine Qualität sichern will, die
gar nicht definiert wurde, bliebe ein Rät-
sel.

Der Vertreter des Bundesministeriums
gab sich gar nicht erst Mühe, Punkte zu
machen. Er wurde mehrfach quasi aus-
gebuht, weil er „kohlartig“ Mißstände zu
Erfolgen schönreden wollte.Als positives
Ergebnis strich er u.a. heraus, daß man
sich z.B. bei Schaffung des Gesetzes vor-
genommen hatte, 1,6 Mio Menschen zu
erreichen – es wurden aber 1,7 Mio er-
reicht. Das Pflegeverständnis müsse in
erster Linie ohne Beitragsanhebungen fi-
nanzierbar sein.Er wertete es auch als ei-
nen großen Erfolg, daß die Zahl der am-
bulanten Pflegedienste von 4 000 auf
11 000 gestiegen ist. Zu 690-DM-Jobs
sagte er, auch hier gelte, daß Qualität nur
ginge, wenn sie mit 1,7% Beitrag zu fi-
nanzieren sei. Dieser Vertreter unter-
strich eindrucksvoll die Notwendigkeit,
die Bundesregierung abzuwählen!

Das Forum am Nachmittag hieß „Bür-
gernahe Gesundheitspolitik – ohne Be-

teiligung von Versicherten und PatientIn-
nen nicht möglich“.

Dort diskutierten Christoph Kranich
von der Patientenstelle der Hamburger
Verbraucherzentrale, Peter Friemelt von
der Bundesarbeitsgemeinschaft der Pati-
entenstellen, Birgit Nickley und Heiner
Boegler vom DGB und die grüne Bun-
destagsabgeordnete Marina Steindor.

Als Einführung stellte Christoph Kra-
nich seine Kriterien für die „Seriosität“
der Vertretung von Patienteninteressen
dar:
• Patientenaktivierung & Patienten-

schutz;
• Parteilichkeit & Professionalität;
• Unabhängigkeit & Standfestigkeit;
• Einzelfallhilfe & Arbeit an den Struk-

turen;
• Zugänglichkeit & Niedrigschwelligkeit
• Kooperationsbereitschaft.

Er gab einen Überblick über die Insti-
tutionen. Spezifische Institutionen: In-
formationsstellen; Gesundheitsläden;
Patientenstellen; Verbraucherzentralen
(z.Zt. nur Hamburg, Berlin, Nordrhein-
Westfalen und Mecklenburg-Vorpom-
mern); Ombudsleute; Patientenfürspre-
cher; Patientenschutzverbände; Patien-
teninitiativen.

Unspezifische Institutionen: Kran-
kenkassen; Selbsthilfegruppen; Rechts-
anwälte; Ärztekammern; Ministerien,
Ämter; Schlichtungsstellen;Ethikkom-
missionen.

In ganz Deutschland seien nur so vie-
le Menschen berufsmäßig für die Wah-
rung von Patienteninteressen zuständig
wie in Wien für die 2 Millionen Einwoh-
ner, nämlich 10.

Eine verstärkte Demokratisierung der
Krankenkassen würde zu einer stärkeren
Wahrung der Patienteninteressen führen
und sei unerläßlich für die kommunale
Steuerung von Gesundheitspolitik, führ-
te Marina Steindor in ihrem Statement
aus.Von ihrer Historie her seien die Kran-
kenkassen schließlich eine Selbsthilfebe-
wegung gewesen. In den Satzungen gäbe

es die Möglichkeit, sog. Bezirksbeiräte zu
bilden, die aber derzeit nicht genutzt
würde. (Die Gründe wurden nicht näher
erörtert.)

Die beiden DGB-Vertreter vertraten
die These,daß die Gestaltungsspielräume
für die Selbstverwaltung in den Kran-
kenkassen im Vergleich zur Unfall- oder
Rentenversicherung am größten seien.
Deshalb konnten die Selbstverwalter die
in der GKV-Neuordnung von Seehofer
angestrebten Elemente Selbstbeteili-
gung, Beitragsrückerstattung etc. erfolg-
reich abblocken.

Die Sozialwahlen, sollen eigentlich die
Mitgestaltung der Krankenkassen durch
die Versicherten garantieren. Die DGB-
Vertreterin verdeutlichte anhand eines
Stimmzettel, wie schwer die Sozialwah-
len zu durchschauen sind. Wer sich z.B.
hinter der „Arbeitsgemeinschaft Unab-
hängiger Betriebsangehöriger – AUB
e.V“ verbirgt, weiß kaum einer der Wahl-
berechtigten. Es wurde angeregt, in den
Mitgliederblättchen über die antreten-
den Listen und ihre Programme zu be-
richten. Neben etwas nostalgischer
Rückbesinnung auf „große“ Gesund-
heitstage standen in der Diskussion der
Bedarf nach stärkerer Vernetzung und
Appelle, die Krankenkassen stärker zu
politisieren, im Vordergrund der Diskus-
sion.

Obwohl es keinen organisierten Aus-
tausch von Diskussionsergebnissen zwi-
schen den einzelnen Foren gab, zeichne-
te sich bei Pausengesprächen und in den
Podiumsdiskussionen schon eine andere
Diskussionskultur ab. Konkrete Interes-
sen wurden formuliert und vertreten,
aber keiner vertraute darauf, daß SPD
und Grüne sich dann schon darum küm-
mern werden.In diesem Sinne wurden bei
dem Kongreß viele Argumente gegen die
„Sachzwänge“ gesammelt, die auch nach
der Bundestagswahl weiter bestehen
werden.
AG Gesundheitspolitik bei der PDS
Hamburg, brg

Lebhafte Kritik an den Mißständen in der Altenpflege
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Wir veröffentlichen eine Stellungnahme von
Winfried Wolf, verkehrspolitischer Sprecher
der PDS im Bundestag, vom 5.6.1998 zum
bisher schwersten Unglück der Deutschen
Bundesbahn. 

Auch zwei Tage nach dem ICE-Unglück
bei Eschede mit möglicherweise mehr als
hundert Toten und vielen Schwerverletz-
ten ist es richtig, sich bei der Beurteilung
der konkreten Unfallursache zurückzu-
halten. Allerdings gestand der Vorstand
der Deutschen Bahn AG mit kurzzeitigen
Geschwindigkeitsbeschränkungen der
ICE-1 auf 160 km/h und mit der Über-
prüfung dieser ICE der ersten Generati-
on erstmals die Möglichkeit eines techni-
schen Versagens (z.B. Radreifenbruch)
ein. Daß die Ursachen auch in dieser
Richtung gesucht werden müssen,darauf
deuten eine Reihe konkreter Unfallum-
stände hin wie „abgekoppelter“; unbe-
schädigter Triebwagen, Fahrgastaussa-
gen von stark ratternden Geräuschen vor
dem Unfall, Beschädigungen im Gleis-
bett einige Kilometer vor dem Unfallort.

Doch auch unabhängig von der kon-
kreten Unfallursache gibt es zumindest
drei Gründe, weshalb der Vorstand der
Deutschen Bahn AG und das Bundesver-
kehrsministerium ihre grundlegende
Orientierung im Schienenverkehr über-
prüfen sollten – eine Verkehrspolitik, die
in erster Linie auf Hochgeschwindig-
keitsverkehr und dabei auf immer höhe-
re Spitzengeschwindigkeiten setzt.

1. Der Glaube,Technik und Natur sei-
en absolut beherrschbar, ist ein typisch
männlicher Allmachtswahn. Dieser wird
durch die Praxis tausend-
fach widerlegt. Die gängig-
ste „Entschuldigung“ für
Unglücke sind die, wonach
„menschliches Versagen“
vorgelegen habe.Tatsächlich
ist der Mensch nicht unbe-
grenzt belastbar – und Per-
sonalabbau, Arbeitsintensi-
vierung und reduzierte Aus-
bildungsstandards bei der
Bahn haben gerade in jüng-
ster Zeit diese „Schwach-
stelle“ vergrößert. Doch
auch Technik ist nie unfehl-
bar, zumal die Orientierung
am Profit, auf die eine ent-
staatlichte DB AG ausge-
richtet sein muß, optimaler
Technik im Wege steht. Dies
attestierte das Blatt Die
Wirtschaftswoche explizit,
als es dort in einem Artikel
über zunehmende Bahnun-
fälle hieß: „Bahnfahren

könnte sicherer sein. Doch aus Kosten-
gründen setzt die Deutsche Bahn AG die
vorhandene Sicherheitstechnik nicht
ein.“ (29.6. 1995).

Und was ist, wenn die Natur „zu-
schlägt“? So zerlegte 1995 eine Mure aus
Schlamm in Vorarlberg eine massive Ei-
senbahnbrücke; der kurz danach passie-
rende Intercity Wien–Bregenz stürzte 40
Meter in die Tiefe. Nochmals unbere-
chenbarer sind Terroranschläge: So raste
im März 1990 ein Eilzug zwischen Köln
und Siegen im Tunnel auf zwei mächtige
Betonplatten.

Die Kombination dieser natürlichen
„Schwachstellen“ Menschen–Technik–
Natur mit der Orientierung auf immer
höhere Geschwindigkeiten kann fatal
sein. Kinetische Energie vergrößert sich
mit dem Quadrat der Geschwindigkeit:
Ein Zug mit Tempo 200 entwickelt vier-
mal soviel Aufprallwucht wie ein solcher
mit Tempo 100. Zugunfälle bei Hochge-
schwindigkeit sind damit für einen ho-
hen Blutzoll und für einen extrem sym-
bolträchtigen, grundlegend imageschä-
digenden Charakter prädestiniert.

2. Beim Unfall in Eschede wir tau-
sendfach betont, hier handelt es sich um
den „ersten schweren“ Unfall eines ICE.
Das stimmt nicht. Es gab bisher minde-
stens zwei schwere Unfälle mit ICE-Zü-
gen. So raste ein ICE im September 1993
bei Gelnhausen in einen Gleisbautrupp
(2 Tote); kurz darauf, im April 1994, raste
der ICE „Kurhessen“ mit überhöhter Ge-
schwindigkeit durch den Bahnhof von
Markt Einersheim in Bayern (3 tote
Gleisbauarbeiter). Auch gab es eine Rei-

he „technischer Vorkommnisse“ im ICE-
Verkehr, die in Katastrophen hätten
münden können. So, als der ICE „Dia-
mant“ im März 1993 in Hanau eine Wei-
che passierte und dabei der Triebkopf in
die eine und die Waggons in die andere
Richtung fuhren, entgleisten und Strom-
masten mitrissen. So, als ein ICE an Hei-
ligabend 1996 bei Baden-Baden in einen
Baum raste, der unter der Eislast zusam-
mengebrochen war. Der Baum verkeilte
sich zwischen Triebkopf und Waggons;
500 Fahrgäste mußten acht Stunden in
der Kälte und ohne Hilfe ausharren.

Anläßlich der Katastrophe von Esche-
de wurde zu Recht angeführt, daß die
Bahn bei der Art dieses Unfalls noch
Glück gehabt habe: der ICE war „nur“
auf ein stehendes Objekt und nicht in ei-
nen entgegenkommenden Zug gerast; es
war auch nur ein Teil des Zuges aufge-
prallt und nicht der komplette.

Es gibt ausreichend Anschauungsma-
terial bei den Zugunfällen der vergange-
nen Jahre, um zu erahnen, daß die Zug-
katastrophe von Eschede leicht übertrof-
fen werden kann: Januar 1993 – Zusam-
menprall eines Intercity mit einem D-
Zug bei Berlin-Wannsee (3 Tote, 23 Ver-
letzte); Dezember 1993: Zusammenprall
eines Eilzugs mit einem Arbeitszug bei
Raisdorf, Schleswig-Holstein; Juli 1997:
ein mit Stahlrohren vorschriftswidrig
beladener Güterzug schlitzt bei Marburg
einen entgegenkommenden Personenzug
auf (6 Tote, 9 Schwerverletzte).

Was soll einen Unfall wie den folgen-
den, was dessen Steigerung in eine Kata-
strophe verhindern? Trotz geschlossener

Halbschranken pas-
sierte im September
1994 ein Autofahrer
die IC-Strecke
Braunschweig – Ber-
lin und prallte mit
dem Intercity-Night
zusammen (2 Tote).
Ebenfalls bei ge-
schlossener Schran-
ke wurde am selben
Tag bei Wiesenburg
(Mark) ein Gelände-
wagen auf den Schie-
nen abgestellt; der
Eurocity „Alexander
von Humboldt“ von
Brüssel nach Berlin
prallte auf densel-
ben.

In Frankreich
blieb im März 1997
ein Lkw mit blockie-
renden Rädern auf
dem Bahnübergang

Für eine Kehrtwende in der Verkehrspolitik

Die Deutsche Bundesbahn muß Hoch-
geschwindigkeits-Orientierung überprüfen

Die Belastungen für Räder und Fahrwerk des ICE nehmen mit der Geschwin-

digkeit überproportional zu
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So umschrieb Heinrich Heine 1848 die
Macht von Großkaufleuten und Börse in
Hamburg. Eine fürstenähnliche Oligar-
chie beutete die Menschen aus und ent-
rechtete sie. Die Herrschaft dieser Patri-
zierfamilien wurde in ihren Grundfesten
erschüttert, als sich im März 1848 Ta-
gelöhner, Handwerker und Bürger zu re-
volutionären Aktionen zusammenschlos-
sen und zu organisieren begannen. Im
Rathaus und an der Börse wußte man,
was die Stunde geschlagen hatte, und
bekämpfte die demokratische Auf-
standsbewegung mit allen Mitteln. Die
gegenrevolutionären Maßnahmen der
herrschenden Kaufmannscliquen über-
stiegen an Verschlagenheit und Skrupel-
losigkeit bei weitem die Entschlossenheit
und Weitsicht der kleinbürgerlichen Frei-
heitsbewegung in Hamburg.Unmittelbar
nach den ersten Demonstrationen An-
fang März beschloß der Rat, keinen
Schritt zu weichen und die Volksbewe-
gung zu unterdrücken.Versammlungen in
der Stadt und das Stillstehen auf den
Gassen wurden verboten. Wer Fenster-
scheiben einwarf – ein beliebter Protest
gegen die verhaßten Kaufleute -, konnte
nach zweimaliger Warnung erschossen
werden.Das Abreißen von amtlichen Ver-
ordnungen wurde mit Zuchthaus be-
straft.Abends war Ausgangssperre.Erste
Ansätze einer oppositionellen Presse
wurden verboten.Verhaftungen waren an

der Tagesordnung.Das ganze Arsenal po-
lizeistaatlicher Gewaltmaßnahmen fand
Anwendung – bis hin zum Einsatz von
Soldaten. Aus Kreisen der Großkaufleu-
te wurde im Oktober 1848 der Hilferuf
nach Berlin gekabelt, Preußen müsse zur
Aufrechterhaltung von „Ruhe und Ord-
nung“ Truppen nach Hamburg entsen-
den. Im August 1849 besetzten achttau-
send preußische Soldaten die Stadt.

Angeblich war es in Hamburg immer
so liberal und anders als anderswo. Aber
immer wenn es brenzlig wurde, wußten
die Herrschenden genau, was zu tun war.
Mit ausländischen, preußischen Truppen
gegen die eigenen Bürger! Das war dann
auch das endgültige Ende der Märzrevo-
lution in Hamburg.

Wer waren diese Leute, die auf de-
monstrierende Bürger schießen ließen?
Was verteidigten sie?

Sie verteidigten ihre politische Vor-
machtstellung und ihre Pfründe.60% der
rund 150000 Einwohner Hamburgs und
seiner beiden Vorstädte St. Pauli und St.
Georg lebten 1848 unter dem von der Ar-
menanstalt definierten Existenzmini-
mum. 20% lebten knapp darüber. Viele
hungerten und lebten in dunklen, nassen
Kellern in der Altstadt, die regelmäßig
überschwemmt wurden. Wer überhaupt
Arbeit hatte, wurde miserabel bezahlt.
Aus Kreisen der Hamburger Zigarrenar-
beiter wurden während des Wahlkamp-

Hamburg 1848/49

„Hier herrscht nicht der
schändliche Macbeth, sondern
hier herrscht Banko“

Zu heftigen Auseinandersetzugen in Hamburg kam es im Juni 1848. Am Stein-
tor wurden die Wache und das Akzisegebäude in Brand gesteckt. (Bild) In der
„Chronik der Stadt Hamburg“ heißt es dazu: „Der Abend des 9. Juni ward Zeu-
ge eines heftigen Tumults und arger Freveleien in der Gegend des Steintors. Zur
Sperrzeit drang eine tobende Rotte durch das Tor, die Wachmannschaft schritt
freilich gleich mit Kolben und Bajonett sehr unsanft ein, wurde aber durch ei-
nen Steinhagel verscheucht.“ 

stehen; der Hochgeschwindigkeitszug
Eurostar zerteilte den Lkw.

1988 gab es in Frankreich gar eine
„schwarze Serie“ von 5 schweren Eisen-
bahnunfällen mit mehr als 60 Toten; für
sie wurde seitens der Gewerkschaften
und großer Teile der Öffentlichkeit die
„Sparpolitik“ der Staatsbahn SNCF ver-
antwortlich gemacht; Bahnchef Philippe
Rouvilluois mußte gehen.

3.Oft wird eingewandt: All das ist eben
der Preis von Mobilität und von der „Mo-
derne“ – der „Mensch als solcher“ liebe
es eben, Jahr für Jahr mehr Kilometer
und diese schneller als zuvor zurückzu-
legen. Einmal abgesehen davon, daß die-
se Aussage aus ökologischen und volks-
wirtschaftlichen Gründen berechtigt
hinterfragt werden kann – auch der Flug
mit der Concorde zum Zigarettenauto-
maten in New York läßt sich so rechtfer-
tigen. Die Behauptung von der Notwen-
digkeit eines solchen Hochgeschwindig-
keitsverkehrs stehen insbesondere im Wi-
derspruch zur realen Struktur des Eisen-
bahnverkehrs. Diese macht die Option
auf Spitzengeschwindigkeiten schlicht
hirnrissig, wenn die Masse der Bahn-
kundinnen und Kunden (und auch die
Masse des Umsatzes) im Blickfeld bleibt.
90 Prozent aller Zugfahrten finden im
Nahverkehr unter 50 Kilometer Distanz
statt. Selbst bei den im Jahr zurückge-
legten Bahnkilometern (Personenkilo-
metern) sind es noch rund 50 Prozent, die
im Entfernungsbereich unter 50 Kilome-
tern erbracht werden.

Doch nehmen wir ausschließlich den
Fernverkehr – dann liegt hier die durch-
schnittliche Reiseweite bei 230 km, wo-
bei diese laut Statistiken der Bahn sogar
rückläufig ist. Im Klartext: Auch heute,
im ICE-Zeitalter, liegt die Hälfte aller
Fernverkehrsfahrten in einem Entfer-
nungsbereich, in dem Hochgeschwindig-
keit den Fahrgästen so gut wie gar nichts
bringt. Unter diesen Bedingungen muß
jede und jeder, der oder die eine „ganz-
heitliche“ Sicht des Bahnverkehrs ver-
tritt und nicht ausschließlich eine spezi-
elle Klientel – Geschäftsreisende – oder
einen bestimmten Zweck – Anbindung an
den nächsten Flughafen – im Blick hat,
anstatt für Spitzengeschwindigkeit im
ICE für eine optimale „Netzgeschwin-
digkeit“ eintreten. Was die überwälti-
gende Mehrheit der Bahnreisenden will,
sind eine optimale Abstimmung von
Nah-, Regional- und Fernverkehr, sind
hoher Komfort, sind akzeptable sozial-
verträgliche Preise. Und – ist Verkehrssi-
cherheit.

Im Grunde liegt hier eine ideale Si-
tuation: Die Struktur des Bahnverkehrs,
die konkret artikulierten Mobilitätswün-
sche der Fahrgäste der Bahn sind ein Plä-
doyer für eine Abkehr vom Geschwin-
digkeitswahn.Sind starke Argumente für
eine Flächenbahn – für die Bahn für al-
le. Das allerdings entspräche einer
Kehrtwende der jetzigen Verkehrspolitik
– in Bonn und beim Vorstand der Deut-
schen Bahn AG.
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fes zur Konstituierenden Versammlung
im Sommer 1848 60 Grundsätze für eine
neue Staatsverfassung veröffentlicht, die
u.a. forderten: „Jeder rüstige Mann, der
ein Tagelohn arbeitet, soll pro Tag 2 Mark
verdienen … weil das Jeder zu einem or-
dentlichen Lebensunterhalt bedarf …
Für jeden Untergebenen soll die Arbeits-
zeit nicht über 12 Stunden dauern, weil
mitunter mehr verlangt wird, als der
Mensch leisten kann …“

Die Akzise, eine Steuer auf Ver-
brauchsgüter, lastete schwer auf den
Menschen. Häufig wurden deshalb die
Akzisegebäude an den Stadttoren ange-
griffen. Die Einnahmen aus dieser Steu-
er waren bis zum Brand 1842 immer der
erste Posten der Staatseinnahmen gewe-
sen.Nach dem Brand rückte sie hinter die
erhöhte Grundsteuer an die zweite Stel-
le. Die Akzise belastete auch den Ver-
brauch von Kartoffeln,Brot,Fett,das we-
nige, das die Menschen überhaupt noch
zum Essen hatten. Aufhebung der Akzi-
se und eine gerechte Besteuerung von
Einkommen und Vermögen lautete eine
der populärsten Forderungen in jenen Ta-
gen. Die Reichen entzogen sich der Be-
steuerung. Sie zogen im Sommer auf
steuerfreies Gebiet außerhalb Hamburgs
auf ihre Landsitze nach Eimsbüttel, Ro-
therbaum, Hamm und Horn.

Die grauenhaften Lebensverhältnisse,
in denen die große Mehrheit der Bevöl-
kerung leben mußte, war eine Quelle des
Reichtums der herrschenden Kaufleute.
Sie profitierten von diesen Verhältnissen
und verteidigten sie verbissen. Keines-
falls war die „Armut … ein von der Vor-
sehung angeordneter Besitzstand“. Das
hatte C. Godeffroy, Mitglied einer der be-
kanntesten Kaufmannsfamilien, 1834 in
einer programmatischen Schrift („Theo-
rie der Armut“) zum Besten gegeben.
Während das Volk hungerte,hatten Groß-
kaufleute und Reeder gewaltige Reichtü-
mer angehäuft. Ihre Herrschaft in Ham-
burg ist oft mit der absoluter Fürsten ver-
glichen worden. Das ganze 19. Jahrhun-
dert hindurch bestand der Rat der Stadt
ausschließlich aus Mitgliedern eng mit-
einander verflochtener Kaufmannsfami-
lien.Viele Mitglieder dieser Familien sind
heute im Stadtbild noch gegenwärtig.
Straßen und Plätze sind nach ihnen be-
nannt: Amsinck, Godeffroy, Merck, Lut-
teroth, Hudtwalcker, Gossler, Burchard,
Sloman … Diese Namen stehen für einen
düsteren Teil der Hamburger Geschichte.

Forderungen der demokratischen

Bewegung 

Einige Forderungen der demokratischen
Freiheitsbewegung von 1848 wirken heu-
te erstaunlich aktuell. Es lohnt, sie sich
noch einmal zu vergegenwärtigen. Am
10./11. März 1848 wurden auf einer
großen Versammlung, die der Rat nicht
verhindern konnte, folgende Forderun-
gen erhoben:
• Politische Berechtigung für jeden
Staatsangehörigen,der dem Staate durch
seine Person oder aus seinem Vermögen

Pflichten erfüllt; namentlich allgemeines
Wahlrecht und allgemeine Wählbarkeit.
• Gänzliche Trennung der Kirche vom
Staat. Unabhängigkeit der bürgerlichen
und politischen Rechte von dem religiö-
sen Bekenntnis.
• Ausdrückliche Anerkennung der Frei-
heit nicht nur der politischen, sondern
auch der religiösen Assoziation.
•  Ersetzung der Erbgesessenen Bürger-
schaft und ihrer bisherigen Ausschüsse
durch eine Versammlung periodisch ge-
wählter Repräsentanten, mit der Öffent-
lichkeit der Verhandlungen, jedoch unter
Vorbehalt des absoluten Veto für die
Wähler in den grundgesetzlich näher zu
bestimmenden Gesetzesvorlagen.
•  Aufhebung der Lebenslänglichkeit und
Selbstergänzung des Rats.
•  Verantwortlichkeit aller, die in öffent-
lichen Geschäften tätig sind. Schutz für
jedes Recht, durch unabhängige von der
Verwaltung getrennte Gerichte.
•  Öffentlichkeit und Mündlichkeit der
Gerichte …
•  Unterricht für die Jugend aller Staats-
angehörigen als Staatsangelegenheit.
•  Vertretung der Nationalinteressen
durch ein deutsches Parlament …
• Trennung der Schule von der Kirche.

Im August 1848 wurden diese Forde-
rungen auf einer Versammlung von 2000
Leuten,die die Hamburger Bewegung re-
präsentierten, radikaler und zugespitzt.
Die Versammlung forderte die Wahl einer
Konstituierenden Versammlung für
Hamburg . Der Rat dürfe keine binden-
den Gesetze mehr beschließen, weder
neue Anleihen bewilligen noch neue
Steuern verordnen.

Teilweise sind diese Forderungen nie
Wirklichkeit geworden – wie die voll-
ständige Trennung von Staat/ Schule und
Kirche. Aktuell sind einige der Forde-
rungen auch dadurch, daß die 150 Jahre
später betriebene Politik der Herrschen-
den sich an vielen Punkten in Wider-
spruch befindet zu den politischen Ab-
sichten der demokratischen Märzbewe-
gung. Statt die Unverletzlichkeit der Pri-
vatsphäre zu achten, die erst gegen feu-
dale Gewalt erkämpft wurde – Großer
Lauschangriff! Statt die Trennung der
staatlichen Gewalten wirklich ernst zu
nehmen – der Europolizist! Statt unein-
geschränkter Koalitionsfreiheit – politi-
sche Beschränkungen an allen Ecken und
Enden, insbesondere für Nicht-Deut-
sche! Statt gänzlicher Trennung von
Staat und Kirche – immer weiter beste-
hende und immer massivere Eingriffe der
Kirche in Abtreibungsangelegenheiten,
an Schulen…

Es ist nicht verwunderlich, daß die po-
litisch Verantwortlichen in diesem Staat
Gedenkfeiern zum 150. Jahrestag der
Märzrevolution nicht gerade mit Begei-
sterung begehen. Auf andere Gedenkta-
ge freut man sich in diesen Kreisen mehr.
Zu eklatant sind die Widersprüche zwi-
schen den Hoffnungen und Forderungen
der Revolutionäre 1848/49 und der heu-
te betriebenen Politik.

Die Freiheitsbewegung unterliegt der

Staatsgewalt

Nun war die demokratische Bewegung
1848 nicht nur revolutionär, sondern
auch kleinbürgerlich. Ihr Handeln, je-
denfalls das ihrer liberalen Mehrheit,
wurde wesentlich bestimmt von einem
tiefen Respekt vor dem Staat. Die Sozi-
aldemokratie, deren Geburtsstunde die
Revolution von 1848/49 ist, ist mit diesem
Geburtsfehler auf die Welt gekommen
und hat sich von diesem Makel nie be-
freien können oder wollen. Eine kurze
Stellungnahme des SPD-Bürgermeisters
Runde im Hamburger Abendblatt ist be-
zeichnend: „Was 1848/49 in Deutschland
wie in Hamburg scheiterte, was 1918/19
in Deutschland wie in Hamburg nicht
dauerhaft gelang und erst 1949 mit dem
Grundgesetz und 1952 mit der Hambur-
ger Verfassung tragfähige Fundamente
erhielt – das gilt es heute zu bewahren:
die freiheitlich-demokratische Ordnung
unseres Staates und unserer Stadt“.War-
um kann Bürgermeister Runde nicht den
Mut und die Hoffnungen der protestie-
renden Menschen in den Märztagen wür-
digen, sondern fällt ihm angesichts der
imposanten Freiheitsbewegung gleich
wieder nur die „Ordnung unseres Staa-
tes“ ein? Damit stellt er sich in die Tra-
dition jener bürgerlich-liberalen Kräfte,
die den von der Gesellschaft getrennten
Bereich der Staatlichkeit mehr schätzt
als die demokratische Bewegung, die
eben gegen diese Staatsmaschinerie
kämpfte und kämpft.

Die bürgerlich-demokratische Bewe-
gung setzte im Sommer 1848 die Wahl ei-
ner Konstituierenden Versammlung
durch. Sie sollte unabhängig von Rat und
Bürgerschaft eine neue Verfassung fest-
stellen. Parallel dazu setzten die alten
Gewalten durch,daß die Konstituante ei-
nen Eid auf ihren Gehorsam gegen Rat
und Bürgerschaft schwören sollte. Acht
Sitzungen wurde über diesen Eid disku-
tiert, als die Konstituante am 14.12.1848
endlich zu ihrer ersten Sitzung zusam-
mentrat. 11 von 188 Abgeordneten wei-
gerten sich zu schwören und wurden aus
der Konstituierenden Versammlung aus-
geschlossen. Beherrscht wurde die Ver-
sammlung von kleinen Kaufleute, Fabri-
kanten und Akademikern. Sie gehörten
überwiegend dem Deutschen Klub an,
den Hamburger Liberalen, und sie stell-
ten 75% der Deputierten. Der Bürgerver-
ein,die Demokraten,bildeten mit etwa 25
Deputierten die Linke.

Liberale konnten auch zu Revolu-
tionären werden, wenn die alten Gewal-
ten sich allen Reformen widersetzten.
Aber sie waren dann Revolutionäre wi-
der Willen. In der Auseinandersetzung
zwischen der demokratischen Volksbe-
wegung und einer Staatlichkeit, die die
Rechte und Geldbeutel einiger weniger
Familien verteidigte, schlugen sich die li-
beralen Demokraten immer wieder lieber
auf die Seite des Staates als auf die der
gesellschaftlichen Bewegung, bis sie
schließlich geschlagen wurden. ana
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13. bis 26. Juni: Rundreise der „Sams-
tagsmütter“ aus der Türkei. Düsseldorf
(13.6.; 17.6.), Köln (14./15.6.), Bonn
(15./16.6.), Aachen (15.6.), Hamburg
(18.–20.6.), Berlin (21./22.6.), Leipzig
(22./23.6.), Dresden (23.6.), München
(24.6.(25.6.), Stuttgart (24./25.6.), Karls-
ruhe (25.6.), Frankfurt (26.6./27.6.), Wies-
baden/Mainz (26.6.) Nähere Angaben bei
den örtlichen Kurdistangruppen.

13./14. Juni: Bundestreffen der AG Be-
triebe und Gewerkschaften der PDS in
NRW

13./14. Juni: Bundeskongreß der VVN-
BdA in Braunschweig, Motto: „Zukunft
Antifaschismus“. Infos bei der Bundesge-
schäftsstelle der VVN-BdA, Rolandstr. 16,
30161 Hannover.

26. bis 28. Juni: Bundesparteitag der FDP,
Leipzig beschließt Wahlprogramm

14./15. August: Zentrale Wahlkampf-Auf-

taktveranstaltung der PDS-Westverbän-
de in Köln.

28.August:. CSU-Parteitag in München 

29.8. FDP-Parteitag in Bonn soll Wahl-
aufruf beschließen

13. September: Landtagswahl in Bayern

17./19.9. a.o. Gewerkschaftstag der IG
Metall in Mannheim

27. September: Bundestagswahl, Land-
tagswahl in Mecklenburg-Vorpommern
und Kommunalwahlen in Brandenburg

10./11. Oktober: Herbsttagung des Fo-
rums Kommunistischer Arbeitsgemein-
schaften in Köln

23. bis 25.Oktober: JU-Deutschlandtag in
Weiden

24.-29. Oktober: HBV-Gewerkschaftstag
in Bremen und IG-Medien-Gewerk-
schaftstag in Würzburg •

Sommerschule der ARGE
Geschichte

150 Jahre Manifest der Kommunistischen Partei
Vorgehensweise: Lesen des Manifestes und Diskussion vorbereiteter
Beiträge, u.a.:
• Sozialgeschichtliche Hintergründe und das Umfeld der Schrift
„Manifest der Kommunistischen Partei“, Ausgabe 1848 unter Ein-
beziehung der Geschichte des Bundes der Kommunisten.
• Von Babeuf bis Blanqui. Französischer Sozialismus und Kommu-
nismus vor Marx,Auszüge aus dem gleichnamige Buch von Waltraud
Seidel-Höppner und Joachim Höppner.
Bitte rechtzeitig anmelden, damit wir Texte verschicken können, bei
GNN Köln.
30. Juli bis 2. August 1998, Jugendherberge „R. Breitscheid“ in 99894
Friedrichroda, Waldstr. 25. Beginn Donnerstag, um 14 Uhr, Ende
Sonntag: 12 Uhr

Philosophie

Auseinandersetzungen mit den Konzepten der
„Inneren Sicherheit“ und staatstheoretischen
Vorstellungen, auf denen sie beruhen.
Das Tagesseminar (10–18.00 Uhr) wird gemeinsam von der AG Phi-
losophie der Linken Schule Schnepfenthal (Arbeitsgemeinschaft
Konkrete Demokratie - Soziale Befreiung) und der Wahlkampfko-
ordination Hamburg durchgeführt.
Samstag, 4. Juli 1998, Ort: Hamburg.
Mitte Juni ist eine Textzusammenstellung erhältlich bei: GNN-Ver-
lag Hamburg, Neuer Kamp 25, 20359 Hamburg, Tel. (0 40) 43 18 88
20, Fax (0 40) 43 18 88 21. Um Anmeldung wird gebeten.

Wirtschaft

Ist linke Reformpolitik unter der Bedingung von
Geldwertstabilität möglich?

Vorträge und Diskussion. Nähere Angaben zum Thema und zur
Durchführung nächste Ausgabe.
Termin: Samstag, 1. August (Anreise 31.7.) 
Ort: Jugendherberge „R. Breitscheid“ in 99894 Friedrichroda,Wald-
str. 25.
Anmeldungen an: GNN Süd, Gutenbergstr. 48, 70176 Stuttgart.
Tel.: 0711/624701, Fax: 0711/621532


